
 

Gleiche Wurzeln, ähnlicher Spross, andere Blüte:  

Ursachenforschung zum unterschiedlichen Ist-Zustand der deutschen und 

französischen Grünen in parteienvergleichender Perspektive 

 

von Anastasia Pyschny 
 (M.A.; Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg) 

 
 

Abstract: 

Betrachtet man die historiographischen Analogien der grünen Partei Bündnis 90/Die Grünen 

in Deutschland und Les Verts (ab 2010: Europe-Ecologie-Les Verts, kurz EELV) in 

Frankreich erscheinen die unterschiedlichen Ist-Zustände beider politischer Organisationen 

zunächst paradox: Während die französischen Grünen keine Wahlerfolge verbuchen können 

und sich mit ihrem Regierungsaustritt im Anschluss an die Kommunalwahlen Ende März 

2014 in die politische Isolation manövriert haben, gelten die Bündnisgrünen im deutschen 

Parteiensystem als etablierte Größe. Der vorliegende Parteienvergleich versucht 

Erklärungsansätze für die unterschiedlichen Verfasstheiten beider Parteien aufzuzeigen, 

wobei sowohl externe Faktoren als auch binnenspezifische Erklärungsmuster wie ihre 

programmatische und organisatorische Gestaltung, in den Blick genommen werden.  

 

Résumé:  

Au vue des analogies historiques du parti vert allemand Bündnis 90/Die Grünen et de Les 

Verts en France (à partir de 2010 sous le nom Europe-Écologie-Les Verts (EELV)), les 

différents états de ces deux organisations politiques paraissent assez paradoxes. Tandis que le 

statut de EELV dans le système des partis en France est, notamment depuis leur départ du 

gouvernement en mars 2014, bien fragilisé, les Bündnisgrünen s’incarnent dans le système 

partisan allemand comme une organisation politique établie et stable. La comparaison de ces 

deux partis écologiques vise à pointer les théories d’explication de leurs différences en 

analysant des facteurs externes et internes. Surtout ces derniers, l’organisation thématique et 

la structure organisatrice des partis écologiques s'avèrent comme indicateurs significatifs. 
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1. Die Grünen im Visier:  
Französisches Verts-Bashing und deutsche Scheinkritik 
 

Das Parteijubiläumsjahr 2014 sollte sich für die französischen Grünen als desaströs erweisen. 

Die Kritiken ihrer politischen Bilanz anlässlich ihres 30-jährigen Parteibestehens am 

8. Februar waren vernichtend. Der Partei fehle es an einer Kompromisskultur („absence de 

culture du compromis“)1 und der französische Grünen-Experte Daniel Boy konstatierte 

bezüglich ihrer mangelnden Wahlerfolge: „Les verts n’ont pas bouleversé le paysage 

politique, leurs scores aux élections restent comparables à ceux obtenues précédemment. À la 

présidentielle comme aux législatives, ils stagnent toujours autour du 4 %“2. Vor diesem 

Hintergrund erschien die Aussage des Ko-Präsidenten der grünen Parlamentsfraktion, 

François de Rugy, man feiere das Jubiläum lediglich im kleinen Rahmen, weil Europe 

Écologie–Les Verts (EELV) keine Partei „riche“ 3 sei, eher als Ausrede denn als Argument.  

Darüber hinaus gibt es für künftige Feiern keinen Anlass. Das schlechte Abschneiden des 

linken Wahlbündnisses bei den Kommunalwahlen im März 20144 führte zur Neukonzipierung 

des rot-grünen Kabinetts und zum Regierungsaustritt – aufgrund der Ablehnung breiter Teile 

des sozialistischen Kurses – der grünen Minister Cécile Duflot und Pascal Canfin.5 Ihr 

Rücktritt rief zahlreiche Kritiken hervor. So wurde einerseits darauf verwiesen, dass der 

Austritt keinen Verlust darstelle, da die grünen Minister es nicht verstanden hätten, grüne 

Zielsetzungen in die Regierungsarbeit einzubringen.6 Andererseits offenbarte sich 

Unverständnis über ihren Rücktritt, da den Grünen bei der Kabinettsumbildung der lang 

ersehnte Posten des Umweltministers7 angeboten wurde.8 Mit diesem „coup de théâtre“ 

verschärfe die EELV lediglich ihre eigene Krise, hieß es in der Tageszeitung Le Figaro.9  

                                                 
1 La Croix; Castagnet, Mathieu (28.01.2014): À 30 ans, les Verts cherchent encore leur place, http://www.la-
croix.com/Actualite/France/A-30-ans-les-Verts-francais-cherchent-encore-leur-place-2014-01-28-1097548 
2 Ebd. 
3 L’Express; Pham-Lê, Jérémie (29.01.2014): Les Verts ont 30 ans, mais la fête n’est pas folle,  
http://www.lexpress.fr/actualite/politique/eelv/les-verts-ont-30-ans-mais-la-fete-n-est-pas-folle_1318476.html 
4 Bei den Kommunalwahlen einigte sich die EELV in vielen Kommunen mit der Parti Socialiste (PS) und 
vereinzelt mit der Front de Gauche (FG) im zweiten Wahlgang auf einen Kandidaten, um dessen Erfolgschancen 
zu steigern, was nur selten zum Erfolg führte. Vgl. Le Monde; N.N. (31.03.2014): Municipales 2014: Le PS 
défait par l’UMP et le FN, http://www.lemonde.fr/municipales/article/2014/03/31/le-ps-defait-par-la-vague-
bleue-de-l-ump-et-la-poussee-du-fn_4392490_1828682.html 
5 Vgl. Duflot, Cécile: De l’intérieur. Voyage au pays de la désillusion, Paris: Fayard 2014, S. 14.  
6 Vgl. Le Nouvel Observateur; Vilars, Timothée (03.04.2014): Les Verts au gouvernement: deux ans de 
couleuvres,  http://tempsreel.nouvelobs.com/politique/20140402.OBS2287/les-verts-au-gouvernement-deux-ans-
de-couleuvres.html 
7 In der vorliegenden Arbeit wird die maskuline Bezeichnung sowohl für Männer als auch für Frauen verwendet. 
Dies dient der besseren Lesbarkeit und stellt keine Diskriminierung dar. 
8 Vgl. Kommentar von Daniel Cohn-Bendit in Le Figaro; Zenno, Albert (02.04.2014): Les Verts refusent de 
s’embarquer avec Manuel Valls, a.a.O. 
9 Vgl. Ebd. 
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Ein ganz anderes Bild offenbarte sich in der deutschen Presseberichterstattung über Bündnis 

90/Die Grünen. Sie wurden bei ihrem 30-jährigen Parteijubiläum, das angesichts der früheren 

Gründung bereits im Januar 2010 gefeiert wurde, von der politischen Konkurrenz mit 

Lobeshymnen überhäuft. So betonte der damalige Vizepräsident der Sozialdemokratischen 

Partei Deutschland (SPD), Olaf Scholz, dass die Grünen „kein Betriebsunfall der Geschichte, 

nicht Fleisch vom Fleische, nicht die Hilfstruppe der SPD“10 seien. Der aktuelle 

Gesundheitsminister Hermann Gröhe der Christlich Demokratischen Union (CDU) schenkte 

der Partei einen Bonsai-Baum, mit dem symbolischen Vermerk, dass jene alt werden würden 

und stark seien. Da von außen kein Misstrauen zu vernehmen war, übernahmen die Grünen 

dies selbst: Stolz und lächelnd zeigte sich die damalige Bundesparteivorsitzende Claudia Roth 

neben ihrem männlichen Pendant Cem Özdemir in Lederjacke mit dem 68er-Slogan Traue 

keinem über 30.11 Mit dieser Selbstironie machte sie deutlich, wie gefestigt der Platz der 

Grünen in der bundesdeutschen Parteienlandschaft ist. 

Spätestens seit der Bundestagswahl im September 2013, bei der die Bündnisgrünen mit 8,4 

Prozent der Wählerstimmen circa zwei Prozentpunkte schlechter als im Wahljahr 2009 

abschnitten, übernahmen wieder externe Personen die Parteikritik. Allerdings dürfte diese 

ebenso wenig einen Image-Schaden für die Grünen bedeuten wie Roths 68er-Auftritt. 

Exemplarisch kann auf den Artikel „Verblüht“12 von Geschichtsprofessor Paul Nolte im 

Politik-Magazin Cicero verwiesen werden. In diesem heißt es, die Grünen hätten sich „zu 

Tode gesiegt“13. Wesentliche Forderungen, wie die Einführung des Dosenpfands und der 

Atomausstieg, seien erfüllt, was Nolte unter dem Slogan „Mission fulfilled“14 zusammenfasst. 

Er merkt darüber hinaus an, dass vieles bei den Grünen „in Normalität überführt“15 worden 

sei. Daraus ergibt sich seine zugespitzt formulierte These: „Wir schreiben das Ende des 

grünen Zeitalters.“16 Diese als Scheinkritik zu wertende Gegenwartsanalyse – besteht sie doch 

weitreichend aus Lob – findet sich auch im Zeit Online-Artikel „Die Grünen. Eine welke 

Partei“17. Auch in diesem huldigt der Autor den Grünen, indem er auf die gefestigte grün-rote 

(in Baden-Württemberg), rot-grüne (in Nordrhein-Westfalen) und schwarz-grüne 

Landesregierung (in Hessen) verweist, bevor er postuliert, dass die grüne Bundestagsfraktion 

                                                 
10 Der Tagesspiegel; Meisner, Matthias (11.01.2010): Jubiläum. Die Grünen: In Bewegung,   
http://www.tagesspiegel.de/politik/deutschland/jubilaeum-die-gruenen-in-bewegung/1661104.html 
11 Vgl. Ebd.  
12 Nolte, Paul: Verblüht, in: Cicero. Magazin für politische Kultur, Nr. 11 (2014), S. 42-49.   
13 Ebd.: S. 43. 
14 Ebd.: S. 45. 
15 Ebd.: S. 49. 
16 Ebd.  
17 Zeit Online; Geis, Matthias (10.04.2014): Die Grünen. Eine welke Partei, http://pdf.zeit.de/2014/16/gruene-
krise-partei.pdf 
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in ihrer Funktion als parlamentarische Opposition aktuell nichts mehr zu sagen hätte. Die 

Bundespartei befände sich demnach in einer „tiefen Krise“18. Deren Existenz leuchtet jedoch 

nicht ein, da die Kritik an der grünen Bundespolitik durch rühmliche Äußerungen des Autors 

wie zur gefestigten politischen Macht in den Landesregierungen, der kontroversenfreien 

Führungsmannschaft und den drei Jahrzehnten, in denen die Grünen bereits als 

„gesellschaftlich-politischer Großerfolg“19 fungierten, in den Hintergrund rückt. So 

verwundert es nicht, dass die Grünen im Bund – auch das läuft in dem Beitrag unter dem 

Banner der Kritik – ihre Krise „noch nicht gemerkt“20 haben.  

Bei der Gegenüberstellung dieser lobesreichen Hiobsbotschaften zu den Bündnisgrünen mit 

den Fundamentalkritiken an den französischen Grünen, die zu dem Neologismus des Verts-

Bashing21 geführt haben, sowie der konträren Zelebrierung der Jubiläen zum 30-jährigen 

Parteibestehen, offenbart sich das Bild zweier unterschiedlicher Parteien: Einer etablierten 

und einer, die ihren Platz im Parteiensystem noch nicht gefunden hat. Die vorliegende Arbeit 

möchte den verschiedenen Zuständen der grünen Parteien auf den Grund gehen und in einer 

vergleichenden Analyse die Ursache(n) für den unterschiedlichen Ist-Zustand der deutschen 

und französischen Grünen erforschen. Die aktuellen Bedeutungsunterschiede der beiden 

Parteien im politischen System Deutschlands und Frankreichs erscheinen vor dem 

Hintergrund ihrer ähnlichen Entwicklungsgeschichte, wie sie in Kapitel 2 dieser Arbeit 

nachgezeichnet wird, zunächst paradox. Unter Einbezug der historischen Entwicklungen wird 

in Kapitel 3 die Fragestellung mitsamt ihrer Teilhypothesen vorgestellt und mögliche 

Indikatoren zur Erklärung der Parteiunterschiede eruiert. Diese werden in Kapitel 4 bis 6 auf 

ihre Validität hin überprüft. In Kapitel 7 wird die Auswertung der Untersuchungsergebnisse in 

Hinblick auf die Fragestellung in komprimierter Form wiedergegeben.  

2. Grundlagen  
 

Bevor in Kapitel 3 grundlegende Messindikatoren für die Erklärung der unterschiedlichen 

Lage der deutschen und französischen Grünen aufgestellt werden, steht im Folgenden die 

komparatistische Methode und ihre Besonderheiten innerhalb der deutsch-französischen 

Parteienforschung im Fokus. Daran anschließend werden die prinzipiellen 

Entwicklungsstränge beider Parteien aufgezeigt.   

                                                 
18 Ebd.  
19 Ebd.  
20 Ebd.  
21 Vgl. den Kommentar von Jean-Luc Bennahmias in: Le Monde; Jaxel-Truer, Pierre (14.11.2014): L’enfer, c’est 
les Verts, http://www.lemonde.fr/m-actu/article/2014/11/14/sale-temps-pour-les-verts_4522884_4497186.html 
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2.1 Zur Komparatistik deutscher und französischer Parteien  
 

Zu Beginn dieser Arbeit soll zunächst geklärt werden, warum die Gegenüberstellung der 

grünen Parteien in Deutschland und Frankreich sinnvoll ist und was dabei beachtet werden 

muss. Dabei gilt für die vergleichende Methode grundsätzlich: Es können nur Phänomene 

oder Dinge verglichen werden, die sowohl Unterschiede als auch Gemeinsamkeiten 

aufweisen. Sind zwei Phänomene identisch bzw. völlig verschieden, ist eine 

Gegenüberstellung nicht zielführend. Gemeinsam ist Bündnis 90/Die Grünen und Les Verts 

(ab 2010 EELV), dass sich beide Parteien zu Beginn der 1980er Jahre in westeuropäischen 

Demokratien herausgebildet haben. Die politischen Systeme Deutschlands und Frankreichs 

sind auf Parteienpluralismus, d.h. die Existenz mehrerer, miteinander fair konkurrierender 

Parteien, ausgerichtet. Alle verfassungskonformen Parteien haben die Möglichkeit, ihre 

wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Ziele autonom zu verfolgen. Verstanden als „auf 

Dauer angelegte Organisation[en] politisch gleichgesinnter Menschen“22 spielen Parteien in 

beiden europäischen Ländern für die politische Meinungsbildung eine große Rolle: „En 

France comme en Allemagne, les partis jouent un rôle central dans le processus de formation 

politique de l’opinion publique.“23 Hinsichtlich ihrer rechtlichen Stellung sind jedoch 

Unterschiede zu konstatieren, die im Rahmen des systematischen Vergleichs beachtet werden 

müssen.   

In Artikel 21 des deutschen Grundgesetzes (GG) heißt es: „Die Parteien wirken bei der 

politischen Willensbildung des Volkes mit.“ In der Praxis erwächst den deutschen Parteien 

durch diese Aussage eine Reihe an Aufgaben, die im Parteiengesetz in Artikel 2 Absatz 2 

präzisiert werden:  

Die Parteien wirken an der Bildung des politischen Willens des Volkes auf allen Gebieten des 
öffentlichen Lebens mit, indem sie insbesondere auf die Gestaltung der öffentlichen Meinung 
Einfluß [sic!] nehmen, die politische Bildung anregen und vertiefen, die aktive Teilnahme der 
Bürger am politischen Leben fördern, zur Übernahme öffentlicher Verantwortung befähigte 
Bürger heranbilden, sich durch Aufstellung von Bewerbern an den Wahlen in Bund, Ländern 
und Gemeinden beteiligen, auf die politische Entwicklung in Parlament und Regierung 
Einfluß [sic!] nehmen, die von ihnen erarbeiteten politischen Ziele in den Prozeß [sic!] der 
staatlichen Willensbildung einführen und für eine ständige lebendige Verbindung zwischen 
dem Volk und den Staatsorganen sorgen. 

 
Durch diese umfangreiche Funktionszuschreibung nehmen die Parteien in Deutschland eine 

herausragende Stellung ein, die sie von anderen gesellschaftlichen Organisationen wie 

                                                 
22 Schubert, Klaus; Klein, Martina: Das Politiklexikon, Bonn: J.H.W. Dietz 2001, S. 217. 
23 Demesmay, Claire; Glaab, Manuela: Introduction, in: L’avenir des partis politiques en France et en 
Allemagne, hg. von Claire Demesmay und Manuela Glaab, Villeneuve d’Ascq: Septentrion 2009, S. 11. 
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Vereinen oder Verbänden abhebt. Im Parteiengesetz kommt ihnen folgende, eigenständige 

Definition zu:  

Parteien sind Vereinigungen von Bürgern, die dauernd oder für längere Zeit für den Bereich 
des Bundes oder eines Landes auf die politische Willensbildung Einfluß [sic!] nehmen und an 
der Vertretung des Volkes im Deutschen Bundestag oder einem Landtag mitwirken wollen, 
wenn sie nach dem Gesamtbild der tatsächlichen Verhältnisse, insbesondere nach Festigkeit 
ihrer Organisation, nach der Zahl ihrer Mitglieder und nach ihrem Hervortreten in der 
Öffentlichkeit eine ausreichende Gewähr für die Ernsthaftigkeit dieser Zielsetzung bieten. 

 
Darüber hinaus enthält das Parteiengesetz ausführliche Vorgaben zur inneren Ordnung (§6-

16), Kandidatenaufstellung (§17), staatlichen Finanzierung (§18-22), Rechenschaftspflicht 

(§23-31) und zum Verbotsverfahren von Parteien (§32-33). Aufgrund dieser Komplexität 

bezeichnet der französische Rechtswissenschaftler Michel Fromont das deutsche 

Parteiengesetz als Parteiengesetzbuch („un véritable petit code des partis politiques“24). Diese 

Betitelung ist im Vergleich zu dem Rechtsstatut der französischen Parteien durchaus 

angemessen. So wird in Artikel 4 der französischen Verfassung lediglich auf die 

Wahlteilnahme der Parteien verwiesen: „Les partis et groupements politiques concourent à 

l’expression du suffrage.“ Ein Äquivalent zum deutschen Parteiengesetz, in dem die 

Aufgaben und Funktionen der Parteien näher erläutert werden, existiert nicht. Lange Zeit galt 

für die französischen Parteien das Vereinsrecht von 1901.25 Ein gesondertes Statut und 

staatliche Subventionen kamen ihnen erst ab 1988 mit den gesetzlich verabschiedeten 

Regelungen zur Parteienfinanzierung zu.26 Doch enthalten diese keinen Aufgabenkatalog und 

keine speziellen Angaben zur ihrer inneren Ordnung, weshalb den Parteien in Frankreich de 

jure keine über die Wahlen hinausgehende allgemeine politische Rolle zugeschrieben wird.  

Die im Vergleich mit Deutschland begrenzte rechtliche Verankerung der französischen 

Parteien ist keine Gesetzeslücke, sondern war anvisiertes Ziel der Gründungsväter der 

V. Republik. Die Kompetenzen der Parteien sowie der zwei Parlamentskammern (Assemblée 

Nationale und Sénat) wurden zu Gunsten einer starken Exekutive bewusst eingeschränkt.27 So 

sollte der gouvernementalen Instabilität und kurzen Lebensdauer der Regierungskabinette, 

wie sie in der III. und IV. Republik vorherrschten, entgegenwirkt werden.28 In Deutschland, 

wo die Exekutivgewalt des Kaiserreiches sowie später der Weimarer Republik keiner 

                                                 
24 Fromont, Michel: Le statut des partis politiques en France et on Allemagne, in: Festschrift für Dimitris Th. 
Tsatsos, hg. von Peter Häberle et al., Baden Baden: Nomos 2003, S. 158. 
25 Vgl. Hallermann, Andreas; Kaim, Markus: Parteien im internationalen Vergleich, Erfurt: Landeszentrale für 
politische Bildung Thüringen 2003, S. 74.  
26 Vgl. Ruß, Sabine: Von der Improvisation zur Etatisierung. Die Finanzierung der französischen Parteien und 
Wahlkämpfe, in: Parteien in Frankreich, hg. von Sabine Ruß et al., Opladen: Leske + Budrich 2000, S.109. 
27 Vgl. Hallermann, Andreas; Kaim, Markus: Parteien im internationalen Vergleich, a.a.O., S. 74. 
28 Vgl. Pütz, Christine: Rolle und Funktion der Parteien, in: Parteien in Frankreich, hg. von Sabine Ruß et al., 
Opladen: Leske + Budrich 2000, S. 80. 
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wirklichen Parlamentsverantwortlichkeit unterlag29, existierten jene Sorgen vor einem 

übermächtigen régime des partis30 nicht. Zudem lehnten es die Verfasser des Grundgesetzes 

ab, die Exekutivspitze mit überaus einflussreichen Machtinstrumenten auszustatten, wie es die 

französischen Verfassungsväter taten. Der Bundeskanzler wird nicht wie der französische 

Staatspräsident direkt vom Volk gewählt (dies wurde in Frankreich per Referendum im Jahr 

1962 beschlossen)31 und kann auch keine Entscheidungen per Referendum herbeiführen. 

Zwar wurde in Frankreich das Mittel des Referendums32 seit fast zehn Jahren nicht mehr 

angewandt, doch allein die rechtliche Möglichkeit dazu bedeutet, dass die Parteien bei 

politischen Entscheidungsprozessen umgangen werden könnten. Diese historischen 

Charakteristika führten dazu, dass sich im deutschen Recht eine institutionelle Konzeption der 

Parteien mit einer starken gesellschaftlich-staatlichen Bindegliedfunktion durchgesetzt hat, 

während dem französischen Recht eine auf Wahlen begrenzte Parteienkonzeption zu Grunde 

liegt.33  

Neben den Unterschieden im Parteienrecht ist im Rahmen des Parteienvergleichs auf das 

ungleiche Wahlrecht in Deutschland und Frankreich zu verweisen. Das personalisierte 

Verhältniswahlrecht in Deutschland und das romanische Mehrheitswahlrecht in Frankreich 

setzen im jeweiligen Parteiensystem andere Akzente und erzeugen somit unterschiedliche 

Rahmenbedingungen für den Erfolg oder Misserfolg von Parteien. In Deutschland hat jeder 

Wähler bei der Bundestagswahl zwei Stimmen. Mit der Erststimme wird in den 299 

Wahlkreisen je ein Direktkandidat gewählt, wobei der Bewerber mit den meisten Stimmen in 

den Bundestag einzieht. Mit der Zweitstimme, auch Parteienstimme genannt, werden 

ebenfalls 299 Kandidaten gewählt, in diesem Fall jedoch von den geschlossenen Landeslisten 

der Parteien. Allein die Zweitstimme ist es, die über die Sitzverteilung der Abgeordneten im 

Bundestag entscheidet.34  

Aufgrund der dominierenden Komponente der Verhältniswahl kann eine Partei in 

Deutschland in der Regel nicht allein regieren und benötigt einen Koalitionspartner. Die 

deutsche Parteiengeschichte bestätigt, dass neben den Volksparteien CDU, die gemeinsam mit 

                                                 
29 Vgl. Holtmann, Everhard: Der Parteienstaat in Deutschland. Erklärungen, Entwicklungen, Erscheinungsbilder, 
Bonn: Bundeszentrale für politische Bildung 2012, S. 29. 
30 Dieser Terminus wurde von dem französischen Staatspräsidenten Charles de Gaulle abwertend für das 
politische System der III. und IV. Republik verwendet. Vgl. Kimmel, Adolf: Das politische System der V. 
französischen Republik. Ausgewählte Aufsätze, Baden Baden: Nomos 2014, S. 230.  
31 Vgl. Hallermann, Andreas; Kaim, Markus: Parteien im internationalen Vergleich, a.a.O., S. 75. 
32 Vgl. Art. 11 Constitution française. 
33 Vgl. Fromont, Michel: Le statut des partis politiques, a.a.O., S. 155ff. 
34 Vgl. §1-§6 BWahlG. Wenn eine Partei bei der Wahl zum Bundestag mehr Direktmandate über die 
Erststimmen erhält, als ihr Sitze im Bundestag gemäß der Anzahl der Zweitstimmen zustehen, werden an jene 
Parteien Überhangmandate vergeben. Die zusätzlichen Mandate bewirken, dass der Bundestag in aller Regel aus 
mehr als 598 Abgeordneten besteht.  
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der Christlich Sozialen Union (CSU) eine Bundestagsfraktion bildet, und SPD auch kleinere 

Parlamentsparteien wie die Freie Demokratische Partei (FDP) und Bündnis 90/Die Grünen 

Regierungsverantwortung übernahmen.35 Allerdings müssen Parteien, um bei der Vergabe der 

Parlamentsmandate berücksichtigt zu werden, die Fünf-Prozent-Hürde überwinden oder in 

mindestens drei Wahlkreisen ein Direktmandat erringen.36 Diese Festlegung wirkt der 

Zersplitterung der im Bundestag vertretenen Parteien entgegen. So hat sich ab dem Jahr 2005 

ein fluides Fünfparteiensystem herauskristallisiert37, das sich seit den Bundestagswahlen im 

September 2013 mit den enormen Wahleinbußen der FDP aktuell zu einem 

Vierparteiensystem entwickelt hat.38  

Das französische Parteiensystem ist durch einen sehr hohen Fragmentierungsgrad 

gekennzeichnet. Es besteht aus einer schwer zu überschauenden Anzahl an Parteien, die sich 

regelmäßig umbenennen, spalten, auflösen oder zu neuen Bündnissen zusammenschließen.39 

Die hohe Anzahl der Parteien führt dazu, dass bei Präsidentschaftswahlen und den Wahlen 

der 577 Abgeordneten in die Assemblée Nationale eine Fülle an Kandidaten antreten. Zehn 

(wie bei den letzten Präsidentschaftswahlen 201240) bis zu teilweise mehr als zwanzig 

Bewerber (wie in einigen Wahlkreisen bei den Legislativwahlen im Juni 201241) können sich 

im ersten Wahlgang gegenüberstehen. Da für den Erhalt eines Mandates gemäß dem 

romanischen Mehrheitswahlrecht im ersten Wahlgang die absolute Mehrheit notwendig ist 

und diese meist nicht erreicht wird, findet in der Regel ein zweiter Wahlgang statt.42 Bei 

diesem konkurrieren nur noch die Bewerber um das politische Amt, die im ersten Wahlgang 

mindestens 12,5 Prozent der Stimmen auf sich vereinen konnten. Zur Mandatsübernahme 

reicht dann die relative Mehrheit der Stimmen aus. Dabei ist es bei den Stichwahlen oft der 

                                                 
35 Die FDP bildete in den Jahren 1949-1957, 1961-1965, 1982-1998 und 2009-2013 eine Regierungskoalition 
mit der CDU; 1969-1982 eine Regierungskoalition mit der SPD. Bündnis 90/Die Grünen regierten auf 
Bundesebene 1998-2005 mit der SPD (siehe Kapitel 2.2.3 in dieser Arbeit).  
36 Vgl. §6 (3) BwahlG.  
37 Vgl. Niedermayer, Oskar: Das fluide Fünfparteiensystem nach der Bundestagswahl 2005, in: Die Parteien 
nach der Bundestagswahl 2005, hg. von Oskar Niedermayer, Springer VS 2008, S. 9-35.  
38 Vgl. Heinrich Böll Stiftung Brandenburg; N.N. (23.10.2013): Zurück zum Vier-Parteien-System? Die 
Ergebnisse der Bundestagswahl und ihre Folgen,  http://www.boell-brandenburg.de/de/2013/10/23/zurueck-zum-
vier-parteien-system-die-ergebnisse-der-bundestagswahl-und-ihre-folgen 
39 Vgl. Schild, Joachim: Wählerverhalten und Parteienwettbewerb, in: Parteien in Frankreich. Kontinuität und 
Wandel in der V. Republik, hg. von Sabine Ruß et al., Opladen: Leske + Budrich 2000, S. 57.  
40 Vgl. ZEIT Online; dpa (22.04.2012): Kurzporträts: Die Präsidentschaftsbewerber, 
http://www.zeit.de/news/2012-04/22/wahlen-kurzportraets-die-praesidentschaftsbewerber-22095004 
41 Vgl. Ministère de l’intérieur; N.N.: Résultats des élections législatives 2012, 
http://www.interieur.gouv.fr/Elections/Les-
resultats/Legislatives/elecresult__LG2012/%28path%29/LG2012/075/07508.html 
42 Vgl. Art. L126 code électoral. 
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Fall, dass sich zwei Kandidaten gegenüberstehen, wobei einer dem linken, der andere dem 

rechten Parteienlager zuzuordnen ist.43  

Die durch den zweiten Wahlgang bestärkte Tendenz der Bipolarisierung auf der links-rechts 

Achse sorgt bis dato dafür, dass kleine und zentristische Parteien in Frankreich keine großen 

Wahlerfolge verbuchen können. Das Präsidentenamt changiert stets zwischen Sozialisten und 

Konservativen und auch auf parlamentarischer Ebene wechseln die Mehrheiten zwischen den 

beiden großen Lagern. Schaffen es dennoch Kandidaten jenseits der konservativen Partei, seit 

2002 unter dem Namen Union pour un mouvement populaire (UMP) aktiv44, und der Parti 

Socialiste (PS) ins Parlament, dann nur, weil vor anstehenden Wahlen mit den beiden großen 

Parteien Wahlallianzen vereinbart wurden.45 Bei diesen einigt man sich in bestimmten 

Wahlkreisen auf einen gemeinsamen Kandidaten und vergrößert dadurch dessen 

Gewinnchancen.46 Bei den Stichwahlen der Präsidentschaftswahlen unterstützen kleinere 

Parteien meist den Kandidaten der UMP oder der PS, um dafür bei der Kabinettsbildung mit 

einem oder mehreren Ministerposten bedacht zu werden. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass 

Koalitionsabsprachen nur innerhalb des linken oder rechten Lagers stattfinden. Eine Große 

Koalition wie in Deutschland gab es in der V. Republik bislang nicht, ebenso wenig wie in 

den Regionen, Departements oder in größeren Städten.47  

Vor dem Hintergrund des unterschiedlichen Parteien- und Wahlrechts ergibt sich 

möglicherweise das Bild, dass die deutschen Parteien eine starke, die französischen Parteien 

eine schwache Rolle im politischen System des jeweiligen Landes einnehmen. Diese 

Beobachtung ist nicht falsch, greift aber hinsichtlich der Rolle der französischen Parteien zu 

kurz. Es ist richtig, dass die rechtliche Stellung der französischen Parteien auf Wahlen 

begrenzt ist, dass sie durch das präsidiale Machtinstrument des Referendums als Bindeglied 

zwischen Staat und Gesellschaft bei politisch wichtigen Entscheidungen übergangen werden 

können und der Herausforderung gegenüberstehen, sich in einem stark fragmentierten und 

segmentierten Parteiensystem Gehör zu verschaffen. Richtig ist jedoch auch, dass die 

französischen Parteien genau wie in Deutschland Verfassungsrang haben, seit dem Jahr 1988 

bei Auflagenerfüllung staatlich subventioniert werden und Funktionen ausüben, die die 

institutionelle Stabilität des politischen Systems ermöglichen. Dazu gehört vor allem die 

Selektion und Rekrutierung von politischem Personal. Die wenigsten Kandidaten haben die 

                                                 
43 Vgl. Schild, Joachim: Wählerverhalten und Parteienwettbewerb, a.a.O. S. 57. 
44 Vgl. Hallermann, Andreas; Kaim, Markus: Parteien im internationalen Vergleich, a.a.O., S. 75.  
45 Vgl. Kimmel, Adolf: Das politische System der V. französischen Republik, a.a.O., S. 274.  
46 Vgl. Ebd. 
47 Vgl. Sauger, Nicolas: Das Parteiensystem der V. Republik, in: Länderbericht Frankreich, hg. von Adolf 
Kimmel und Henrik Uterwedde, Bonn: Bundeszentrale für politische Bildung 2012, S. 116.  
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finanziellen und organisatorischen Mittel, um in einem Wahlkreis parteiunabhängig zu 

kandidieren und selbst nach erfolgreicher Wahl müssten sie sich in der Assemblée Nationale – 

um politisch etwas bewegen zu können – einem der beiden politischen Lager zuordnen.48 Das 

Gleiche gilt für die Präsidentschaftswahlen, bei denen trotz eines hohen 

Personalisierungsgrades der Leitspruch gilt: „[…] erfolgreiche Kandidaturen sind 

Parteikandidaturen“49. Folglich kommt den Parteien in Frankreich wie in Deutschland (dort 

vor allem durch die Aufstellung geschlossener Wahllisten durch die 

Parteimitglieder/Parteidelegierten) bei der Kandidatennominierung de facto eine 

Monopolstellung zu. Aus diesen Gründen sollte bei dem Rollenvergleich deutscher und 

französischer Parteien nicht pauschal von einer starken und einer schwachen Stellung die 

Rede sein, sondern von einer starken und einer demgegenüber schwächeren Position. Des 

Weiteren ist anzumerken, dass die deutschen Parteien trotz ihrer privilegierten Rechtsstellung 

vor großen Herausforderungen stehen. Die für die Bundesrepublik gängige Bezeichnung 

Parteiendemokratie50 ändert nichts an der sinkenden Wahlbeteiligung und den rückläufigen 

Mitgliederzahlen der Parteien.51 Diese Belastungsproben gelten sowohl für die Parteien in 

Deutschland als auch in Frankreich – ergo auch für die in dieser Arbeit relevanten Parteien 

Bündnis 90/Die Grünen und EELV.52  

Ihre Gegenüberstellung ist insofern ein forschungsrelevantes Novum, als sich die bislang 

veröffentlichten Publikationen zur deutsch-französischen Parteienforschung in der Regel auf 

(Sammel-)Bände beschränken, die sich mit den Parteien, -systemen und -familien in Europa 

beschäftigen. Stellvertretend kann auf die Standardwerke Grüne Parteien in Westeuropa 

(1993), Green Parties in National Governments (2002) sowie auf das Handbuch der Heinrich-

Böll-Stiftung Die Grünen in Europa (2004) verwiesen werden.53 Bei diesen 

Vergleichsziehungen handelt es sich hauptsächlich um eine Aneinanderreihung von 

länderspezifischen Darstellungen verschiedener grüner Parteien (country by country 

approach), in deren Schlusskapitel evidente Gemeinsamkeiten bzw. Unterschiede 

zusammenfassend dargestellt werden. Die vorliegende Untersuchung unterscheidet sich von 

jenen Werken insofern, als (a) eine spezifische, analytische Fragestellung verfolgt wird (siehe 
                                                 
48 Vgl. Hallermann, Andreas; Kaim, Markus: Parteien im internationalen Vergleich, a.a.O., S. 80. 
49 Pütz, Christine, Rolle und Funktion der Parteien, a.a.O., S. 88.  
50 Gemeint ist eine Demokratie „in der politischen Parteien eine wesentliche Rolle im Willenbildungs- und 
Entscheidungsprozeß zukommt“, Vgl. Schmidt, Manfred G.: Wörterbuch zur Politik, Stuttgart: Kröner 1995, S. 
701.  
51 Vgl. Holtmann, Everhard: Der Parteienstaat in Deutschland, a.a.O., S. 19. 
52 Demesmay, Claire; Glaab, Manuela: Introduction, a.a.O., S. 13.   
53 Müller-Rommel, Ferdinand: Grüne Parteien in Westeuropa: Entwicklungsphasen und Erfolgsbedingungen, 
Opladen: Westdeutscher Verlag 1993.; Müller-Rommel, Ferdinand; Poguntke Thomas (Hg.): Green Parties in 
National Governments, London; Portland: Frank Cass 2002.; Heinrich-Böll-Stiftung (Hg.): Die Grünen in 
Europa: Ein Handbuch, Münster: Westfälisches Dampfboot 2004.  
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Kapitel 3.1), dabei (b) komplexitätsreduzierend nur auf die Grünen in Deutschland und 

Frankreich eingegangen wird, was (c) eine zusammenhängende Vergleichsziehung beider 

Parteien ermöglicht. Begonnen wird in diesem Rahmen mit der Gegenüberstellung ihrer 

historischen Entwicklungsstränge.  

 

2.2 Historische Entwicklungsstränge der deutschen und  
französischen Grünen  
 

Die gegenüberstellende Darstellung der historischen Entwicklung von Bündnis 90/Die 

Grünen und EELV ist im Rahmen dieser Arbeit aus zweierlei Gesichtspunkten unerlässlich: 

aus Sicht der Parteienforschung und aus Sicht der vergleichenden Parteienforschung. Gemäß 

der ersten kann argumentiert werden, dass Parteien und Parteistrukturen nur im Spiegel ihrer 

historischen Wurzeln verstanden werden können. Diesen Gedanken bringt der französische 

Politikwissenschaftler Maurice Duverger bereits im Jahr 1959 in seinem Werk Die politischen 

Parteien ausdrucksstark auf folgende Formulierung: „Wie die Menschen in ihrer Kindheit die 

Prägung für das ganze Leben erfahren, so unterliegen auch die Parteien den tiefgehenden 

Einflüssen ihrer Entstehungszeit.“54 Demnach setzt der Blick auf die aktuelle Lage von 

Parteien die Analyse ihrer historischen Entwicklung voraus.  

Der zweite Grund für die notwendige Betrachtung der historischen Entwicklungsstränge der 

grünen Parteien liegt in der komparatistischen Methode dieser Arbeit. Die Gegenüberstellung 

der Parteientwicklungen zeigt erste Gemeinsamkeiten bzw. Unterschiede der deutschen und 

französischen Grünen auf, die bei der späteren Analyse zur Erklärung ihres unterschiedlichen 

Ist-Zustands herangezogen werden können. Diese zu übergehen, hätte eine 

Perspektivenverengung zur Folge, welche die Untersuchungsergebnisse nicht nur in ihrer 

Validität einschränken würde, sondern auch verzerren könnte. Um dies zu vermeiden, werden 

im Folgenden die historisch grundlegenden Leitlinien umrissen: (a) der Ökologiebewegung 

und Parteigründung, (b) der parlamentarischen Etablierung und (c) der Regierungsbeteiligung 

von Bündnis 90/die Grünen und EELV. Dabei ist vor allem von Interesse, ob, wann und wie 

die Schritte der zunehmenden institutionellen Einbindung bei den deutschen und 

französischen Grünen erfolgten. Fest steht, dass der grünen Parteiengeschichte in beiden 

Ländern eine lange Bewegungsgeschichte vorausgeht, die chronologisch zuerst betrachtet 

wird.  

                                                 
54 Duverger, Maurice: Die Politischen Parteien, Tübingen: J.C.B. Mohr 1959, S. 1. 
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2.2.1 Ökologiebewegung und Parteigründung  
 

Das ideologische Fundament der deutschen und französischen Grünen wurde lange Zeit vor 

ihren Parteigründungen gelegt. Ausgangspunkt waren die Studentenproteste des Jahres 1968. 

Jene Proteste liefen in Deutschland und Frankreich keinesfalls identisch ab und reagierten auf 

unterschiedliche innen- und außenpolitische Weichenstellungen.55 Allerdings verfolgten die 

Demonstranten mit ihrem Protest das gleiche Ziel: Sie wollten einen soziokulturellen Wandel 

herbeiführen.56 Die Protestaktionen flachten jedoch in beiden Ländern – wenn auch aus 

unterschiedlichen Gründen – wieder ab. In Deutschland verlor die Studentenbewegung mit 

der von ihr heftig boykottierten Verabschiedung der Notstandsgesetze Ende Mai 1968 an 

Zugkraft.57 In Frankreich hat der damalige Staatspräsident de Gaulle den Demonstrationen 

mit Reformmaßnahmen (wie die Schaffung eines Hochschulrahmengesetzes, die 

Liberalisierung von Radio und Fernsehen sowie die Errichtung eines Ministeriums für 

Umweltschutz im Jahr 197058) entgegengewirkt. Dennoch blieb auf beiden Seiten des Rheins 

ein systemkritisches Klima bestehen, was zur Bildung der Neuen Sozialen Bewegung59 

beitrug. Diese setzte sich aus verschiedenen Teilbewegungen zusammen, zu denen vor allem 

die Ökologie-, Frauen-, und Friedensbewegung zählte.60 Alle drei Strömungen spielten bei der 

Gründung der deutschen und französischen Grünen-Partei eine maßgebende Rolle, wobei der 

Einfluss der Ökologiebewegung am stärksten zu bewerten ist.  

In Deutschland erhielt die in deutscher Übersetzung 1972 vom Club of Rome publizierte 

Studie „Die Grenzen des Wachstums“ große Aufmerksamkeit und trug zu einem höheren 

Umweltbewusstsein bei.61 Die Hauptthese des Werkes, wonach bei anhaltender extensiver 

Nutzung der Rohstoffe durch die Industrieländer die absolute Wachstumsgrenze innerhalb der 

nächsten 100 Jahre erreicht wird, evozierte eine breite gesellschaftliche Kritik, die als Wurzel 

der Umweltschutzbewegung begriffen werden kann.62 Daraufhin formierten sich auf 

regionaler Ebene mehrere Bürgerinitiativen, die sich verstärkt für Umweltthemen engagierten. 

                                                 
55 Vgl. Klimke, Martin: 1968 als transnationales Ereignis, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, Ausgabe 14-15, 
Bonn: Bundeszentrale für politische Bildung 2008, S. 25.  
56 Vgl. Ebd.: S.27.  
57 Vgl. Klein, Markus; Falter, Jürgen W.: Der lange Weg der Grünen. Eine Partei zwischen Protest und 
Regierung, München: C.H. Beck 2003, S. 18. 
58 Vgl. Hangen, Claudia: Die Partei der Grünen in Frankreich. Ideologie und Bewegung, Wiesbaden: DUV 2005, 
S. 113. 
59 Der Begriff Neue Soziale Bewegung(en) bezeichnet „Gruppen und Aktivitäten, die sich (in der Nachfolge der 
Studentenbewegung) seit den 1970er-Jahren für den Ausbau der Bürgerrechte, für Emanzipation und 
Gleichberechtigung, alternative Lebensstile, den Umweltschutz und die Friedenspolitik einsetzen.“  
Vgl. Schubert, Klaus; Klein, Martina: Das Politiklexikon, a.a.O., S. 203. 
60 Vgl. Klein, Markus; Falter, Jürgen: Der lange Weg der Grünen, a.a.O., S. 19. 
61 Vgl. Ebd.: S. 20-21.  
62 Vgl. Ebd.  
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Im Vordergrund stand dabei der Protest gegen die Atomkraft. Im Jahr 1975 gab es 

Demonstrationen gegen den geplanten Kraftwerksbau in Wyhl, 1976 in Brokdorf, 1977 in 

Grohnde und Kalkar sowie 1980 gegen das geplante Atommüllendlager in Gorleben.63 Viele 

der Aktivisten einte die Kritik an der unreflektierten Nutzung technischer Neuerungen zu 

Gunsten des Wirtschaftswachstums. Doch fernab jenes fortschrittskritischen Konsens’ stellten 

sich die Demonstranten als politisch heterogene Masse dar: gewaltbereit oder pazifistisch 

setzten sie sich mit eher kommunistischer, sozialistischer, konservativer oder libertärer 

Orientierung für einen nachhaltigeren Umgang mit der Natur ein. Die politische Heterogenität 

spiegelt sich auch in den Bemühungen wider, ökologische Themen auf die parlamentarische 

Aktionsebene zu heben.  

Ab 1977 gab es neben links-alternativen auch bürgerlich-ökologische Wahlbündnisse, die bei 

Kommunal- und Regionalwahlen darauf abzielten, auf Umweltprobleme aufmerksam zu 

machen.64 Dass die Ökologiebewegung nicht nur linke und alternative Kräfte bündelte, 

verdeutlicht sich an den beiden Vorläuferparteien der späteren Grünen. Die bereits 1965 

bundesweit organisierte Kleinstpartei Aktionsgemeinschaft Unabhängiger Deutscher (AUD) 

ist aus der national-neutralistischen Rechten hervorgegangen und die Grüne Aktion Zukunft 

(GAZ) wurde im Jahr 1978 von dem ehemaligen CDU-Mitglied Herbert Gruhl gegründet.65 

Beide Parteien schlossen sich für die Europawahlen im Jahr 1979 mit den kommunal und 

regional organisierten ökologischen Kräften, darunter auch diverse K-Gruppen66, zu der Liste 

Sonstige Politische Vereinigung DIE GRÜNEN (SPV DIE GRÜNEN) zusammen.67 Die unter 

der ideologischen Klammer der Ökologieproblematik geschlossene links-rechts Allianz 

erzielte ein Wahlergebnis von 3,2 Prozent, was ungefähr 900.000 Wählerstimmen entsprach.68 

Dies war mehr als nur ein Achtungserfolg, da der Vereinigung mit diesem Resultat 

Wahlkampfkosten in Höhe von 4,5 Millionen DM zurückerstattet wurden.69 Viele – vor allem 

linke – Umweltsympathisanten, die einer Parteigründung zunächst kritisch gegenüberstanden, 

konnten aufgrund dieser finanziellen Unterstützung vom Gründungsakt überzeugt werden. 

                                                 
63 Vgl. Ebd.  
64 Vgl.: Probst, Lothar: Bündnis 90/Die Grünen, in: Handbuch Parteienforschung, hg. von Oskar Niedermayer, 
Wiesbaden: VS 2013, S. 512.  
65 Vgl. Hüllen, Rudolf van: Ideologie und Machtkampf bei den Grünen. Untersuchung zur programmatischen 
und innerorganisatorischen Entwicklung einer deutschen „Bewegungspartei“, Bonn: Bouvier Verlag 1990, 
S. 141-154.  
66 Der Begriff fungiert als „Sammelbezeichnung für eine Vielzahl politischer Gruppen […], die sich seit Ende 
der 1960er-Jahre am chinesischen Marxismus-Leninismus (Maoismus) orientierten und zum Ziel hatten, die 
bürgerliche Gesellschaft in D[eutschland] und anderen europäischen Ländern (auch mit Waffengewalt) zu 
beseitigen.“, Schubert, Klaus; Klein, Martina: Das Politiklexikon, a.a.O., S. 159. 
67 Vgl. Hüllen, Rudolf van: Ideologie und Machtkampf bei den Grünen, a.a.O., S. 168.  
68 Vgl. Probst, Lothar: Bündnis 90/Die Grünen, in: Handbuch der deutschen Parteien, hg. von Frank Decker und 
Viola Neu, Bonn: Bundeszentrale für politische Bildung 2007, S. 173.  
69 Vgl. Ebd.: S. 173-174.  
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Dieser vollzog sich offiziell im Januar 1980 in Karlsruhe. Allerdings sorgten die diffusen 

politischen Konzeptionen der Gründungsmitglieder dafür, dass die endgültige Konstituierung 

erst im Juni 1980 abgeschlossen werden konnte.70  

In Frankreich setzte die ökologische Sensibilisierung wie in Deutschland zu Beginn der 

1970er Jahre ein. Der Journalist und Schriftsteller Alain Hervé gründete im Rahmen der 

internationalen Organisation Friends of the Earth im Jahr 1971 die französische Vereinigung 

Les Amis de la Terre, die viele Umweltschützer vereinte. Aufgrund der Ölkrise im Jahr 1973 

und der darauf folgenden Ankündigung des französischen Premierministers Pierre Messmer, 

ein expansives Atomstromprogramm betreiben zu wollen, entstanden viele weitere 

Umweltorganisationen. Wie in Deutschland bildete sich Mitte der 1970er Jahre eine starke 

Anti-AKW-Bewegung heraus, die sich an verschiedenen Standorten gegen den Bau von 

Atommeilern einsetzte. Besonders viele Unterstützer versammelten sich bei den Protesten 

gegen den Kraftwerksbau in Flamanville (1974), Plogoff (1975) und Malville (1977). 

Allerdings flachte der Protest nach der Massendemonstration in Malville, bei der sich circa 

80.000 Aktivisten versammelt hatten, wieder ab, weil der Pazifist Vital Michalon bei den 

Ausschreitungen tödlich von einer Granate getroffen wurde.71  

Zu dieser Zeit hatten sich französische Umweltgruppierungen (zusammen mit feministischen 

und Dritte-Welt-Gruppen) im Gegensatz zur deutschen Ökologiebewegung bereits des 

Öfteren an Wahlen beteiligt. Im Jahr 1973 traten bei den Parlamentswahlen im elsässischen 

Mülhausen einzelne Umweltschützer an.72 1974 kandidierte René Dumont als erster grüner 

Kandidat bei den Präsidentschaftswahlen und nahm mit einem Wahlergebnis von 1,3 Prozent 

den sechsten Platz von insgesamt zwölf Präsidentschaftsbewerbern ein.73 Kurz darauf 

gründete sich der ökologische Dachverband Mouvement Ecologique, der mehr als 40 

Umweltgruppierungen aus dem Westen und Südwesten Frankreichs vereinte.74 Bis dato war 

die französische Ökologiebewegung der deutschen einen Schritt voraus. Doch trotz der 

schnellen Kooperation zwischen den einzelnen ökologischen Gruppierungen und der zeitigen 

Wahlbeteiligung sollte sich die Parteigründung von Les Verts zeitlich hinauszögern. 

Die als „verspätet“75 zu bezeichnende Parteigründung ist primär auf drei Ursachen 

zurückzuführen. Erstens gab es in Frankreich (wie in Kapitel 2.1 erwähnt) vor 1988 kein 

Gesetz zur staatlichen Parteienfinanzierung, weshalb die französischen Umweltaktivisten kein 

                                                 
70 Vgl. Probst, Lothar, Bündnis 90/Die Grünen, 2013, a.a.O., S. 513.  
71 Vgl. Hangen, Claudia, Die Partei der Grünen in Frankreich, a.a.O., S. 81-83.  
72 Vgl. Müller-Rommel, Ferdinand: Grüne Parteien in Westeuropa, a.a.O., S. 45. 
73 Vgl. Ebd. 
74 Vgl. Ebd.  
75 Vgl. Hangen, Claudia: Les Verts, in: Parteien in Frankreich. Kontinuität und Wandel in der V. Republik, hg. 
von Sabine Ruß et al., Opladen: Leseke + Budrich 2000, S. 248. 
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Anrecht auf staatliche Subventionen (inklusive der Erstattung von Wahlkampfkosten) hatten. 

Ein finanzielles Startkapital für Medien- oder Wahlkampagnen, wie es den deutschen 

ökologischen Kräften nach der erfolgreichen Europawahl 1979 zukam, blieb den 

französischen Aktivisten trotz des prozentual besseren Wahlergebnisses von 4,4 Prozent76 

somit verwehrt. Zweitens wurde mit François Mitterrand im Jahr 1981 erstmals ein Sozialist 

zum französischen Präsidenten der V. Republik gewählt, der viele Forderungen der 

Ökologiebewegung, wie beispielsweise die Verhinderung des geplanten AKW-Baus in 

Plogoff, einlöste.77 Die dritte Ursache ist in der Ökologiebewegung selbst begründet, da die 

französischen Umweltaktivisten politisch linksradikaler und autonomer als die deutschen 

waren. Bürgerlich-konservative Kräfte wie die Mitglieder der GAZ waren in Frankreich keine 

ernstzunehmende Gruppierung innerhalb der Ökologiebewegung. Das hatte zur Folge, dass 

man der französisch zentralisierten Staatsmacht, der repräsentativen Demokratie und demnach 

der Konstituierung einer grünen Partei besonders kritisch gegenüberstand. Doch die schnelle 

Ernüchterung der ökologischen Kräfte nach dem Wahlsieg der Sozialisten und den nur 

anfänglichen Zugeständnissen Mitterrands bewirkte letztlich die Institutionalisierung der 

Grünen zur Partei Les Verts – Confédération écologiste, Parti écologiste. Sie ging am 28. und 

29. Januar 1984 in Clichy aus den beiden ad-hoc Gruppierungen Conféderation Écologiste 

und Mouvement Écologique Politique (MEP) hervor.78   

 

2.2.2 Schnelle versus langsame parlamentarische Etablierung 
 

Nicht nur die Parteigründungsphase, sondern auch die parlamentarische Etablierung vollzog 

sich bei den deutschen Grünen schneller als bei Les Verts. Bereits vor dem offiziellen 

Gründungsakt der bundesdeutschen Partei Die Grünen wurden im Oktober 1979 mit einem 

Ergebnis von 5,1 Prozent vier Kandidaten der Bremer Grünen Liste (BGL) in die 

Bürgerschaft gewählt.79 Damit bildet das kleinste Bundesland den Ausgangspunkt der grünen 

Parlamentarisierungsphase in Deutschland. Wenige Wochen nach dem Parteigründungstag in 

Karlsruhe schafften Die Grünen im März 1980 in Baden-Württemberg den Sprung über die 

Fünf-Prozent-Hürde und konnten sechs Abgeordnete in den Stuttgarter Landtag entsenden.80 

Zwar mussten sie bei den Bundestagswahlen im Oktober desselben Jahres mit einem 

                                                 
76 Vgl. Persico, Simon: Europe Ecologie Les Verts: l’histoire du verre à moitié plein, in: Les partis politiques en 
France, hg. von Pascal Delwit, Paris: Ed. Université de Bruxelles 2014, S. 89. 
77 Vgl. Hangen, Claudia: Les Verts, a.a.O., S. 248. 
78 Vgl. Hangen, Claudia: Die Partei der Grünen in Frankreich, a.a.O., S. 191. 
79 Vgl. Klein, Markus; Falter, Jürgen W.: Der lange Weg der Grünen, a.a.O., S. 40.  
80 Vgl. Güllner, Manfred: Die Grünen. Höhenflug oder Absturz?, Freiburg im Breisgau: Herder 2012, S. 42.   
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Stimmenanteil von 1,5 Prozent eine erste Niederlage einstecken,81 die Landtagswahl in 

Hessen im Oktober 1982 verdeutlichte jedoch ihr Potenzial. Im Kampf gegen die Startbahn 

West auf dem Frankfurter Flughafen erzielten sie mit acht Prozent der Stimmen ihr bis dato 

bestes Wahlergebnis.82 Dieser Erfolg war ein positives Vorzeichen für ihren weiteren 

parlamentarischen Aufstieg, der sich nur kurze Zeit später auf Bundesebene fortsetzte.  

Bei der vorgezogenen Bundestagswahl im Jahr 1983 konnten Die Grünen mit 5,6 Prozent der 

Wählerstimmen und 27 Abgeordnetenmandaten dem etablierten Zweieinhalb-Parteiensystem 

(bestehend aus CDU, SPD und FDP als Zünglein an der Waage) ein Ende setzen.83 

Fraktionsvorsitzende wurden Petra Kelly, Marieluise Beck-Oberdorf (heute Marieluise Beck) 

und der spätere Innenminister Otto Schily. Die „Anti-Partei-Partei“84, wie Kelly Die Grünen 

ein Jahr zuvor im Spiegel-Interview noch betitelte, war nun Teil des bundesparlamentarischen 

Betriebs und hatte diesen somit formal anerkannt. Die Akzeptanz der demokratischen 

Spielregeln bewirkte, dass die Grünen auch bei kommenden Landtags-, Europa- und 

Bundestagswahlen positive Wahlergebnisse erzielten und ihren Platz in der deutschen 

Parteienlandschaft weiter festigen konnten.85 Mit der deutschen Wiedervereinigung wurde die 

Partei allerdings auf eine harte Probe gestellt. In Ostdeutschland hatte sich kurz vor dem 

Mauerfall eine grüne Bürgerbewegung aus mehreren Oppositionsgruppen unter dem Namen 

Bündnis 90 zusammengeschlossen. Sie traten bei der Bundestagswahl im Dezember 1990 

getrennt von den westdeutschen Grünen an, was sich vor allem für letztere als taktischer 

Fehler erwies. Während die ostdeutsche Liste Bündnis 90/Die Grüne in ihrem Wahlgebiet mit 

6,1 Prozent der Stimmen acht Abgeordnetenmandate erzielte, scheiterten die westdeutschen 

Grünen mit 4,8 Prozent der Wählerstimmen an der Sperrklausel und waren gezwungen, die 

Bonner Bühne zu verlassen.86 Bei einer Vereinigung von Die Grünen mit den ostdeutschen 

Umweltschützern vor der Bundestagswahl hätten sie mit 5,1 Prozent der Stimmen die 

Sperrklausel überschritten und demnach alle Stimmen in Mandate umwandeln können.87 

Folglich handelt es sich bei dem Auszug der westdeutschen Grünen aus dem Bundestag um 

eine besonders bittere Zäsur. Sie ist neben dem verspäteten Parteienzusammenschluss zu 

Bündnis 90/Die Grünen im Mai 1993 vor allem auf die verstärkten innerparteilichen 

Grabenkämpfe der westdeutschen Grünen vor der Bundestagswahl zurückzuführen. Auf der 

                                                 
81 Vgl. Ebd.: S. 42. 
82 Vgl. Volmer, Ludger: Die Grünen. Von der Protestbewegung zur etablierten Partei - Eine Bilanz. München: 
C. Bertelsmann  2009, S. 111. 
83 Vgl.: Probst, Lothar, Bündnis 90/Die Grünen, 2013, a.a.O., S. 513-514. 
84 Vgl. Degler, Hans-Dieter; Mettke, Jörg R.: Spiegel-Gespräch: Wir sind die Antipartei-Partei, in: Der Spiegel 
Nr. 24 (1982), S. 50. 
85 Vgl.: Probst, Lothar, Bündnis 90/Die Grünen, 2013, a.a.O., S. 512.  
86 Vgl. Klein, Markus; Falter, Jürgen W.: Der lange Weg der Grünen, a.a.O., S. 46. 
87 Vgl. Ebd.: S. 46f. 
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Bundesdelegiertenkonferenz 1990 zeigten sie sich zersplitterter als je zuvor. Es standen sich 

nicht nur die seit den Ursprüngen der Partei bestehenden Strömungen der 

Ökofundamentalisten (Fundis) und Ökorealisten (Realos) gegenüber, sondern auch 

dazwischen liegende Lager, die Ludger Volmer in „Undogmatische Linke, kritische Realos, 

Zentralos, Normalos“ und letztlich „Banalos“ unterteilte.88  

Nach der Neustrukturierung als Reformpartei auf der Bundesdelegiertenkonferenz 1991 in 

Neumünster und der Fusionierung mit dem Bündnis 90 setzte sich die parlamentarische 

Erfolgsgeschichte der Grünen weiter fort. Mehrere linke Fundis um Jutta Ditfurth waren aus 

der Partei ausgetreten89 und der moderatere und geradlinigere Kurs der Grünen sorgte dafür, 

dass in den westdeutschen Landesparlamenten mehrere rot-grüne Regierungskoalitionen 

geschlossen wurden.90 In Ostdeutschland hatten es Bündnis 90/Die Grünen schwerer, die 

Wähler von sich zu überzeugen. Meist scheiterten sie an der Fünf-Prozent-Hürde.91 Doch 

spätestens seit dem grünen Superwahljahr 2011 scheint auch dieses Hindernis überwunden zu 

sein. Seitdem sind die deutschen Grünen in allen 16 Landtagen, im Bundestag und im 

Europaparlament mit einer eigenen Fraktion vertreten.92 Zwar mussten die Grünen bei der 

Bundestagswahl 2013 im Vergleich zu 2009 Stimmenverluste hinnehmen, sodass sie mit fünf 

Abgeordneten weniger im Parlament vertreten sind. Bei den Landtagswahlen 2013 in 

Niedersachsen konnten sie jedoch 13,7 Prozent der Stimmen auf sich vereinigen und sich 

2014 in den ostdeutschen Landesparlamenten von Brandenburg, Sachsen und Thüringen 

behaupten, wo es den Grünen tendenziell schwerer fällt Wähler zu mobilisieren.  

Auch die Parlamentarisierung der französischen Grünen war erfolgreich ‒ wenngleich ihr 

Anlauf zäh und ihr Verlauf weitaus holpriger war. Im letzten Kapitel wurde bereits darauf 

hingewiesen, dass sich mehrere Umweltgruppen lange Zeit vor der Parteigründung von Les 

Verts an Wahlen beteiligten. Der Erfolg blieb jedoch viele Jahre aus. Mit Ausnahme der 

Europawahl im Jahr 1979, bei der das ökologische Listenbündnis 4,5 Prozent und damit fast 

eine Million Wählerstimmen erhielt, weist die grüne Wahlstatistik bis Ende der 1980er Jahre 

keine nennenswerten Erfolge auf. Als veritabler „premier succès“93 ist das 

Europawahlergebnis 1989 zu werten. Bei dieser konnte Les Verts mit 10,6 Prozent (circa zwei 

Millionen Stimmen) zum ersten Mal ein zweistelliges Wahlergebnis erzielen und neun 

                                                 
88 Volmer, Ludger: Die Grünen,  a.a.O., S. 295f.  
89 Vgl. Ebd.: S. 310. 
90 Vgl.: Probst, Lothar: Bündnis 90/Die Grünen, 2013, a.a.O., S. 516. 
91 Vgl. Ebd.  
92 Vgl. Ebd.: S. 536. 
93 Vgl. Persico, Simon: Europe Ecologie Les Verts, a.a.O., S. 90. 
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Abgeordnete in das Europaparlament nach Straßburg entsenden.94 Nach diesem Triumph 

nahm die PS unter der Führung von François Mitterrand die Grünen verstärkt als 

Konkurrenten wahr und unterstützte deshalb den Ökologen Brice Lalonde bei der 

Durchsetzung seines Abspaltungsvorhabens von Les Verts mit der Gründung einer zweiten 

ökologischen Partei: Génération Écologie (GE).95  

Der Plan der Sozialisten ging auf. Bei den Regionalwahlen 1992 hatten die französischen 

Wähler, wie Die ZEIT als Schlagzeile formulierte, zwar „soeben die Natur entdeckt“96, 

allerdings mussten sich Les Verts und GE die Stimmen teilen: 6,8 Prozent erhielten die 

etablierten Grünen unter der Führung von Antoine Waechter und 7,1 Prozent die neue 

Konkurrenzpartei GE von Lalonde.97 Anders als bei den deutschen Grünen waren die 

französischen Ökologen somit nicht innerparteilich, sondern formell in zwei Lager gespalten. 

Dabei vertraten Les Verts als „ökologischer Gesinnungsklub“98 die Rolle der deutschen 

Fundis, die GE als „Lobby für die Umwelt“99 die Realo-Linie. Um bei den Parlamentswahlen 

im Juni 1993 ein neues Stimmensplitting zu umgehen, entschlossen sich beide Parteien zur 

Gründung einer „Entente der Ökologen“100. Doch der Einzug in die Nationalversammlung 

schlug aufgrund der Hürde des romanischen Mehrheitswahlrechts mit einem Resultat von 7,6 

Prozent der Wählerstimmen fehl.101 Das auf nationaler Ebene beste Wahlergebnis der Grünen 

galt somit dennoch als Niederlage und die ökologische Entente zerbrach wieder. Im 

Anschluss erfolgte ein Führungs- und Kurswechsel bei Les Verts. Unter Dominique Voynet 

wollte man sich den linken Parteien annähern, um künftige Allianzen zu ermöglichen. Diese 

Neuausrichtung ist vergleichbar mit jener der deutschen Grünen in Neumünster 1991. Der 

Wille, erfolgreich am Parteienwettbewerb teilzunehmen, sorgte auch bei den französischen 

Grünen für den Austritt ökologischer Hardliner, allen voran der Gruppe um die ehemalige 

Führungsfigur Antoine Waechter, der sich mit seinem Leitspruch „l’écologie n’est pas à 

marier“102 klar gegen mögliche Koalitionen aussprach.  

Vor der Parlamentswahl 1997 wurde entsprechend dem Kurs Voynets die Gauche plurielle, 

eine Allianz aus mehreren linken Parteien, gegründet. Diese bestand neben Les Verts und der 

PS auch aus der Parti communiste française (PCF), der Parti radical-socialiste (PRS) und 

                                                 
94 Vgl. Ebd.  
95 Vgl. Persico, Simon: Europe Ecologie Les Verts, a.a.O., S. 90. 
96 Siegele, Ludwig: Soeben die Natur entdeckt. Die französischen Grünen stehen vor einem überraschenden 
Erfolg, in: Die Zeit, Ausgabe 12 (1992), S. 12.  
97 Vgl. Ebd.  
98 Ebd.  
99 Ebd.  
100 Claudia Hangen: Les Verts, a.a.O., S. 250. 
101 Vgl. Ebd.  
102 Persico, Simon: Europe Ecologie Les Verts, a.a.O., S. 90. 
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dem Mouvement des Citoyens (MDC). Dank des Bündnisses erhielt Les Verts sieben 

Abgeordnetenmandate und einen Ministerposten.103 Doch 2002 löste sich das Bündnis wieder 

auf. Les Verts waren nach den Parlamentswahlen 2002 nur noch mit drei, 2007 mit vier 

Abgeordneten in der Assemblée Nationale vertreten.104 Nach dieser schwierigen Phase folgte 

allerdings eine elektorale Blütezeit. Bei den Europawahlen 2009 konnten die Grünen mit 16,3 

Prozent und bei den anschließenden Regionalwahlen 2010 mit durchschnittlich über 12 

Prozent ihre Wahlergebnisse erheblich steigern.105 Daraufhin schlossen sich die Partei Les 

Verts mit anderen grünen Gruppierungen zur Partei Europe-Écologie-Les Verts (EELV) 

zusammen.106 Ihr erster Erfolg ließ nicht lange auf sich warten: Im September 2011 zogen 

zehn EELV-Kandidaten in den Sénat ein. Dieses Ergebnis führte zur ersten grünen 

Senatsfraktion und seit Bestehen der V. Republik erstmalig zur sozialistischen Mehrheit in der 

Zweiten Kammer.107 Anlässlich der Wahlen der Assemblée Nationale und der 

Präsidentschaftswahlen im Jahr 2012 trat die EELV mit der PS erneut in Verhandlungen und 

erreichte einen „accord à minima“108. Für die Parlamentswahlen bedeutete dies, dass die 

Sozialisten 60 der insgesamt 577 Einerwahlkreise an die grüne Partei abtraten.109 Im Ergebnis 

erzielte die EELV 5,4 Prozent der Wählerstimmen und konnte mit 17 Abgeordneten in der 

Assemblée Nationale erstmals eine eigene Fraktion, die Groupe Écologiste, gründen.110  

Festzuhalten bleibt: Obwohl die parlamentarische Etablierung der französischen Grünen 

langsamer und sprunghafter als bei Bündnis 90/Die Grünen verlief, war sie dennoch 

erfolgreich. Gegenwärtig ist die EELV in den meisten Parlamenten vertreten: im 

Europaparlament, als Fraktion in den Parlamentskammern (Assemblée Nationale und Sénat) 

und in den meisten Regionalparlamenten111.  

 

 

 

                                                 
103 Vgl. Serne, Pierre: Des Verts à EELV, 30ans d’histoire de l’écologie politique, Paris: Les petits matins 2014, 
S. 62. 
104 Vgl. Villalba, Bruno: La transmutation d’Europe Écologie-Les Verts, in: Les partis politiques français, sous la 
direction de Pierre Bréchon, Paris: La Documentation Française 2011, S. 139. 
105 Vgl. Persico, Simon: Europe Ecologie Les Verts, a.a.O., S. 92. 
106 Vgl. Ebd. 
107 Vgl. Serne, Pierre: Des Verts à EELV, a.a.O., S. 102.  
108 Le Monde; Le Monde.fr avec AFP (16.11.2011): Le PS et EELV trouvent un accord à minima pour les 
législatives, http://www.lemonde.fr/politique/article/2011/11/15/le-ps-et-eelv-trouvent-un-accord-a-minima-
pour-les-legislatives_1604173_823448.html 
109 Vgl. Friedrich Ebert Stiftung; Gey, Peter; Schreiber, Benjamin (April 2012): Frankreich vor den 
Präsidentschaftswahlen 2012, http://library.fes.de/pdf-files/id/09028.pdf, S.4. 
110 Vgl. Serne, Pierre: Des Verts à EELV, a.a.O., S. 110.  
111 Ebd.: S. 96.  
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2.2.3 Grüne Regierungsbeteiligung  
 

Wie aufgezeigt, haben sich die deutschen und französischen Grünen in ihrem historischen 

Verlauf von außerparlamentarischen Bewegungen zu Parlamentsparteien entwickelt. Wie 

aber, so bleibt zu fragen, verhält es sich mit der exekutiven Machtausübung?  

In Deutschland war die Frage nach Rot-Grün der eigentliche Spaltpilz zwischen den beiden 

innerparteilichen Strömungen von Fundis und Realos. Wie hältst du es mit der 

Sozialdemokratie? ist als grüne Gretchenfrage der 1980er Jahre zu bewerten. Die 

Ökofundamentalisten, die sich generell gegen Koalitionen der Grünen mit anderen Parteien 

aussprachen, zogen letztlich (wie auch bei der Parteigründung und der parlamentarischen 

Etablierung der Grünen) den Kürzeren. Nach zwei Jahren der Tolerierung einer roten 

Minderheitsregierung unter Ministerpräsident Holger Börner kam es im Bundesland Hessen 

1985 zur ersten rot-grünen Koalition.112 Ober-Realo und spätere Galionsfigur der Grünen, 

Joschka Fischer, wurde der erste grüne Minister. Er übernahm das Umweltressort.113 

Allerdings führten die starken Meinungsverschiedenheiten innerhalb der Koalition im Jahr 

1987 zum vorzeitigen Austritt der Grünen. Gleiches galt für die 1989 geschlossene rot-grüne 

Koalition in Westberlin zwischen SPD und der Alternativen Liste für Demokratie und 

Umweltschutz (AL), die aufgrund der polizeilichen Räumung besetzter Häuser nach knapp 

zwei Jahren auseinanderbrach.114 Nach den zwei vorzeitig gescheiterten Koalitionen hielten 

die rot-grünen Bündnisse, wie beispielsweise ab 1990 in Niedersachsen115 und ab 1991 in 

Hessen116, was eine Zusammenarbeit mit der SPD auf Bundesebene immer wahrscheinlicher 

werden ließ. Was bereits nach den Prognosen zur Bundestagswahl 1994 möglich schien, 

nämlich eine rot-grüne Mehrheit117, wurde 1998 Realität. 

Obwohl der grüne Wahlkampf durch die Forderungen nach Steuererhöhungen und der 

sukzessiven Anhebung des Benzinpreises auf fünf Mark pro Liter am „Realitäts-TÜV“118 zu 

scheitern drohte, reichte das Wahlergebnis von 6,7 Prozent dank einer starken SPD 

(40,9 Prozent) für die erste rot-grüne Koalition auf Bundesebene aus.119 Im Kabinett unter 

                                                 
112 Vgl. Klein, Markus; Falter, Jürgen W.: Der lange Weg der Grünen,  a.a.O., S. 43. 
113 Vgl. Ebd.  
114 Vgl. Volmer, Ludger: Die Grünen, a.a.O., S. 158.  
115 Vgl. Ebd.: S. 169-170.  
116 Vgl. Klein, Markus; Falter, Jürgen W.: Der lange Weg der Grünen,  a.a.O., S. 49.  
117 Vgl. Tissy Bruns: Bündnis 90/Die Grünen: Oppositions- oder Regierungspartei?, in: Aus Politik und 
Zeitgeschichte, B 1/94, Bonn: Bundeszentrale für politische Bildung 1994, S. 27. 
118 Joschka Fischer prägte diesen Begriff als er in einem Spiegel-Interview vor der Bundestagswahl 1998 davon 
sprach, dass die grüne Partei dem „Realitäts-TÜV einer kritischen Öffentlichkeit unterworfen wird“. Doerry, 
Martin et al.: „Es kracht und raucht“. Spiegel Gespräch mit Joschka Fischer über die Mühsal, die Grünen in eine 
Regierungspartei zu verwandeln, in: Der Spiegel Nr. 14 (1998), S. 32.  
119 Vgl. Volmer, Ludger: Die Grünen, a.a.O., S. 358. 
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Bundeskanzler Gerhard Schröder fanden sich drei grüne Minister: Joschka Fischer wurde 

Außenminister und Vizekanzler, Jürgen Trittin übernahm das Amt des Umweltministers und 

Andrea Fischer wurde das Gesundheitsressort übertragen.120 Nach dem Rücktritt von Andrea 

Fischer im Jahr 2001 wurde Renate Künast Ministerin für Verbraucherschutz und 

Landwirtschaft.121 Diese ministerielle Ämterbesetzung blieb in der zweiten rot-grünen 

Regierungskoalition bestehen. Trotz einiger kontroverser Themen, wie der Kosovo-Einsatz 

1999 und die Entsendung deutscher Soldaten nach Afghanistan im Jahr 2001, konnten die 

Grünen ihr Wahlergebnis bei der Bundestagswahl 2002 auf 8,6 Prozent verbessern. Anders 

die SPD: Sie fiel auf 38,5 Prozent der Zweitstimmen zurück.122 Demnach war die zweite rot-

grüne Bundesregierung diesmal vor allem Bündnis 90/Die Grünen zu verdanken, die den 

Stimmenverlust der Sozialdemokraten nahezu ausgleichen konnte. Was auf Bundesebene 

noch funktionierte, wurde auf Landesebene zur Rarität. Vor allem die SPD verzeichnete bei 

Landtagswahlen durch die 2003 eingeleiteten Arbeitsmarktreformen der Agenda 2010 hohe 

Verluste. Die Folge: Im Jahr 2005 wurden die letzten rot-grünen Landesregierungen in 

Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen abgewählt.123 Daraufhin schlug Schröder nach 

unechter124 Vertrauensfrage im September desselben Jahres die vorzeitige Auflösung des 

Bundestages vor. Bundespräsident Horst Köhler kam dem Gesuch nach, löste den Bundestag 

auf und ordnete Neuwahlen an.125 Aus ihnen ging eine Große Koalition unter 

Bundeskanzlerin Angela Merkel hervor.126 Der rot-grünen Regierungszeit wurde ein Ende 

gesetzt, obwohl die Grünen mit 8,1 Prozent der Wählerstimmen ein ähnlich gutes Ergebnis 

wie bei den Bundestagswahlen 2002 erzielten.127  

Auf Länderebene schien Rot-Grün zunächst der Vergangenheit anzugehören und mit dem 

Rückzug Fischers nach der Bundestagswahl 2005 aus Partei und Fraktion verloren die Grünen 

ihren medienwirksamen Frontmann. Doch im Jahr 2008 bekam die Partei neuen Aufschwung: 

Neben dem Wiedereinzug in mehrere ostdeutsche Landesparlamente wurde in Hamburg die 

erste schwarz-grüne Koalition gebildet.128 Zwar scheiterte sie ähnlich wie die 2009 im 

Saarland gebildete Jamaika-Koalition (bestehend aus CDU, FDP und Bündnis 90/Die Grüne) 

vorzeitig, doch verdeutlichten die beiden Bündnisse, dass die Grünen für eine 
                                                 
120 Vgl. Probst, Lothar: Bündnis 90/Die Grünen, 2013, a.a.O. , S. 537. 
121 Vgl. Ebd.  
122 Vgl. Wolfrum, Edgar: Rot-Grün an der Macht, Deutschland 1998-2005, München: C.H. Beck 2013, S. 495. 
123 Vgl. Probst, Lothar, Bündnis 90/Die Grünen, 2013, a.a.O. , S. 517.  
124 Schröder zielte bewusst auf eine Niederlage der Vertrauensfrage, um den Weg für Neuwahlen zu ebnen. Es 
handelte sich demnach um „ein inszeniertes Misstrauen gegen sich selbst“, das „nicht dem Geist des 
Grundgesetzes“ entsprach. Wolfrum, Edgar: Rot-Grün an der Macht., a.a.O., S. 693. 
125 Vgl. Ebd. 
126 Vgl. Ebd.  
127 Vgl. Probst, Lothar: Bündnis 90/Die Grünen, 2013, a.a.O. , S. 517. 
128 Vgl. Ebd.: S. 518.  
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Regierungsbeteiligung nicht zwangsläufig auf die SPD angewiesen waren.129 Die SPD 

fungierte ab dato für die Grünen nicht mehr als conditio sine qua non, sondern war ein 

möglicher Koalitionspartner – und zwar auch schon mal der Kleinere. Bei den 

Landtagswahlen in Baden-Württemberg 2011 lagen die Grünen mit einem Wahlergebnis von 

24,2 Prozent mit 1,1 Prozentpunkten vor der SPD und konnten den ersten grünen 

Ministerpräsidenten in Deutschland stellen: Winfried Kretschmann.130 Sein Kabinett zeigt, 

dass die Grünen nicht mehr nur ökologische Standardressorts, wie das Landwirtschafts- oder 

Umweltministerium übernehmen, sondern auch das Ministerium für Verkehr und 

Infrastruktur oder das für Wissenschaft, Forschung und Kunst.131 Neben Baden-Württemberg 

stellen die Grünen aktuell in sieben weiteren Landesregierungen Minister.132 Grüne 

Regierungsmacht ist demnach keine Randerscheinung mehr, sondern – zumindest auf 

Länderebene – politischer Alltag. Darüber hinaus haben Bündnis 90/Die Grünen mit ihrer 

siebenjährigen Regierungstätigkeit auf Bundesebene gezeigt, dass sie auch dort nicht in der 

Fundamentalopposition verharren.  

In Frankreich ist die Regierungsmacht aufgrund der zentralistischen Ordnung primär auf der 

nationalstaatlichen Ebene konzentriert. In den Regionen (sowie den Departements und den 

Kommunen) bündelt sich die Entscheidungsmacht bei dem jeweiligen Exekutivchef, d.h. 

beim Präsident des Regionalrats (bzw. Präsident des Generalrats oder beim Bürgermeister).133 

Kabinetts- und Koalitionsbildungen existieren auf der Ebene der Gebietskörperschaften nicht. 

Spricht man im Hexagon von Regierungsmacht (pouvoir gouvernementale), ist demnach die 

Entscheidungsbefugnis des vom Premierminister geleiteten Kabinetts gemeint, welcher dem 

französischen Präsidenten untersteht. Das französische Staatsoberhaupt steht an der Spitze der 

Entscheidungspyramide und wird aufgrund seiner verfassungsrechtlich umfangreichen 

Kompetenzen auch als „republikanischer Monarch“134 betitelt. Aus diesem Grund kommt den 

Präsidentschaftswahlen in Frankreich eine herausragende Bedeutung zu, was sich in der 

starken Medialisierung und einer vergleichsweise hohen Wahlbeteiligung widerspiegelt. Die 

                                                 
129 Vgl. Ebd.: S. 537.  
130 Vgl. Probst, Lothar: Aufbruch zu neuen Ufern? Perspektiven der Grünen, in: »Superwahljahr 2011« und die 
Folgen, hg. von Eckhard Jesse et al., Band 2, Baden Baden: Nomos 2012, S. 119.  
131 Vgl. Probst, Lothar: Bündnis 90/Die Grünen, 2013, a.a.O. , S. 537.  
132 Spiegel Online; dpa (21.11.2014): Ansage von Özdemir: Grüne wollen 2017 mitregieren,  
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/cem-oezdemir-gruene-wollen-2017-mitregieren-a-1004163.html; im 
Stadtstaat Hamburg laufen aktuell Koalitionsverhandlungen zwischen der SPD und den Grünen. Im Fall der 
Kompromissfindung wären die Grünen in neun Landesparlamenten vertreten. 
133 Vgl. Hoffmann-Martinot, Vincent: Zentralisierung und Dezentralisierung in Frankreich, in: Länderbericht 
Frankreich, hg. von Adolf Kimmel und Henrik Uterwedde, Bonn: Bundeszentrale für politische Bildung 2012, 
S. 97.  
134 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung; Schild, Joachim (21.01.2013): Der französische Präsident, 
Verkörperung einer zentralistischen politischen Macht, 
http://www.bpb.de/internationales/europa/frankreich/152447/der-franzoesische-praesident  
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französischen Grünen beteiligen sich seit 1974 an den Präsidentschaftswahlen. Das beste 

Ergebnis erzielte Noël Mamère im Jahr 2002 mit 5,3 Prozent.135 In die Stichwahl schaffte es 

bislang keiner der grünen Kandidaten. Allerdings konnten sie durch ihre Öffnung zum linken 

Parteienlager und den daraus resultierenden Wahlabsprachen bereits zweimal 

Regierungsverantwortung übernehmen.  

Im Jahr 1997 kam es im Rahmen der Gauche plurielle zum ersten Bündnisvertrag mit der PS, 

der den Grünen nicht nur Parlamentsmandate, sondern auch die Übernahme des Ministeramts 

für Raumordnung und Umwelt ermöglichte. Jenes wurde ab dato bis zum Jahr 2001 von 

Dominique Voynet, danach von Yves Cochet geleitet.136 Folglich traten die französischen 

Grünen ein Jahr vor Bündnis 90/Die Grünen in Regierungsverantwortung. Doch muss auch 

hervorgehoben werden, dass ihr Einfluss geringer war. Einerseits, weil sie nur ein 

Ministeramt anstelle von drei besetzen konnten. Andererseits, weil es sich bei der Gauche 

plurielle nicht nur um ein duales Bündnis zwischen den Grünen und den Sozialisten handelte, 

sondern um ein Koalitionssystem mit fünf Regierungsparteien. Darüber hinaus wurde in der 

französischen exception einer Kohabitation zusammen regiert: Der Präsident Charles de 

Gaulle gehörte dem rechten Parteienlager an, hatte aber keine parlamentarische Mehrheit in 

der Assemblée Nationale, weshalb für den Posten des Regierungschefs ein Sozialist, nämlich 

Lionel Jospin, ernannt wurde. Demnach existierte nicht das von Gerhard Schröder 

proklamierte deutsche Regierungsmodell, wonach er selbst der Koch und Joschka Fischer als 

Vizekanzler der Kellner sei137, sondern es gab zwei Köche namens Chirac und Jospin und 

viele Kellner – darunter Dominique Voynet. Die Grünen erhielten im Jahr 2000 zwar einen 

zusätzlichen Ministerposten für solidarische Wirtschaft (l’Économie solidaire) unter der 

Leitung von Guy Hascoët138, dies änderte allerdings nichts an der Tatsache, dass sie es 

aufgrund der Regierungskonstruktion sehr schwer hatten, eigene Akzente zu setzen.139  

Mit der Niederlage der PS bei den Präsidentschaftswahlen 2002 (der sozialistische Kandidat 

Lionel Jospin schied bereits im ersten Wahlgang aus) und den darauf folgenden Wahlen zur 

Assemblée Nationale zerbrach die linke Allianz der Gauche plurielle, womit auch die 

Regierungstätigkeit der Grünen – zumindest temporär – beendet war.140 Im Wahljahr 2012 

einigte sich die EELV mit der PS trotz der eigenen Präsidentschaftskandidatin Eva Joly auf 

ein gemeinsames Regierungsprogramm. Joly schied mit 2,3 Prozent der Wählerstimmen im 

                                                 
135 Vgl. Persico, Simon: Europe Ecologie Les Verts, a.a.O., S. 87. 
136 Vgl. Serne, Pierre: Des Verts à EELV, a.a.O., S. 61-64.  
137 Vgl. Wolfrum, Edgar: Rot-Grün an der Macht, a.a.O., S. 49.   
138 Vgl. Serne, Pierre: Des Verts à EELV, a.a.O., S. 63.  
139 Vgl. Hangen, Claudia: Die Partei der Grünen in Frankreich, a.a.O., S. 311. 
140 Vgl. Ebd.: S. 64-65.  
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ersten Wahlgang aus, weshalb viele Anhänger der Grünen im zweiten Wahlgang den 

Kandidaten der PS, François Hollande, unterstützten.141 Bekanntlich gewann Hollande die 

Stichwahl am 6. Mai 2012 und wurde zum französischen Präsidenten gewählt.142 Dies hatte 

zur Folge, dass sich im neuen Kabinett unter Premierminister Jean-Marc Ayrault auch zwei 

grüne Regierungsmitglieder befanden: Cécile Duflot als Ministerin für sozialen Wohnungsbau 

und Pascal Canfin als beigeordneter Minister für Entwicklungshilfe.143 Doch die Fronten 

verhärteten sich im Verlauf der Regierungszusammenarbeit. Vor allem bezüglich der 

Gestaltung der im Regierungsabkommen proklamierten Energiewende forderten die Grünen 

einen Richtungswechsel („changement du cap“144) der Sozialisten. Die PS kam dieser 

Forderung aus Sicht der Grünen nicht nach, weshalb Duflot und Canfin anlässlich der 

schlechten Wahlergebnisse der Regierungsparteien bei den Kommunalwahlen im März 2013 

und der folgenden Ernennung des als konservativ geltenden Manuel Valls zum 

Premierminister aus der Regierung austraten.145 Insgesamt waren die französischen Grünen 

wie Bündnis 90/Die Grünen knapp sieben Jahre an der Regierung beteiligt.  

Der historische Abriss beider grüner Parteien zeigt, dass sich die Leitlinien der 

Parteientwicklung aus vier gleichen wie grundlegenden Kategorien speist: Die Parteigründung 

zu Beginn der 1980er Jahre, die sukzessive Parlamentarisierung mit dem letztendlichen 

Einzug in die nationalen Parlamente, die Beteiligung an Regierungsbündnissen und ihre 

aktuelle Stellung als Oppositionsfraktion.   

 

3. Theoretischer Rahmen  
 

Aufgrund der im vorausgegangenen Kapitel dargestellten wesentlichen Bedeutung von 

Parteien in Deutschland und Frankreich sowie der vergleichbaren Entwicklung der deutschen 

und französischen Grünen innerhalb der demokratischen Systeme beider Ländern, wäre ein 

aktuell ähnlicher Zustand dieser Parteien erwartbar. Wie einleitend jedoch beschrieben wurde, 

ist dies nicht der Fall. Dieser paradoxe Befund ist der empirische Nährboden, auf dem die 

nachstehend präzisierte Fragestellung einschließlich der ihr zugrunde liegenden 

Teilhypothesen fußt. 

                                                 
141 Vgl. Ebd.: S. 106. 
142 Vgl. Ebd.: S. 109. 
143 Vgl. Ebd.  
144 Le Monde; Besse Desmoulières, Raphaëlle (25.05.2013): EELV demandent un « changement du cap » au 
gouvernement,  http://gauche.blog.lemonde.fr/2013/05/25/eelv-demande-un-changement-de-cap-au-
gouvernement/ 
145 Vgl. Duflot, Cécile: De l’intérieur, a.a.O., S. 15.   
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3.1 Forschungsinteresse und Theoriedebatte  
 

Nach der Grundlagenlegung stellt sich die Frage, warum die einleitend beschriebenen 

Parteijubiläen derart unterschiedlich gefeiert und in der Öffentlichkeit bewertet wurden. Wie 

ist es möglich, dass die Bündnisgrünen im Januar 2010 den Spielraum haben, sich mit 68er 

Parolen wie Trau keinem über 30 selbst zu bespötteln, während die grüne Partei in Frankreich 

im Hinterzimmer „sous silence“146 feiert? Woran liegt es, dass zwei Parteien, die über 30 

Jahre im politischen System bestehen konnten, vollkommen unterschiedlich – EELV als 

orientierungslos („les Verts français cherchent encore leur place“)147 und krisenbehaftet 

(„EELV traverse une crise profonde“)148 und Bündnis 90/Die Grünen als „etablierte 

Partei“149, „Teil des Establishments“150 und „neue deutsche Volkspartei“151 bewertet werden? 

Dass dies nicht pauschal einer in Frankreich mehr bzw. in Deutschland weniger kritischen 

Presseberichterstattung geschuldet sein kann, zeigen die analogen innerparteilichen 

Statements. Während der ehemalige grüne Bundesfraktionsvorsitzende Fritz Kuhn die 

Berliner Festtagsstimmung zum Parteijubiläum mit der Bekundung, Bündnis 90/Die Grünen 

wären gleichsam normal und Avantgarde152 zusätzlich verstärkte, gab sich die Parteispitze der 

EELV mit den Anmerkungen, man müsse noch an Reife gewinnen und hätte die Blütezeit 

noch nicht erreicht153, selbstkritisch.  

Nun würden sich die französischen Grünen nicht in stoischer Selbstkritik üben, wenn es 

keinerlei Anlass dazu gäbe und die allgemeine Presseberichterstattung in Deutschland fände 

kaum lobende Worte für eine eher negative grüne Parteibilanz. Wie aber erklären sich die 

konträren Zustände der beiden grünen Parteien, die sich exemplarisch in der unterschiedlichen 

Zelebrierung der Jubiläumsfeiern widerspiegeln? Unter Einbezug der im letzten Kapitel 

umrissenen historischen Analogien führt diese unterschiedliche Verfasstheit beider Parteien 

zu folgender Fragestellung:  

 

 
                                                 
146 L’Express; Pham-Lê, Jérémie (29.01.2014): Les Verts ont 30 ans, mais la fête n’est pas folle, a.a.O. 
147 La Croix; Castagnet, Mathieu (28.01.2014): À 30 ans, les Verts cherchent encore leur place, a.a.O. 
148 L’Express; L’Express.fr avec AFP (28.09.2013): Nicolas Hulot: EELV traverse "une crise profonde",  
http://www.lexpress.fr/actualite/politique/nicolas-hulot-eelv-traverse-une-crise-profonde_1286205.html 
149 Vgl. Vollmer, Ludger: Die Grünen, a.a.O.  
150 Stuttgarter Zeitung; Schäfer, Theresa (14.01.2010): Vom Strickpulli zum Establishment, 
http://www.stuttgarter-zeitung.de/inhalt.30-jahre-die-gruenen-vom-strickpulli-zum-establishment.0eda4bf7-
4d09-484a-934e-1d202c5528bc.html 
151 Vgl. N.N.: Die neue deutsche Volkspartei (Spiegel Cover), in: Der Spiegel Nr. 46 (2010).  
152 Der Tagesspiegel; Haselberger, Stephan; Monath, Hans (07.01.2010): Grünen Fraktionsvize Fritz Kuhn. „Ja, 
wir sind eine normale Partei“,  http://www.tagesspiegel.de/politik/gruenen-fraktionsvize-fritz-kuhn-ja-wir-sind-
eine-normale-partei/1659210.html 
153 L’Express; Pham-Lê, Jérémie (29.01.2014): Les Verts ont 30 ans, mais la fête n’est pas folle, a.a.O.  
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Wodurch erklärt sich die Tatsache, dass sich die französischen Grünen in einer 

Identitätskrise befinden (A), während Bündnis 90/Die Grünen einen festen Platz im 

politischen System eingenommen haben (A’), obwohl beide Parteien eine vergleichbare 

Parteiengeschichte (B) aufweisen? 

 

Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, unter Einbeziehung verschiedener Wissenschaftsstränge 

der Parteienforschung Antworten darauf zu finden. Allerdings verbinden sich mit dem 

Vorhaben jener Ursachenforschung theoretische Hürden, die an dieser Stelle kurz umrissen 

werden sollen.  

Die allgemeine Parteienforschung lässt sich grob in zwei Phasen unterteilen: eine klassische 

und eine moderne, nachkriegstheoretische Entwicklungsperiode. Erstere kennzeichnet sich 

durch Bestrebungen zu Beginn des 20. Jahrhunderts, holistische Modellvorstellungen zu 

generieren, die z.B. an Theorien und Erkenntnisse von Max Weber und der Notwendigkeit 

bürokratisierter Parteien (Bürokratisierungsthese), Robert Michels und sein ehernes Gesetz 

der Oligarchie (Dysfunktionalismusthese) oder Maurice Duvergers Konzeption vertikal stark 

gegliederter Massenparteien geknüpft sind.154 Diese auf die notwendig hierarchischen 

Organisationsstrukturen von Parteien abzielenden Theorieklassiker wurden in den 1960er 

Jahren durch einen grundlegenden Perspektivenwechsels abgelöst. Da die holistischen 

Theoriemodelle der Realität nicht standhielten, galten Generalisierungen fortan als 

unzureichend.155   

Es zeichnete sich eine pluralistische Wende ab, die nicht mehr auf eindimensionale 

theoretische Zugriffe, sondern auf Theorien mittlerer Reichweite, ergo Teiltheorien, 

abzielte.156 Diese theoretische Fragmentierung, die durch stark divergierende Ansätze 

gekennzeichnet ist, hat dazu geführt, dass sich die Parteienforschung bis heute dem Vorwurf 

der Theorielosigkeit ausgesetzt sieht.157 Zu den neuen Forschungsansätzen gehören z.B. die 

ökonomische Rational-Choice Perspektive, der behavioralistische Anknüpfungspunkt, der die 

Beziehungsgeflechte der sozialen Akteure in den Vordergrund stellt, oder die 

konvergenztheoretische Analyse, nach der die Parteien hauptsächlich von ihrer Umwelt 

beeinflusst und gelenkt werden, ergo als „dependent object“ fungieren.158 Ohne von einem 

                                                 
154 Vgl. Wiesendahl, Elmar: Parteien in Perspektive. Theoretische Ansichten der Organisationswirklichkeit 
politischer Parteien, Opladen/Wiesbaden: Westdeutscher Verlag 1998,  S. 36-41. 
155 Vgl. Ebd.: S. 51.  
156 Vgl. Beyme, Klaus von: Theoretische Probleme der Parteienforschung, in: Politische Vierteljahresschrift, 
Vol. 24 (3), 1983, S. 250 sowie: Wiesendahl, Elmar: Parteien in Perspektive, a.a.O., S. 59.  
157 Vgl. Beyme, Klaus von: Parteien im Wandel. Von den Volksparteien zu den professionalisierten 
Wählerparteien, Wiesbaden: Westdeutscher Verlag 2000, S. 18.  
158 Sorauf, Frank J.; Beck, Paul A.: Party Politics in America, Minnesota: Scott, Foresman 1988, S. 498.  
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erneuten turn zu sprechen, kann zudem auf eine postmoderne Entwicklung verwiesen werden, 

die vor allem die Akteursvielfalt und – entgegen kontingenztheoretischer Annahmen – den 

Eigensinn von Parteien gegenüber Umwelteinflüssen stärker in den Fokus rückt.159 Was 

bleibt, ist eine Vielfalt verschiedener Theorieansätze, derer sich die Forscher zur 

Untersuchung von Parteien bedienen. Auch die vorliegende Arbeit wird keine 

universalistische Theorie zur Erklärung des Ist-Zustands von EELV und Bündnis 90/Die 

Grünen lancieren. Vielmehr werden bei der Ursachenforschung Perspektiven aus 

verschiedenen Bereichen der Parteienforschung eingenommen, die als Erklärungsansätze zur 

unterschiedlichen Entwicklung von Parteien herangezogen werden: 

1. Die Umweltbeziehungen von Parteien (C1) 

2. Die Programmforschung (C2)  

3. Die Organisationsforschung (C3) 

Im Folgenden wird die Forschungsrelevanz jener drei Perspektiven erläutert, die 

Vorgehensweise der jeweiligen Untersuchung konturiert und jeweils eine Hypothese 

hinsichtlich des Analyseergebnisses formuliert.  

 
3.2 Externe Einflussfaktoren  
 

Politische Parteien haben verschiedene Funktionen, die in der Forschungsliteratur quantitativ 

und qualitativ unterschiedlich kategorisiert werden. Der Politikwissenschaftler Uwe Jun 

schreibt Parteien in westlichen Demokratien fünf grundlegende Aufgabenbereiche zu:  

 

1.) Personalrekrutierung: Parteien rekrutieren Personen für öffentliche und innerparteiliche 

politische Ämter.  

2.) Regierungsbildung und Oppositionsarbeit: Parteien besetzen Regierungsämter mit 

Parteirepräsentanten, richten die Regierungspolitik aus und organisieren parlamentarische 

Prozesse. 

3.) Bestimmung von politischen Inhalten (Policy-Funktion): Parteien liefern der Gesellschaft in 

Form politischer Programme einen Deutungs- und Orientierungsrahmen und bringen damit im 

Parteienwettbewerb ideologische oder sachpolitische Differenzen bzw. Kontroversen zum 

Ausdruck.  

4.) Responsivität durch Interessenartikulation, -repräsentation und -aggregation: Parteien 

repräsentieren gesellschaftliche und politische Interessen.  

                                                 
159 Nohlen, Dieter; Olaf-Schultze, Rainer: Lexikon der Politikwissenschaft. Theorien, Methoden, Begriffe, Bd. 2, 
München: C.H. Beck 2010, S. 715.  
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5.) Mobilisierung und Integration der Wählerschaft: Parteien wirken integrativ, da sie einen 

Vertretungsanspruch gegenüber sozialen Gruppen innerhalb des politischen Systems ausüben, 

sie mit dessen Werten und Normen vertraut machen und ihnen Mitwirkungsrechte anbieten.160   

 

Aus diesem Funktionskatalog geht hervor, dass Parteien nicht nur im politischen Bereich 

(Personalrekrutierung, Regierungsbildung und Oppositionsarbeit), sondern auch in der 

Gesellschaft (Responsivitätsfunktion, Mobilisierung der Wählerschaft) verankert sind. Sie 

können dementsprechend nicht als abgeschlossene Systeme betrachtet werden, da sie rein 

funktionslogisch dazu verpflichtet sind, gegenüber ihrer Umwelt offen zu sein. Aus dem 

stringenten System-Umwelt-Bezug politischer Parteien ist zu schließen, dass die Analyse 

politischer Parteien, die einzig aus der Binnenperspektive vorgenommen wird, nicht weit 

genug reicht, um empirisch gehaltvolle Aussagen zur Klärung ihres Ist-Zustands zu tätigen. 

Es bedarf ebenso der Analyse des Verhältnisses zwischen Parteien und ihren jeweiligen 

Umweltsegmenten, um den Einfluss dieser auf die Parteien und deren dadurch nötigen 

Anpassungsleistungen hinsichtlich der vorliegenden Fragestellung berücksichtigen zu können. 

Analytisch lassen sich verschiedene Umwelten von Parteien unterscheiden. Zu den zentralen 

Umweltsegmenten gehört zweifelsohne die Wählerschaft, die für die Stabilität der politischen 

Organisationen ausschlaggebend ist.161 Demnach ist zu vergleichen, wer sich hinter der 

grünen Wählerschaft in Deutschland und Frankreich verbirgt und – um ihre elektorale 

Grundlage ermessen zu können – wie groß und wie stetig das grüne Elektorat jeweils ist. Nur 

von den Wahlerfolgen der Partei durch ihre Wählerschaft hängen letztendlich auch die 

Einflussmöglichkeiten (Ämterbesetzung, Parteifinanzierung) der grünen Parteien ab. In der 

Forschungsliteratur werden zudem zwei weitere zentrale Umweltsegmente ins Feld geführt: 

Die Mitgliederorganisationen und andere kollektive Akteure, die zusammen mit den Parteien 

das intermediäre – zwischen Politik und Gesellschaft angesiedelte – System bilden, wie 

(Konkurrenz-)Parteien, Interessenverbände und soziale Bewegungen sowie Massenmedien.162 

Die Mitgliederorganisationen sollen in der Analyse der externen Faktoren ausgeklammert 

werden, da die Parteien Bündnis 90/Die Grünen und EELV als ein – wenngleich heterogener 

– Akteur begriffen werden. Demnach werden die Mitgliederorganisationen nicht als 

Umweltsegment, sondern als Teil der Partei verstanden. Dies macht umso mehr Sinn, als die 

grünen Parteien in Deutschland und Frankreich – wie im Verlauf der Analyse aufgezeigt wird 
                                                 
160 Vgl. Jun, Uwe: Typen und Funktionen von Parteien, in: Handbuch Parteienforschung, hg. von Oskar 
Niedermayer, Wiesbaden: Springer VS 2013, S. 121-124.  
161 Vgl. Poguntke, Thomas: Parteiorganisation im Wandel. Gesellschaftliche Verankerung und organisatorische 
Anpassung im europäischen Vergleich, Wiesbaden: Westdeutscher Verlag 2000, S. 61.  
162 Vgl. Niedermayer, Oskar: Die Analyse einzelner Parteien, in: Handbuch Parteienforschung, hg. von Oskar 
Niedermayer, Wiesbaden: Springer VS 2013, S. 77. 
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– den Anspruch einer intern basisdemokratischen, enthierarchisierten Organisation verfolgen, 

um einer grundlegenden Trennung zwischen der Parteielite (party in central/public office) und 

den Mitgliederorganisationen (party on the ground) wie sie Katz/Mair analytisch 

vornehmen163, zu verhindern. Hingegen ist der Vergleich anderer intermediärer 

Organisationen (Parteien, Interessenverbände und soziale Bewegungen sowie Massenmedien) 

und ihre Relation zu den beiden grünen Parteien genau wie die Wähleranalyse 

ausschlaggebend, um ihren jeweiligen Einfluss auf die Parteien offenzulegen. Dabei ist zu 

betonen, dass es sich bei den Beziehungen um wechselseitige Verbindungen handelt, da auch 

die Parteien Einfluss auf ihre Umwelt haben und diese als zentrale Akteure mitgestalten.  

In den letzten Jahrzehnten wird in der Forschungsliteratur vermehrt von der Homogenisierung 

(west-)europäischer Gesellschaften gesprochen, die sich aufgrund zunehmender 

Annäherungsprozesse der europäischen Kernländer – darunter Deutschland und Frankreich – 

herausbildet.164 Aus diesem Grund wird davon ausgegangen, dass die externen 

Einflussfaktoren von Bündnis 90/Die Grünen und EELV ähnlich sind und sie in ähnlicher 

Weise auf das Innenleben der Parteien wirken.  

 
3.3 Parteiprogrammatik  
 

Im Rahmen der Binnenanalyse von Parteien werden (je nach Schwerpunkt) ihre 

„innerparteilichen Strukturen, Prozesse und Inhalte“ 165 erforscht. Für die Erfassung der 

inhaltlichen Forderungen dienen vor allem die Parteiprogramme, wobei sich insbesondere die 

Analyse von Wahlprogrammen zu einer eigenen Teildisziplin in der Parteienforschung 

entwickelt hat.166 Die Untersuchung der Parteiprogramme ist im Rahmen der 

Ursachenforschung für den Zustand von Parteien essentiell, da sie dem Bürger das jeweilige 

parteipolitische Angebot offerieren und parallel als Praxisanleitung für die Mitglieder 

(inklusive der Parteifunktionäre) fungieren.167 Ein Parteiprogramm ist demnach: 

                                                 
163 Vgl. Katz, Richard; Mair, Peter: How Parties Organize: Change and adaptation in party organizations, 
London: SAGE 1994, S. 12-13.  
164 Gesprochen wird in diesem Zusammenhang von einer wirtschaftlichen, kulturellen und politischen 
Homogenisierung der europäischen Zivilgesellschaft, die nach dem Politikwissenschaftler Richard Münch die 
Folge einer nationalen Pluralisierung ist. Vgl. Das Regime des Pluralismus. Zivilgesellschaft im Kontext der 
Globalisierung, Frankfurt am Main: Campus Verlag 2010. Diese Homogenisierungstendenzen beträfen nach 
Münch vor allem das von den Euro-Ländern gebildete  „Kerneuropa“, innerhalb dessen die politische Integration 
am schnellsten voranschreitet. Vgl. Münch, Richard: Die Konstruktion einer europäischen Gesellschaft. Zur 
Dialektik transnationaler Integration und nationaler Desintegration, Frankfurt am Main: Campus Verlag 2008,  
S. 227ff.   
165 Niedermayer, Oskar: Die Analyse einzelner Parteien, a.a.O., S. 68.  
166 Vgl. Merz, Nicolas; Regel Sven: Die Programmatik der Parteien, in: Handbuch Parteienforschung, hg. von 
Oskar Niedermayer, Wiesbaden: Springer VS 2013, S. 211.  
167 Vgl. Ebd.: S. 213.  
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weder ein wissenschaftliches Dokument noch ein Rezeptkatalog, sondern eine 
Zusammenstellung von Richtlinien zum Gesamtbereich des Politischen von zunächst zeitlich 
nicht begrenzter Gültigkeit, die die Mitglieder einer Partei zu sinngemäßem politischen 
Handeln verpflichten soll.168  
 

Idealtypisch lassen sich verschiedene Programmarten unterscheiden, wobei in der Regel eine 

Dreiteilung in Grundsatzprogramme, Handlungsprogramme und Regierungsprogramme 

vorgenommen wird.169   

Grundsatzprogramme zielen darauf ab, „die Wertgrundlagen der Partei auf die 

gesellschaftliche Entwicklung anzuwenden“170 und sind demnach weit gefasste und auf Dauer 

angelegte Orientierungshilfen für ihre (potenziellen) Wähler und Mitglieder. Aufgrund der 

langfristigen Gültigkeit der Grundsätze, dienen jene Programme weniger dazu, 

programmatische Entwicklungsprozesse von Parteien offenzulegen. Dafür eignen sich vor 

allem die periodisch erscheinenden Handlungsprogramme (wozu neben Spezial- und 

Aktionsprogrammen in erster Linie die Wahlprogramme zu zählen sind), da sie die geplante 

Umsetzung der Parteiziele thematisieren und damit als Handlungsanleitungen en détail 

verstanden werden können. Bedienen die Grundsatzprogramme eher die Frage nach dem 

normativen Was, sind Wahlprogramme gleichzeitig dazu angehalten, realistisch das Wie zu 

klären.  

Auch wenn es illusorisch ist, dass die immer länger werdenden Wahlprogramme von jedem 

Wähler gelesen werden, wirken sie dennoch durch die mediale Rezeption auf die 

Öffentlichkeit. Deshalb wirken sie für alle wahlberechtigten Bürger in Deutschland und 

Frankreich als wichtige Entscheidungshilfe und sind für die Ämterbesetzung und politischen 

Mitbestimmungsmöglichkeiten der Parteien von Bedeutung. In Kapitel 5 werden die drei 

zuletzt erschienenen Wahlprogramme zu den deutschen und französischen Parlamentswahlen 

der Bündnisgrünen (Eines für alle (2005); Der grüne neue Gesellschaftsvertrag (2009); Zeit 

für den grünen Wandel (2013)) und der französischen Grünen (Reconstruire l’espoir! (2002); 

Changeons le Monde (2007); Vivre mieux (2012)) bezüglich ihres Themenspektrums und 

dessen konkreter Ausgestaltung untersucht.  

Diese programmatische Analyse deckt grosso modo die letzte Wahldekade ab und setzt mit 

den Programmen 2002/2005 in der – in Kapitel 2 eruierten – gemeinsamen vierten 

Entwicklungsphase an, im Rahmen derer die Parteien von der Regierungsmehrheit zurück in 

die parlamentarische Opposition wechselten. Die Analyse soll zeigen, welche Zielsetzungen 

                                                 
168 Grebing, Helga: Die theoretischen Grundlagen des Godesberger Programms, in: Braucht die SPD ein neues 
Grundsatzprogramm, hg. von Sven Papcke und Karl Theodor Schuon, Berlin: Verlag und Verlagsbuchhandlung 
Europäische Perspektiven 1984, S. 9.  
169 Vgl. Siri, Jasmin: Parteien. Zur Soziologie einer politischen Form, Wiesbaden: VS Verlag 2012, S. 177. 
170 Ebd. 
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die grünen Parteien beider Länder ab dem neuen Jahrtausend fokussieren, inwiefern jene 

konvergieren und wie genau die deutschen und französischen Grünen ihre inhaltlichen 

Forderungen konkret umzusetzen gedenken. Für die Operationalisierung des 

programmatischen Themenspektrums wird auf die Datensammlung des Manifesto Research 

Projects (MRP) zurückgegriffen. Im Rahmen jenes Langzeitforschungsprojektes wurden qua 

manueller Inhaltsanalyse Wahlprogramme aus mehr als 50 Ländern bezüglich ihrer 

Parteipositionierung analysiert.171 Die Politikfelder, die besonders stark von den grünen 

Parteien thematisiert werden (in Anlehnung an einer Studie von Merz/Regel im Folgenden 

auch betitelt als Policy-Leuchttürme) werden in dieser Arbeit anschließend hinsichtlich ihrer 

inhaltlichen Ausgestaltung verglichen. Ebenso wird das Augenmerk auf den Policy-Bereich 

gelegt, dem die deutschen und französischen Wähler am meisten Bedeutung zusprechen, da es 

nahe liegt, dass die programmatischen Aussagen zu diesem Politikfeld als besonders 

wahlentscheidend zu werten sind. Dabei wird für die inhaltlich-programmatische Analyse 

angenommen, dass die Wahlprogramme der deutschen Grünen thematisch breiter gefasst und 

in ihren inhaltlichen Reformvorhaben moderater sind als jene der französischen Grünen, 

wodurch sie tendenziell mehr Wähler ansprechen.  

Ein Vergleich der grün-sozialistischen Regierungsprogramme (vereinbart in Deutschland 

1998 und 2002; in Frankreich 1997 und 2012) ist im Rahmen der vorliegenden Arbeit 

aufgrund von drei Gesichtspunkten nicht gewinnbringend. So werden die französischen 

Regierungsvereinbarungen im Gegensatz zu den deutschen erstens immer vor den Wahlen 

beschlossen und gelten demnach funktional als Wahlprogramme. Das bedeutet, dass sie, im 

Gegensatz zu den deutschen Regierungsprogrammen, das Ziel der Stimmenmaximierung 

verfolgen. So sind die französischen Koalitionsverträge zweitens in ihren Festlegungen 

weniger detailliert und gelten in der politischen Praxis als unverbindlicher als ihr deutsches 

Pendant.172 Ein drittes Argument für die vergleichende Programmanalyse der Wahl- anstelle 

der Koalitionsprogramme zur Bestimmung der inhaltlichen Positionierung der deutschen und 

französischen Grünen verbirgt sich in deren Entstehungsprozess. Da Wahlprogramme 

grundsätzlich einem ein- bis zweijährigen, sukzessiv verlaufenden Aushandlungsprozess 

unterliegen, werden die Programme auch unter Einbeziehung der Parteibasis in 

Programmgremien und auf Parteitagen eingehend diskutiert.173 Aus diesem Grund spricht die 

MRP-Leiterin Andrea Volkens von ihnen folgerichtig als „authoritative statements of party 

                                                 
171 Vgl. Volkens, Andrea: Die Daten des Comparative Manifestoes Project, in: Datenwelten. Datenerhebung und 
Datenbestände in der Politikwissenschaft, hg. von Kai-Uwe Schnapp et al., Baden Baden: Nomos 2009, S. 271.  
172 Vgl. Kimmel, Adolf: Das politische System der V. französischen Republik, a.a.O., S. 274.  
173 Vgl. Merz, Nicolas; Regel Sven: Die Programmatik der Parteien, a.a.O., S. 217. 
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policies [which] represent the whole party, not just one faction or politician“174. Dies gilt für 

Koalitionsverträge nur in geringerem Maße. Zwar werden die Koalitionsverhandlungen auf 

Basis der jeweiligen Wahlprogramme der Parteien geführt, sind aber in erster Linie das 

Resultat von Sondierungsgesprächen zwischen den verhandelnden Parteiführungen und 

einigen Fachpolitikern, denen die Entscheidung zur speziellen Kompromissfindung obliegt. 

Da die Programmanalyse darauf abhebt, die inhaltliche Ausrichtung der grünen Parteien als 

Ganzes zu erfassen, eignet sich die vergleichende Untersuchung der Wahlprogramme folglich 

am besten.  

 
3.4 Parteiorganisation 
 

Neben der Erforschung der programmatischen Inhalte von Parteien ist die Untersuchung der 

Parteiorganisation ein weiterer Schwerpunkt der Partei-Binnenanalyse.175 In diesem Rahmen 

wird der Frage nachgegangen, wie die Parteien strukturiert sind und mit den unterschiedlichen 

Handlungslogiken von Führungsstab, Mitgliedern in öffentlichen Ämtern und Mitgliederbasis 

umgehen. Dabei ist festzuhalten, dass sich die Organisationslogiken in jeder Partei (formal 

und/oder informal) unterscheiden und im Zeitverlauf durch exogene Faktoren (z.B. durch 

Veränderung des Wahlrechts) oder endogene Einflüsse (z.B. der Wechsel der Parteiführung) 

ändern können. Idealtypisch wurden in der Forschung unterschiedliche Organisationstypen 

von Parteien in westeuropäischen Ländern herausgearbeitet, die Katz und Mair 

folgendermaßen kategorisieren:  

 
1. Elitenparteien im 19. Jahrhundert,  
2. Massenparteien (1880-1960),  
3. Volksparteien (catch-all-Parteien) (1945-?) 
4. Kartellparteien (1970-?)176 

 
Diese sich zeitlich teilweise überlappenden Kategorien basieren auf der Generalisierung 

mittlerer Erfahrungswerte von Organisationsmerkmalen bezüglich der Mitgliederstruktur, 

Wahlkampforganisation, Finanzierung und medialen Professionalisierung von Parteien und 

versuchen, den Wandel von Parteien westlicher Demokratien im Allgemeinen zu erklären.177 

Vor diesem Hintergrund würde die Zielsetzung einer einfachen Kategorienzuordnung von 

Bündnis 90/Die Grünen und den französischen Grünen zu kurz greifen.  

                                                 
174 Volkens, Andrea: Manifesto research since 1979. From reliability to validity, in: Estimating the Policy 
Position of Political Actors, hg. von Michael Laver, New York: Routledge 2001, S. 34.  
175 Vgl. Niedermayer, Oskar: Die Analyse einzelner Parteien, a.a.O., S. 72. 
176 Vgl. Katz, Richard; Mair, Peter: Changing Models of party organization and party democracy. The 
Emergence of the cartel party, in: Party Politics Vol. 1 No. 1 (1995), S. 18.   
177 Ebd.: S. 29.  
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Die Organisationsanalyse hat vielmehr zum Ziel, die spezifischen Organisationsmerkmale 

beider Parteien gegenüberzustellen, um zu sehen, welche Binnenwirkung sie jeweils haben. 

Dabei steht (wie bei der Programmanalyse) die organisatorische Entwicklung der letzten 

Dekade im Vordergrund. Thematisch wird die Untersuchung in zwei Schritte untergliedert.  

Zunächst wird ein Blick auf die formalen Organisationsvereinbarungen der Satzungen 

geworfen. In diesem Rahmen werden die aktuellen Strukturregelungen einschließlich rezenter 

Reformen dargestellt und anschließend im Ländervergleich gegenübergestellt. Die formalen 

Regelungen der Parteiorganisation gelten als wichtiges Analysekriterium, vor allem weil sie 

als „Handlungsrahmen der innerparteilichen Demokratie“178 (die in Deutschland im GG Art. 

21 verankert ist) fungieren. Allerdings ist anzumerken, dass die formalen 

Organisationsregelungen die tatsächlichen innerparteilichen Prozesse nur partiell abbilden. 

Katz und Mair schreiben diesbezüglich zu Recht, dass die Organisationsanalyse der „official 

story“ durch die Untersuchung der „real story“179 ergänzt werden muss. Aus diesem Grund 

sollen in einem zweiten Schritt die informalen Prozesse, nämlich die Lagerbildungen und  

Ämterbesetzungen der Parteien, miteinander verglichen werden. Hinsichtlich des 

Analyseergebnisses wird angenommen, dass die formalen Satzungsregelungen in beiden 

Parteien stark dezentral und basisdemokratisch ausgerichtet sind, die informellen 

Organisationsstrukturen sich bei den französischen Grünen im Zeitverlauf jedoch 

hierarchisiert haben, während sie bei den Bündnisgrünen grosso modo mit den formalen 

Strukturen korrespondieren und dadurch internen Querelen und Lagerbildungen besser 

entgegenwirken.  

So ist festzuhalten, dass gemäß der drei vorgestellten Teilhypothesen zu den jeweiligen 

Theoriesträngen der Parteienforschung davon ausgegangen wird, dass die Gründe für die 

aktuell unterschiedliche Verfasstheit der französischen und deutschen Grünen weniger in den 

externen Faktoren (C1) als in ihren unterschiedlichen programmatischen (C2) und 

organisatorischen (C3) Charakteristika zu suchen sind. Diese Hypothese widerspricht der 

politikwissenschaftlichen Annahme, wonach „sich grün-alternative Parteien hinsichtlich ihrer 

Organisation, ihrer Wählerschaft und ihrer programmatischen Grundpositionen 

vergleichsweise ähnlich sind“180. Im Folgenden soll sie mit Hilfe von sekundäranalytischem 

und empirischem Quellenmaterial auf ihren Wahrheitsgehalt hin analysiert werden.  

                                                 
178 Bukow, Sebastian; Poguntke, Thomas: Innerparteiliche Organisation und Willensbildung, in: Handbuch 
Parteienforschung, hg. von Oskar Niedermayer, Wiesbaden: Springer VS 2013, S. 180. 
179 Vgl. Katz, Richard; Mair, Peter: Party Organizations. A data handbook in party organizations in western 
democracies, 1960-90, London, SAGE 1992, S. 8.   
180 Poguntke, Thomas: International vergleichende Parteienforschung, in: Vergleichende Politikwissenschaft, hg. 
von Dirk Berg-Schlosser und Ferdinand Müller-Rommel, Opladen: Leske + Budrich 2003, S. 200.  
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4. Analyse der externen Einflussfaktoren  
 

Da Parteien als Intermediäre zwischen Politik und Öffentlichkeit agieren, können 

Parteianalysen, die einzig aus der Binnenperspektive der Parteien heraus erfolgen, keine 

Vollständigkeit beanspruchen. Genau wie Parteien ihre Umwelt beeinflussen, sind sie selbst 

Konstrukte dieser Umwelt. Die theoretisch als besonders relevant erachteten externen 

Einflusssegmente Wählerschaft, Parteienkonkurrenz, Interessenverbände/soziale Bewegungen 

und Medien werden im Folgenden hinsichtlich ihrer Wirkung auf Bündnis 90/Die Grünen und 

EELV vergleichend untersucht.  

 

4.1 Die Wählerschaft   
 

Möchte eine Partei in einer repräsentativen Demokratie Verantwortung im politischen System 

übernehmen, ist sie auf Wähler angewiesen. Die Höhe der Wahlergebnisse entscheidet über 

die Ämteranzahl, die eine Partei auf der lokaler, regionaler, nationaler oder europäischer 

Ebene besetzen kann und demnach über das Maß ihrer politischen Einflussmöglichkeiten. 

Allerdings gelingt es den Parteien dies- und jenseits des Rheins immer weniger, Wähler für 

den Urnengang zu mobilisieren.  

In Deutschland changiert die Wahlbeteiligung bei Bundestagswahlen seit der 

Wiedervereinigung zwischen 82,2 Prozent (im Jahr 2002) und 70,8 Prozent (im Jahr 2009).181 

In Frankreich fällt die Wahlbeteiligung bei den Wahlen zur Assemblée Nationale geringer aus. 

Mit Ausnahme der Wahl von 1997, bei der 70,9 Prozent der Wahlberechtigten ihre Stimme 

abgaben, liegt die Wahlbeteiligung seit 1988 unter 70 Prozent.182 Im Jahr 2007 gingen nur 

59,9 Prozent der französischen Bürger im zweiten Wahlgang wählen.183 Bei den letzten 

Parlamentswahlen im Jahr 2012 wurde für den zweiten Wahlgang mit 55,4 Prozent ein 

Rekordtief der Wahlbeteiligung erreicht.184 Dies bedeutet nicht, dass die Bürger in Frankreich 

allgemein wahlmüder sind als die Deutschen. Bei den Präsidentschaftswahlen, die seit 2002 

stets kurz vor den Wahlen der Assemblée Nationale stattfinden, liegt die Wahlbeteiligung im 

Durchschnitt bei ungefähr 80 Prozent.185 Jedoch zeichnet sich in beiden Ländern bei den 

                                                 
181 Vgl. Statista; Bundeswahlleiter (2014): Wahlbeteiligung bei den Bundestagswahlen in Deutschland von 1949 
bis 2013, http://de.statista.com/statistik/daten/studie/2274/umfrage/entwicklung-der-wahlbeteiligung-bei-
bundestagswahlen-seit-1949/ 
182 Vgl. France Politique; Boisseu, Laurent (18.09.2014): Participation et abstention aux élections,  
http://www.france-politique.fr/participation-abstention.htm 
183 Ebd.  
184 Vgl. Merle, Patrick; Patterson, Dennis: The French parliamentary and presidential elections of 2012, in: 
Electoral Studies 34 (2014), S. 308. 
185 France Politique; Boisseu, Laurent (18.09.2014): Participation et abstention aux élections, a.a.O.  
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Regional- und Europawahlen ein Rückgang der Wahlbeteiligung ab. Bei ersteren beläuft sich 

die Partizipation in beiden Ländern auf circa 60 Prozent im Gegensatz zu den 1980er Jahren 

mit circa 80 Prozent.186 Die Beteiligung bei den Europawahlen sank von Ende der 1970er 

Jahren mit über 60 Prozent auf aktuell unter 50 Prozent.187  

Diese rückläufigen Tendenzen der Wahlbeteiligung in Deutschland und Frankreich sind 

besorgniserregend, da es der Demokratie schadet, wenn der Demos seine 

Mitbestimmungsrechte immer weniger in Anspruch nimmt. Demnach stehen die Parteien 

aktuell nicht nur vor der Herausforderung, eventuelle Stammwähler188 zu halten und 

Wechselwähler189 von sich zu überzeugen, sondern Nicht- bzw. Erstwähler zu gewinnen. Mit 

Blick auf die nationalen Wahlergebnisse von Bündnis 90/Die Grünen und EELV wird 

ersichtlich, dass erstere prozentual mehr Wähler an sich binden können als die grüne Partei in 

Frankreich (siehe Abbildung 1). Aufgrund der rückläufigen Wahlbeteiligung ist dabei zu 

bedenken, dass die Prozentangaben de facto immer weniger Wähler repräsentieren. 

 

Abbildung 1: Wahlergebnisse der deutschen und französischen Grünen bei Bundestagswahlen 
und Wahlen der Assemblée Nationale 
 
Wahlergebnisse der Grünen in Deutschland Wahlergebnisse der Grünen in Frankreich  

 
Wahljahr Ergebnis in Prozent Wahljahr Ergebnis in Prozent 
1980 1,5 1978 2,2 (Ecologie 78) 
1983 5,6 1981 1,1 (Ecologie 78) 
1987 8,3 1986 1,2 
1990 3,8 (Grüne West) 

1,2 (Bündnis 90/G) 
1988 0,3 

1994 7,3 1993 7,6 (Les Verts + GE) 
1998 6,7 1997 4,1 
2002 8,6 2002 4,4 
2005 8,1 2007 3,2 
2009 10,7 2012 3,6 
2013 8,4   
 
Quelle: Eigene Darstellung basierend auf Bündnis 90/Die Grünen; DH (04.06.2014): Grüne Wahlergebnisse, 
http://www.gruene.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Gru__ne-Wahlergebnisse_131008.pdf, Stand: 
04.06.2015; für die Ergebnisse der französischen Grünen Vgl. Villalba, Bruno: La transmutation d’Europe 
Ecologie-Les Verts, a.a.O., S. 138-139 ; Merle, Patrick; Patterson, Dennis: The French parliamentary and 
presidential elections of 2012, a.a.O., S. 309.  

 
                                                 
186 Vgl. Bréchon, Pierre; Schlipphak, Bernd: Les grandes tendances du comportement électoral, in: L’avenir des 
partis politiques en France et en Allemagne, hg. von Claire Demesmay und Manuela Glaab, Villeneuve d’Ascq: 
Septentrion 2009, S. 63. 
187 Vgl. Ebd.: S. 65.   
188 Stammwähler sind Wähler, die sich durch eine „langfristig stabile Parteienorientierung“ auszeichnen und „in 
mehreren aufeinanderfolgenden Wahlen dieselbe Partei [wählen]“. Vgl Holtmann, Everhard: Das Politik-
Lexikon, München; Wien: Oldenbourg Wissenschaftsverlag 2000, S. 674.  
189 Wechselwähler geben „ihre Stimme nicht durchgängig für dieselbe Partei ab, sondern wechseln die Partei von 
Wahl zu Wahl“, Vgl.: Ebd. S. 770.  
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Mit Ausnahme der Parlamentswahlen von 1993, bei denen sich Les Verts mit der GE 

zusammenschloss, blieben die grünen Wahlergebnisse in Frankreich unter der Fünf-Prozent-

Marke. Die Partei hätte demnach auch nach dem in Deutschland geltenden personalisierten 

Verhältniswahlrecht in der Regel keine Parlamentsplätze besetzen können. Das letzte 

Bundestagswahlergebnis von 8,4 Prozent, das für die deutschen Grünen als Zäsur eingestuft 

wurde und zur Neuwahl von Partei- und Fraktionsvorstand führte190, hätte für die 

französischen Grünen einen Wahlrekord bedeutet. Dabei sind hinsichtlich der grünen 

Wählerschaft beider Parteien zahlreiche Analogien festzustellen. Vergleicht man statistische 

Erhebungen zu der sozialstrukturellen Zusammensetzung der grünen Wähler in Deutschland 

und Frankreich ergibt sich in toto ein ähnliches Bild. 

Dies belegen aktuelle Wählerstudien zu der letzten Bundestagswahl 2013 und der letzten 

Präsidentschaftswahl in Frankreich 2012 (Vgl. Abbildung 2). Ihre Gegenüberstellung ist 

insofern legitim, da beide Wahlen als die wichtigsten im jeweiligen Land wahrgenommen 

werden, was sich darin widerspiegelt, dass sie jeweils die höchste Wahlbeteiligung 

verzeichnen. Die Untersuchungen zeigen, dass sich unter den Wählern, die auf 

nationalstaatlicher Ebene für die Grünen votiert haben, tendenziell – wenngleich in 

Frankreich mit marginaler Differenz – mehr Frauen als Männer (a), mehr jüngere als ältere 

Wähler191 (b) und mehr Personen mit Abitur und/oder Hochschulabschluss als ohne/oder 

niedrigerem Abschluss (c) befanden. Diese sozialstrukturellen Charakteristika (weiblich, jung, 

gebildet) der grünen Wählerschaft sind im internationalen Vergleich als klassisch zu bewerten 

und korrespondieren mit früheren Wähleranalysen der grünen Partei in Frankreich (wie z.B. 

im Rahmen der Präsidentschaftswahlen 1995 oder der Parlamentswahlen 1978, ergo noch vor 

der offiziellen Parteigründung von Les Verts)192 und in Deutschland193. 

 

 
 
 
 
 
 
 

                                                 
190 Vgl. Probst, Lothar: Bündnis 90/Die Grünen: Absturz nach dem Höhenflug, in: Die Parteien nach der 
Bundestagswahl 2013, Wiesbaden: Springer VS 2015, S. 154. 
191 Unter jüngere Wähler werden Personen begriffen, die 35 Jahre und jünger sind, wohingegen ältere Wähler 
die durchschnittliche Anzahl der Wähler meint, die älter als 35 Jahre sind und für die deutschen bzw. 
französischen Grünen votiert haben.  
192 Vgl. Sainteny, Guillaume: L’introuvable écologisme français?, Paris: Presses Universitaires de France 2000, 
S. 418-419. 
193 Vgl. die Analyse der grünen Wählerschaft der Bundestagswahlen 1983 bis 2009: Probst, Lothar: Bündnis 
90/Die Grünen, 2013, a.a.O., S. 532.   
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Abbildung 2: Vergleich sozialstruktureller Merkmale der grünen Wählerschaft in Deutschland 
(Bundestagswahl 2013) und Frankreich (Präsidentschaftswahl 2012) 
 
Grüne Wählerschaft in Deutschland Grüne Wählerschaft in Frankreich (einschl. der 

EELV nahe stehende Wähler) 
 Angaben in %  Angaben in % 
Geschlecht  Geschlecht  
männlich 7,3 männlich 5,3 
weiblich 9,6 weiblich 5,4 
Alter  Alter  
18-24 11,9 
25-34 10,7 

18-34 6,8 

35-44 11,2 35-49 7,5 
45-59 10,4 50-64 5,4 
60-69 6,3 
70 und älter 3,3 

 
65 und älter 

 
2,0 

Bildung  Bildung  
  ohne Abschluss 2,1 
Hauptschulabschluss 4,0   
 
Mittlere Reife 

 
6,0 

Mittlere Reife/ 
Berufsausbildung 

 
2,6 

Hochschulreife 12,0 Hochschulreife 5,0 
Hochschulabschluss 15,0 Hochschulabschluss 10,5 
Total 8,4 Total 5,4 
 
Quelle: Eigene Darstellung nach Jesse, Eckardt: Wer wählte wie? Eine Analyse der Bundestagswahl 2013, in: 
Bilanz der Bundestagswahl 2013. Akteure und Strukturen, hg. von Eckardt Jesse und Roland Sturm, Bonn: 
Bundeszentrale für politische Bildung 2014; für die Wahlanalyse der EELV-Wähler vgl. Persico, Simon: Europe 
Ecologie Les Verts: l’histoire du verre à moitié plein, a.a.O., S. 100 (die Stichprobe umfasst Personen, die im 1. 
Wahlgang der Präsidentschaftswahlen für die EELV-Kandidatin Eva Joly votiert haben oder sich der EELV nahe 
fühlen.  
 

Bezüglich des Alters der grünen Wähler kann in beiden Ländern konstatiert werden, dass 

zunehmend auch die mittleren Altersklassen (35 bis 59 Jahre) vertreten sind, was insofern 

nicht verwundert, als diese Kohorte die grünennahe 68er Generation repräsentiert. Dennoch 

ist die Votierung von Erst- bzw. Jungwählern nach wie vor als signifikant zu werten, da ihr 

Prozentwert auch in aktuellen Analysen über dem durchschnittlichen Wahlergebnis der 

deutschen und französischen Grünen liegt. Die These vom „Ergrauen der Grünen“194, die in 

Bündnis 90/Die Grünen eine Ein-Generationen-Partei sah, deren Wähler auf lange Sicht 

aussterben, ist demnach widerlegt. 

Eine weitere Parallele der deutschen und französischen Wählerschaft findet sich bezüglich 

ihrer wahlgeographischen Verortung. Jene offenbart, dass die meisten deutschen und 

französischen Grünen-Wähler in Groß- und Universitätsstädten leben. Demnach erzielten Les 

                                                 
194 Vgl. Bürklin, Wilhelm; Dalton, Russell J.: Das Ergrauen der Grünen, in: Wahlen und Wähler. Analysen aus 
Anlaß der Bundestagswahl 1990, hg. von Hans-Dieter Klingemann und Max Kaase, Schriften des 
Zentralinstituts für sozialwissenschaftliche Forschung der Freien Universität Berlin, Band 72, Opladen: 
Westedeutscher Verlag 1994, S. 264-304.  



 39 

Verts und aktuell die EELV überdurchschnittliche Wahlerfolge vor allem in Paris, Lyon, und 

Grenoble.195 Bündnis 90/Die Grünen haben ihre Hochburgen in den Stadtstaaten Berlin, 

Bremen und Hamburg sowie in den Großstädten München, Köln und Frankfurt am Main.196 

Die Bündnisgrünen sind folglich nach wie vor als „West-Partei“197 zu klassifizieren, die es 

schwer hat, Wähler aus den neuen Bundesländern von sich zu überzeugen. Lediglich 9 von 

100 Grünen-Sympathisanten stammten im Jahr 2012 aus den neuen Ländern.198   

Sind zwischen der deutschen und französischen Wählerschaft grundlegende sozialstrukturelle 

und -geographische Analogien erkennbar, muss hinsichtlich ihrer Parteibindung differenziert 

werden. Die Wählersubstanz der Bündnisgrünen ist recht stabil. Bei den meisten 

Bundestagswahlen zwischen 1990 und 2009 machte der Anteil der alt-grünen Kernwähler, die 

bereits bei vorhergehenden Bundestagswahlen die Grünen gewählt haben, mehr als 

60 Prozent der gesamten Wählerschaft aus.199 Die grünen Wähler in Frankreich sind in ihrem 

Wahlverhalten volatiler und haben seltener eine feste Parteipräferenz. Nur 24 Prozent der 

Wähler, die bei der Europawahl 1984 für Les Verts votierten, wählten sie auch bei den 

Wahlen zur Assemblée Nationale im Jahr 1986.200 Des Weiteren haben lediglich 36 Prozent 

der Personen, die bei den Parlamentswahlen 1993 für die Grünen gestimmt haben, bei den 

Europawahlen 1994 grün gewählt.201 Das die hohe Wählerfluktuation nach wie vor ein 

Charakteristikum der Partei ist, bestätigte Daniel Boy im Jahr 2007: „Malgré un combat de 

vingt ans, l’écologie politique n’a pas véritablement réussi à fidéliser son électorat.“202  

Es ist demnach festzuhalten, dass Bündnis 90/Die Grünen eine größere und stabilere 

Wählerbasis haben als die grüne Partei in Frankreich. Unabhängig davon ist zu konstatieren, 

dass beide Parteien sozialstrukturell und -geographisch eine ähnliche Wählerschaft 

ansprechen: Sie bedienen ein verstärkt junges, feminines, (hoch) gebildetes und urbanes 

Wählerklientel. Inwiefern es ihnen gelingt, jenes dauerhaft an sich zu binden, zu vergrößern 

und gegebenenfalls um andere Wählerkohorten zu erweitern, hängt zum Großteil davon ab, in 

welchem Maße es anderen Parteien gelingt, auf das (potenziell) grüne Wählerklientel 

einzuwirken.  

                                                 
195 Vgl. Claudia Hangen, Les Verts, a.a.O., S. 260 sowie Le Politiste; Rouillot, Nicolas (08.10.2011): Europe 
écologie Les Verts, http://www.le-politiste.com/2011/10/europe-ecologie-les-verts-eelv.html 
196 Vgl. Probst, Lothar: Bündnis 90/Die Grünen auf dem Weg zur „Volkspartei“? Eine Analyse der Entwicklung 
der Grünen seit der Bundestagswahl 2005, in: Die Parteien nach der Bundestagswahl 2009, hg. von Oskar 
Niedermayer, Wiesbaden: Springer VS 2011, S. 151.  
197 Gullner, Manfred: Die Grünen. Höhenflug oder Absturz, a.a.O., S. 87.  
198 Vgl.: Ebd.  
199 Vgl. Ebd.: S. 63. 
200 Vgl. Sainteny, Guillaume: L’introuvable écologisme français?, a.a.O., S. 422.  
201 Vgl. Ebd.: S. 424.  
202 Vgl. Boy, Daniel: Les Verts: Entre dissensions internes et électorat volage, in: Atlas électoral 2007. Qui vote 
quoi, où, comment?, hg. von Pascal Perrineau, Paris: Presses de Sciences Po, Hors collection 2007, S. 57.  
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4.2 Der Parteienwettbewerb  
 

Es wurde bereits darauf hingewiesen, dass die politischen Systeme Deutschlands und 

Frankreichs wie alle westlichen Demokratien auf Parteienpluralismus ausgelegt sind und 

neben der grünen Partei Bündnis 90/Die Grünen in Deutschland und der EELV in Frankreich 

weitere Parteien existieren, die sich mit dem Ziel des Stimmenerhalts an Wahlen beteiligen. 

Demnach basieren beide Parteiensysteme auf einer Wettbewerbsordnung, in der Parteien um 

Wählerstimmen konkurrieren. Es kann davon ausgegangen werden, dass Parteien, die sich in 

ihrer Programmatik ähneln, in einem verstärkten Konkurrenzverhältnis stehen, da sie ein 

vermeintlich ähnliches Wählerklientel ansprechen. Allerdings können sich hohe 

Übereinstimmungen zwischen Parteien auch als Vorteil erweisen: Sie erleichtern die Bildung 

und den Erhalt von Regierungskoalitionen.  

Um den Einfluss anderer Parteien auf die deutschen und französischen Grünen ermessen zu 

können, wird der Blick im Folgenden auf zwei Akteursgruppen gerichtet, die mit ihnen 

aufgrund programmatischer Überschneidungen bei Wahlen besonders stark um Stimmen 

konkurrieren. Dies betrifft zunächst andere ökologische Parteien (a), die wie Bündnis 90/Die 

Grünen und Les Verts/EELV die Policy des Umweltschutzes in den Fokus ihrer Politik stellen 

und (b) Parteien der politischen Linken, die wie die Grünen verstärkt sozial-libertäre 

Positionen verfolgen. Jene Parteien schreiben libertär-postmaterialistischen Werten (wie z.B. 

soziale Gerechtigkeit, direkte Demokratie, Gleichberechtigung der Geschlechter und 

Multikulturalität) einen höheren Stellenwert zu als – wie die politische Rechte – autoritären 

Werten (wie z.B. ein starker Nationalstaat, Patriotismus sowie Sicherheit und Ordnung).203  

In Deutschland existieren neben den Bündnisgrünen zwei weitere Parteien, die den 

Umweltschutz zum zentralen Bestandteil ihrer Politik erklärt haben: Die Ökologisch-

Demokratische Partei (ÖDP; seit 2010 ödp) und die Partei Mensch Umwelt Tierschutz 

(Tierschutzpartei). Erstere gründete sich im Jahr 1982 und ist in ihrer Entstehungszeit mit 

dem Namen Herbert Gruhl verbunden, der 1978 bereits die GAZ gegründet und mit dieser an 

der Bildung der Grünen 1980 mitgewirkt hatte. Durch die Nähe zu rechtsextremistischen 

Parteien wurde der ÖDP die Befürwortung ökofaschistischer Positionen vorgeworfen, 

                                                 
203 Dieser neue Cleavage-Ansatz von Herbert Kitschelt wird durch die Wertewandel-These von Ronald Ingelhart, 
nach der mit steigendem Wohlstand einer Gesellschaft das Bestreben nach postmaterialistischen Werten zu- und 
nach materialistischen Werten abnimmt, gestützt. Beide Ansätze lösen die These der eingefrorenen 
Parteiensysteme aufgrund der von Rokkan und Lipselt elaborierten traditionellen Konfliktlinien (Stadt-Land; 
Arbeit-Kapital; Zentrum-Peripherie; Staat-Kirche) ab und finden ihre Bestätigung nicht zuletzt in dem 
Aufkommen grüner Parteien in Europa im Verlauf der 1980er Jahre. Vgl. Kitschelt, Herbert: The Left-Right 
Semantics and the New Politics Cleavage, in: Comparative Political Studies Vol. 23 (2) 1990, S. 210-238 sowie: 
Inglehart, Roland: The Silent Revolution: Changing Values and Political Styles among Western Publics, 
Princeton: Princeton University Press 1977.  
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wodurch es zu Beginn der 1990er Jahre zum Bruch mit den Grünen kam.204 Darüber hinaus 

formierte sich 1993 die Tierschutzpartei, die ihren ökologischen Schwerpunkt auf den Kampf 

gegen „Jagd, Tierversuche, Pelztierausbeutung oder Gentechnik“205 legt. Beide Parteien 

existieren bis heute, können aber aufgrund ihrer marginalen Wahlergebnisse nicht als 

gefährlicher Konkurrent von Bündnis 90/Die Grünen eingestuft werden.  

Die Wahlstatistiken der ödp und der Tierschutzpartei zeigen, dass sie seit ihrer Gründung auf 

Bundesebene nicht mehr als 0,5 Prozent der Stimmen auf sich vereinen konnten.206 Mandate 

erhielten sie in der Regel nur auf lokaler Ebene, wobei die ödp 325 ihrer insgesamt 409 

Lokalämter in Bayern gewann.207 Da die ödp im Gegensatz zur Tierschutzpartei 

programmatisch breiter aufgestellt ist und demnach nicht wie diese als Interessenpartei208 

fungiert, scheint sie für Bündnis 90/Die Grünen ein höheres Konkurrenzpotential 

aufzuweisen. Zudem zeigt eine Wahlanalyse der ödp-Wählerschaft, dass diese vor allem in 

ländlichen Gebieten angesiedelt ist. Für Bündnis 90/Die Grünen bestehen hier, aufgrund des 

Stadt-Land-Gefälles ihrer Wählerschaft, noch Mobilisierungslücken.209  

In Frankreich hatten Les Verts bis zum Jahr 1990 das Quasimonopol für umweltpolitische 

Themen inne. Dies änderte sich, als zu Beginn der 1990er Jahre zahlreiche neue 

Umweltparteien gegründet wurden. Wie Les Verts trugen die neuen Parteien ihr Credo bereits 

im Parteinamen: 1990 entstand die Partei Génération écologie (GE), 1991 die Union 

nationale écologiste (UNE) und die Parti pour la défense des animaux (PPDA) sowie 1992 

Les Nouveaux écologiste du rassemblement nature et animaux (NERNA).210 Galten letztere 

Parteien aufgrund ausbleibender Wahlerfolge für Les Verts nicht als ernstzunehmende 

Konkurrenz, unterschätzten sie erheblich die Wirkkraft der GE. Aufgrund ihrer starken 

elektoralen Ausrichtung, ihres pragmatischen Programmkonzepts und den engen Beziehungen 

ihres Gründers Brice Lalonde zu Journalisten des Nouvel Observateur und der Libération 

gewann die Partei schnell an Ansehen.211 Zudem rekrutierte sich das Führungspersonal der 

GE aus der 1969 gegründeten Nichtregierungsorganisation (NGO) Amis de la Terre und 

bestand demnach vorrangig aus Personal, das sich im politischen Betrieb und dessen 

                                                 
204 Vgl. Kranenpohl, Uwe: Ökologisch-Demokratische Partei, in: Handbuch der deutschen Parteien, hg. von 
Frank Decker und Viola Neu, Wiesbaden: Springer VS 2013, S. 351.  
205 Lucardie, Paul: Die Tierschutzpartei, in: Handbuch der deutschen Parteien, hg. von Frank Decker und Viola 
Neu, Wiesbaden: Springer VS 2013, S. 424.  
206 Vgl. Ebd.: S. 352; S. 422-423.  
207 Vgl. Kranenpohl, Uwe: Ökologisch-Demokratische Partei, a.a.O., S. 352.  
208 Gemeint ist eine Partei, deren Programm sich auf die Vertretung einzelner Interessen der Wählerschaft 
beschränkt.   
209 Vgl. Kranenpohl, Uwe: Ökologisch-Demokratische Partei, a.a.O., S. 352. 
210 Vgl. Sainteny, Guillaume: L’introuvable écologisme français?, a.a.O., S. 400-401. 
211 Vgl. Ebd.: S. 383-386.  
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Organisation sehr gut auskannte.212 Dies führte zum schnellen Aufstieg der Partei, der sich im 

elektoralen Erfolg bei den Regionalwahlen 1992 verdeutlichte, bei denen die GE, wie bereits 

erwähnt, mit einem Ergebnis von 7,1 Prozent der Stimmen die traditionelle grüne Partei 

übertrumpfte (6,8 Prozent).  

Die deshalb als verspätet zu bewertende Verständigung von Les Verts und GE auf ein 

gemeinsames Wahlbündnis für die Parlamentswahlen 1993 sollte sich als erfolglos erweisen. 

Zwar konnten die Parteien mit insgesamt 7,6 Prozent der Wählerstimmen ein gutes Ergebnis 

erzielen, aufgrund des französischen Mehrheitswahlrechts aber keinen einzigen Abgeordneten 

in die Assemblée Nationale entsenden. Diese beidseitige Niederlage führte zum Bruch der 

grünen Entente. Die Niederlage bewirkte eine neue konservativere Ausrichtung der GE, die 

zu innerparteilichen Konflikten, Austritten von wichtigen (Führungs-)Mitgliedern und de 

facto zum Niedergang der Partei führte.213 Les Verts verfolgten im Gegensatz zur GE nach der 

Niederlage 1993 einen Links-Kurs, der zum Austritt vieler Verfechter des Weder-noch-

Kurses um Antoine Waechter führte, der 1994 die ökologisch-konservative Partei Mouvement 

écologiste independent (MEI) gründete. Des Weiteren gründete sich im Jahr 2000 die 

reformistische Umweltschutz-Partei Citoyenneté, action, participation pour le XXIe siècle 

(CAP 21). Doch ist zu konstatieren, dass diese ökologischen Alternativparteien es nicht 

schafften, sich im französischen Parteiensystem zu etablieren. Alle ökologischen 

Alternativparteien zusammen erzielten bei den Parlamentswahlen im Jahr 2002 – dort, wo sie 

vertreten waren – 1,27 Prozent der Stimmen; Les Verts 6,05 Prozent.214 So ist festzuhalten, 

dass Les Verts/EELV bis dato mehr ökologischen Parteien als Bündnis 90/Die Grünen 

gegenübersteht, die Konkurrenzparteien aber – wie die ödp und die Tierschutzpartei in 

Deutschland – nur marginale Wähleranteile erreichen. Demnach haben Les Verts/EELV und 

Bündnis 90/Die Grünen als Umweltparteien nicht mehr das Monopol inne, sind aber durch 

die Existenz der ökologischen Alternativparteien keiner starken Konkurrenz ausgesetzt.  

Anders verhält es sich mit der politischen Linken: SPD und Die Linke in Deutschland, sowie 

die PS und die Parti de Gauche (PG) in Frankreich. Hier zeichnet sich für die beiden grünen 

Parteien in Deutschland und Frankreich eine Herkulesaufgabe ab. Seit ihrer jeweiligen 

Linksausrichtung im Verlauf der 1990er Jahre, die auf nationalstaatlicher Ebene zu rot-grünen 

Regierungskoalitionen führte, sind die Grünen auf beiden Seiten des Rheins in der misslichen 

Lage, sich vor allem die SPD bzw. die PS als möglichen Koalitionspartner zu erhalten und 

                                                 
212 Vgl. Sainteny, Guillaume: L’introuvable écologisme français?,a.a.O., S. 382.  
213 Ebd.: S. 397.   
214 Vgl. Boy, Daniel: La place de l’écologie politique, in: Le vote de tous les refus. Les élections présidentielle et 
législatives de 2002, hg. von Pascal Perrineau und Colette Ysmal, Paris: Presses de Sciences Po 2003, S. 285.  
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sich gleichzeitig soweit von diesen abzugrenzen, dass ihr eigenes Profil bewahrt bleibt. Dies 

klappte gerade im Rahmen der grün-roten Regierungskoalitionen auf nationalstaatlicher 

Ebene nicht immer, weshalb den beiden grünen Parteien in diesem Rahmen oft eine 

opportunistische Haltung gegenüber ihren sozialdemokratischen Koalitionspartnern 

vorgehalten wurde.215 Aktuell bemühen sich beide grünen Parteien verstärkt um eine 

inhaltliche Abgrenzung, auch zu den traditionellen linken Kräften.  

In Deutschland verdeutlichen sich diese Bemühungen besonders mit der 2008 erfolgten 

Öffnung gegenüber schwarz-grünen Bündnissen auf Länderebene. Derzeit besteht dieses 

Modell in Hessen.216 Da Länderbündnisse meist als Blaupause für die Politik auf 

Bundesebene gelten, wurden derartige Neukonstellationen scharf von der SPD kritisiert. So 

hatte der aktuelle Umweltminister Sigmar Gabriel (SPD) den Grünen vorgeworfen, ihnen 

ginge es nur darum zu regieren und zwar „egal mit wem“217. Sie würden sich nicht klar 

positionieren und fühlten sich nur für „vermeintliche Wohlfühlthemen“218 verantwortlich. Der 

Konter vom Ko-Vorsitzenden der Grünen, Cem Özdemir, folgte umgehend. Er versicherte, 

dass die SPD den Grünen näher stünde als die CDU, unterstrich aber gleichzeitig, dass es 

keinen Koalitionsautomatismus gäbe.219 Deutlich hob er die politischen Differenzen zur SPD 

hervor: Diese sprächen sich im Gegensatz zu den Grünen „für die Abwrackprämie, ohne jede 

ökologische Lenkungswirkung, für Kohlekraftwerke [und] in Baden-Württemberg für das 

Milliardengrab Stuttgart 21“220 aus. Nach dem Schlagaustausch verwundert nicht, dass es bei 

der Bundestagswahl 2013 kein rot-grünes Revival gab. Unter Rot-Rot-Grün wäre eine 

Regierungsmehrheit potentiell möglich gewesen.221 Wie utopisch diese Konstellation auf 

Bundesebene aktuell noch ist, zeigte sich nach den Landtagswahlen in Thüringen im 

September 2014, aus der erstmalig eine rot-rot-grüne Landesregierung hervorging. Diese 

Konstellation, so hoben es die Parteiführungen von SPD, Linke und Grüne unisono hervor, 

                                                 
215 Vgl. Blühdorn, Ingolfur; Szarka, Joseph: Managing Strategic Positioning Choices: A Reappraisal of the 
Development Paths of the French and German Green Parties, in: Journal of Contemporary European Studies Vol. 
12 (3) 2004, S. 310-312.  
216 Vgl. Die Welt; Crolly, Hannelore (06.01.2015): Schwarz-grün ist wie die Heimkehr verlorener Söhne, 
http://www.welt.de/debatte/kommentare/article136088384/Schwarz-Gruen-ist-wie-die-Heimkehr-verlorener-
Soehne.html 
217 taz; Lohre, Matthias (11.08.2010) : Vorhaltungen von SPD-Chef. Grüne sauer auf Gabriel, 
http://www.taz.de/!56865/ 
218 Ebd.  
219 Ebd. 
220 Ebd. Hervorhebung durch A. Pyschny. 
221 Vgl. Zeit Online; Geis, Matthias (02.10.2013): Rot-Rot-Grün. Kein Morgenrot, 
http://www.zeit.de/2013/41/bundestag-linke-mehrheit 
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tauge (zunächst) nicht als Modell für den Bund.222 Das zwischen den Grünen und Die Linke 

weniger Gemeinsamkeiten und demnach geringerer Wählerwettbewerb vorherrscht, 

untermauern einschlägige Statistiken, die zeigen, dass die Wählerwanderung zwischen SPD 

und den Grünen mit Abstand am intensivsten ist, wohingegen der Austausch mit den 

konservativen Parteien und Die Linke „absolut betrachtet weit weniger ins Gewicht [fällt]“ 223. 

Dennoch tritt Die Linke – trotz starkem Gefälle zum Anhängeraustausch mit der SPD – als 

zweitstärkste Stimmenkonkurrenz auf den Plan.224  

Dass auch die französischen Grünen mit den Linksparteien in einem starken 

Konkurrenzverhältnis stehen, zeigt die hohe soziodemographische Übereinstimmung ihrer 

Wählerschaft bei den Präsidentschaftswahlen 2012. Eine Wähleranalyse, die in diesem 

Rahmen durchgeführt wurde, bestätigt: „There is a clear and significant overlap between 

EELV, FDG [gemeint ist das Wahlbündnis der PG mit der Parti communiste français (PCF); 

A.P.] and PS’s electorates in terms of socio-demographic profile and political values.“225 

Allerdings ermöglichten die programmatischen Übereinstimmungen ab Juni 2012 auch ein 

gemeinsames Regierungsbündnis zwischen der EELV und der PS. Doch nach mehreren 

Monaten verstärkter Dissonanzen, die vor allem die Energiewende betrafen, beschlossen die 

Grünen – wie eingangs erwähnt – nach der Regierungsumbildung Anfang April 2014, nicht 

mehr Teil des Kabinetts unter dem neuen Premierminister Manuel Valls (PS) zu sein. Dieser 

Bruch wiegt für die französischen Grünen umso schwerer, als die PS bis heute ihre einzige 

Koalitionsoption darstellt. Zwar hatte die PG der EELV unmittelbar nach ihrem 

Regierungsaustritt ein Wahlbündnis für die Regionalwahlen 2015 angeboten, allerdings 

wurde dieser Vorschlag von den Grünen kategorisch abgelehnt. „Pas plus que nous sommes le 

supplément d’âme des socialistes, nous ne serons celui de l’autre gauche“226, verkündete die 

Parteivorsitzende der EELV Emmanuelle Cosse im April 2014. Dieser Richtungswechsel hin 

zum Alleingang nach waechterischem Maßstab einer Weder-noch-Politik ist als konsequent, 

wohl aber auch als riskant zu werten. Mit dieser Abgrenzungspolitik halten sie nicht nur 

potenzielle Wechselwähler aus dem linken Lager von sich fern, sondern verzichten auch auf 

mögliche Ämterübernahmen durch Wahlabsprachen mit diesen Parteien.  

                                                 
222 Vgl. Tagespiegel; Meisner, Matthias (06.12.2014): Rot-Rot-Grün in Thüringen. Wie Bodo Ramelow der SPD 
im Bund helfen könnte, www.tagesspiegel.de/politik/rot-rot-gruen-in-thueringen-wie-bodo-ramelow-der-spd-im-
bund-helfen-koennte/11084538.html 
223 Kroh, Martin; Schupp, Jürgen: Bündnis 90/Die Grünen auf dem Weg zur Volkspartei, in: Wochenbericht des 
DIW Berlin Nr. 12, Berlin 2011, S. 6.  
224 Vgl. Ebd.  
225 Beaudonnet, Laurie; Vasilopoulos, Pavlos: Green Parties in hard times: The case of EELV in the 2012 French 
presidential election, in: Party Politics 2014, Vol 20 (2), S. 282. 
226 Politis; Graulle, Pauline (10.04.2014): Front de Gauche-EELV: Je t’aime, moi non plus…,  
http://www.politis.fr/Front-de-gauche-EELV-Je-t-aime-moi,26510.html 
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Unabhängig davon, inwiefern sich diese strategische Umorientierung nachteilig für die EELV 

erweisen wird, ist zu konstatieren, dass sich die deutschen und französischen Grünen in einer 

ähnlichen Wettbewerbskonstellation befinden. Sowohl in Deutschland als auch in Frankreich 

existieren neben Bündnis 90/Die Grünen und EELV weitere ökologische Parteien, die für die 

traditionellen Grünen aufgrund geringfügiger Wahlergebnisse jedoch nicht als Konkurrenz 

auf Augenhöhe zu werten sind. Zu der traditionellen Linken besteht jeweils ein paradoxes 

Wettbewerbsverhältnis, da sie als grüne Wählerkonkurrenz und möglicher Koalitionspartner 

in einem fungieren. Die Abgrenzungsstrategien der deutschen und französischen Grünen von 

den linken und neuerdings vor allem sozialdemokratischen Parteien haben wohl dazu 

beigetragen, dass momentan keine der grünen Parteien an der Regierung beteiligt ist. Ob im 

deutschen und französischen Wahljahr 2017 erneut rot-grüne oder rot-rot-grüne 

Regierungsbündnisse auf nationalstaatlicher Ebene eine Chance haben, ist – zumindest aus 

aktueller Perspektive – mit einem großen Fragezeichen zu versehen. Allerdings besteht für 

Bündnis 90/Die Grünen die Option einer schwarz-grünen Koalition227, wohingegen sich die 

EELV mit ihrer Abwendung von der PS aus aktueller Sicht politisch isoliert hat.  

 
4.3 Einfluss von sozialen Bewegungen und Verbänden 
 

Nachdem die Beziehungen von Bündnis 90/Die Grünen und Les Verts/EELV zu anderen, 

ihnen nahe stehenden Parteien analysiert wurden, soll im Folgenden ihre Relation zu sozialen 

Bewegungen sowie Interessenverbänden ins Feld geführt werden. Allen drei Akteursformen 

ist gemein, dass sie als intermediäre Akteure im politischen System dasselbe übergeordnete 

Ziel verfolgen, nämlich „zwischen den Sphären der Bürger und des Staates zu vermitteln“228. 

Während es sich allerdings bei Parteien und Verbänden „eindeutig um Organisationen“229 

handelt, zeichnen sich soziale Bewegungen vor allem durch Netzwerkstrukturen aus, die auf 

„informellen Kommunikationsbeziehungen“230 basieren und keine formelle Mitgliedschaft 

voraussetzen, was eine empirische Analyse ihrer tatsächlichen Größe und damit auch ihrer 

potenziellen Einflussmöglichkeiten nahezu unmöglich macht. Anders verhält es sich mit 

Interessenverbänden, die als freiwillige Zusammenschlüsse sozialer Einheiten verstanden 

werden können, deren Ziel es ist, die „individuellen, materiellen oder immateriellen 

                                                 
227 Vgl. Die Welt; dpa (27.07.2014): Schwarz-Grün 2017 möglich, 
http://www.welt.de/newsticker/dpa_nt/infoline_nt/brennpunkte_nt/article130602939/Schwarz-Gruen-2017-
moeglich.html 
228 Winter, Thomas von: Parteien, Verbände und Bewegungen, in: Handbuch Parteienforschung, hg. von Oskar 
Niedermayer, Wiesbaden: VS 2013, S. 387.  
229 Ebd.: S. 389.  
230 Ebd. 
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Bedürfnisse ihrer Mitglieder zu befriedigen“231. Aufgrund ihrer stärkeren 

Organisationsstruktur gegenüber sozialen Bewegungen sind ihre Operationsweisen mit den 

Parteien als verbindlicher und stabiler zu werten.232 Des Weiteren ist darauf zu verweisen, 

dass soziale Bewegungen in der Regel „in ihrem Lebenszyklus einen Prozess der 

Institutionalisierung durchlaufen, in dessen Verlauf sie sich strukturell immer mehr an den 

Typus des Interessenverbandes angleichen“233. Diese Professionalisierungstendenz des 

Bewegungssektors wurde in Deutschland234 und in Frankreich235 festgestellt. Demnach haben 

sich nicht nur die grünen Parteien als Erzeugnisse der Ökologie-, Frauen- und 

Friedensbewegungen von Bewegungsparteien hin zu Parlaments- und Regierungsparteien 

entwickelt, sondern auch die entsprechenden außerparlamentarischen Vereinigungen haben 

sich im Zeitverlauf zunehmend organisiert und zu Interessenverbänden 

zusammengeschlossen.  

Betrachtet man die personellen Verflechtungen von Bündnis 90/Die Grünen mit Verbänden, 

ist festzustellen, dass überlappende Mitgliedschaften vor allem in Gewerkschaften und 

Umweltschutzvereinen bestehen.236 Anzumerken ist, dass die überproportionale 

Gewerkschaftszugehörigkeit der grünen Mitglieder zur Gesamtbevölkerung (etwa jeder fünfte 

Arbeitnehmer ist in Deutschland gewerkschaftlich organisiert)237 in noch höherem Maße bei 

SPD-Mitgliedern und ab 2009 auch bei den Mitgliedern von Die Linke zu verzeichnen ist. Im 

Jahr 2009 waren 42 Prozent der Mitglieder der SPD, 32 Prozent der Partei Die Linke und 26 

Prozent von Bündnis 90/Die Grünen auch Gewerkschaftsmitglieder.238 Folglich ist die 

personelle Verflechtung zwischen Bündnis 90-Mitgliedern und den Gewerkschaften kein 

speziell grünes Charakteristikum. Ein solches tritt deutlicher bei den personellen 

Verbindungen der grünen Parteimitglieder mit Umweltverbänden hervor. Im Jahr 1998 waren 

ein Viertel aller Grünen-Mitglieder formell auch Mitglied in (mindestens) einer 

                                                 
231 Sebaldt, Martin; Straßner, Alexander: Verbände in der Bundesrepublik Deutschland. Eine Einführung, 
Wiesbaden VS Verlag 2004, S. 22.  
232 Vgl. Winter, Thomas von: Parteien, Verbände und Bewegungen, a.a.O., S. 398. 
233 Ebd.: S. 389. 
234 Vgl.: Ebd.  
235 Vgl. Jansen, Peter: Frankreich. Verbände – eine Rechnung mit vielen Unbekannten, in: Verbände und 
Verbandssyteme in Westeuropa, hg. von Werner Reutter und Peter Rütters, Opladen: Leske + Budrich 2001,  
S. 140.     
236 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung; Schmidt, Steffen (10.06.2011): Mitgliedschaft und Aktivitäten in 
Parteien und Verbänden, http://www.bpb.de/geschichte/deutsche-einheit/lange-wege-der-deutschen-
einheit/47455/parteien-und-verbaende?p=all 
237 Vgl. Huke, Rainer: Zukunft der Sozialpartnerschaft in Deutschland, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, hg. 
von der Bundeszentrale für politische Bildung, Ausgabe 13-14, Bonn 2010, S. 7.  
238 Vgl. Klein, Markus: Wie sind die Parteien gesellschaftlich verwurzelt?, in: Parteimitglieder in Deutschland, 
hg. von Tim Spier et al., Wiesbaden: VS Verlag 2012, S. 53.   
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Umweltorganisation.239 Dies galt zu diesem Zeitpunkt nur für zwölf Prozent der 

Parteimitglieder von der SPD, acht Prozent von der FDP, sieben Prozent von der CDU und für 

fünf Prozent von der damaligen Partei des demokratischen Sozialismus (PDS, ab 2007 Die 

Linke).240  

Trotz dieser personellen Überlappungen darf nicht auf eine enge organisatorische 

Verflechtung von den Bündnisgrünen mit Gewerkschaften und Umweltorganisationen 

geschlossen werden. Viel mehr handelt es sich um informelle Bindungen, die aktuell eher auf 

symbolischer Kooperation beruhen. Diese äußerte sich z.B. im Mai 2013, als die grünen 

Parteivorsitzenden Simone Peter und Cem Özdemir im Namen der Bündnisgrünen den neuen 

Chef des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB), Rainer Hoffmann, im Amt begrüßten.241 

Gleiches gilt für das Treffen des grünen Parteivorstandes vor der Bundestagswahl 2013 mit 

den Vertretern nationaler Umweltverbände, u.a. dem Bund für Umwelt- und Naturschutz 

Deutschland (BUND), dem Deutschen Naturschutzring (DNR) und Greenpeace, um deren 

Erwartungen in der Umwelt und Klimapolitik zu besprechen. Meistens bleibt es bei dieser Art 

der Symbolpolitik. So begann der Jahresbericht des BUND 2013 mit folgenden Worten:  

Er war keine Glanzleistung: Der Bundestagswahlkampf im vergangenen Jahr. Der Natur- und 
Umweltschutz spielte bei allen Parteien keine Rolle. Lediglich die Energiewende kam zur 
Sprache. Doch paradoxerweise nicht als Chance, sondern als Belastung unserer Zukunft.242 

 
Diese Kritik der nationalen Umweltschutzverbände gegenüber einer unzureichenden 

Umweltpolitik aller Parteien wurde in einem offenen Brief speziell an die Bundes-, Landes-, 

und Fraktionsvorsitzenden von Bündnis 90/Die Grünen im Dezember 2013 nochmals 

unterstrichen:   

Ihr [Bündnis 90/Die Grünen; A.P.] versteht Euch als Vorreiter für konsequenten Klimaschutz 
und als Verteidiger der Energiewende. Dieses Versprechen habt ihr nach der Bundestagswahl 
nochmals bekräftigt. Wir fragen uns, warum löst ihr es nicht ein?243 

 
Und auch der DGB scheute keine Kritik an den Bündnisgrünen. So monierte z.B. die DGB-

Bezirksvorsitzende von Hessen-Thüringen, Gabriele Kailing, das in Hessen von schwarz-grün 

verabschiedete Vergabegesetz244, welches ihrer Meinung nach dem Lohndumping nicht 

                                                 
239 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung; Schmidt, Steffen (10.06.2011): Mitgliedschaft und Aktivitäten in 
Parteien und Verbänden, a.a.O. 
240 Ebd. 
241 Vgl. Bündnis 90/Die Grünen; Peter, Simone; Özdemir, Cem (12.05.2014): Herzlichen Glückwunsch, Reiner 
Hoffmann!, http://www.gruene.de/presse/herzlichen-glueckwunsch-reiner-hoffmann.html 
242 BUND; Franck, Norbert (V.i.S.d.P.) (Juli 2014): Jahresbericht 2013, 
http://www.bund.net/fileadmin/bundnet/publikationen/sonstiges/140717_bund_sonstiges_jahresbericht_ 
2013.pdf, S. 3.  
243 Campact; Campact et al. (14.12.2013): Offener Brief an Bündnis 90/Die Grünen  http://blog.campact.de/wp-
content/uploads/2013/12/20131213_Offener-Brief.pdf 
244 Das Gesetz gilt für die Vergabe und Ausführung öffentlicher Aufträge des Bundeslandes Hessen, seiner 
Gemeinden, Gemeindeverbände und ihrer Betriebe.  
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ausreichend entgegenwirkte. Dabei hob sie deutlich hervor, dass man von einem grünen 

Wirtschaftsminister effektive Tariftreueregelungen erwartet hätte.245  

Diese Beispiele zeigen, dass politisch-programmatisch genuin nahe stehende 

Interessenverbände wie der DGB oder Umweltverbände keineswegs Kollateralorganisationen 

der Bündnisgrünen sind. Die Interessengruppen fungieren lediglich als informelle Partner, 

deren Vorschläge gelegentlich angehört, aber nicht zwangsläufig berücksichtigt werden. So 

erklärt sich die genannte Kritik der einzelnen Organisationen an der „grünen“ Politik, bei der 

jene wortgetreu als pressure group fungieren und versuchen, Druck auf die Partei auszuüben.  

Diese Tendenz lässt sich auch bei den Beziehungen zwischen den Verbänden und den 

französischen Grünen beobachten. Dabei ist zu bemerken, dass der politische Einfluss der 

französischen Gewerkschaften aufgrund ihrer hochgradigen Zersplitterung und ihres 

chronischen Mitgliedermangels (etwa zehn Prozent aller Franzosen sind 

Gewerkschaftsmitglieder)246 im internationalen Vergleich ohnehin als schwach zu werten ist 

und selbst eine Zusammenarbeit mit der politischen Linken nicht erkennbar ist.247  

Wie die Mitglieder der Bündnisgrünen sind auch viele Mitglieder der EELV in 

Umweltschutzverbänden aktiv. Dies belegt eine im Juni 2013 veröffentlichte Studie, nach der 

43 Prozent der Mitglieder und/oder Sympathisanten der EELV bei Greenpeace, 30 Prozent 

beim World Wide Fund For Nature (WWF) France und 19 Prozent bei der 

Umweltorganisation Amis de la Terre als Mitglied verzeichnet sind oder die Organisation 

finanziell unterstützen.248 Doch auch in Frankreich gehen die Beziehungen von EELV zu den 

Organisationen nicht über die Schwelle der Symbolpolitik hinaus. So wurde z.B. die 

medienwirksame Protestaktion von Greenpeace, bei der Aktivisten das Dach des ältesten 

französischen Kernkraftwerks im elsässischen Fessenheim besetzten, um dessen Schließung 

zu erwirken, von den Grünen-Abgeordneten gelobt, aber nicht in politische Handlungen 

transferiert.249 Obwohl die EELV im Regierungsabkommen mit der PS die Schließung des 

Kraftwerkes beschlossen hatte, folgten keine Umsetzungsmaßnahmen. In einem 

                                                 
245 Vgl. DGB; N.N. (11.09.2014): DGB Hessen-Thüringen: Schwarz-grüner Vergabegesetzentwurf große 
Enttäuschung, 
 http://hessen-thueringen.dgb.de/presse/++co++fa211da8-3819-11e4-af1c-52540023ef1a 
246 Vgl. Quittkat, Christine: Interessengruppen in Frankreich, in: Länderbericht Frankreich, hg. von Adolf 
Kimmel und Henrik Uterwedde, Bonn: Bundeszentrale für politische Bildung 2012, S. 137. 
247 Vgl. Dufour, Christian: Gewerkschaften und politische Parteien in Frankreich, in: Gewerkschaften, 
Kammern, Sozialpartnerschaft und Parteien nach der Wende mit Erfahrungen aus Schweden, Großbritannien, 
Frankreich und Deutschland, Wien: ÖGB-Verlag 2000, S. 163. 
248 Vgl. Cevipof; Boy, Daniel (24.06.2013): Enquête auprès des adhérents, coopérateurs et sympathisants 
d’EELV, http://www.cevipof.com/rtefiles/File/Graduate%20Conference/Rapport%20EELV%20%2001.pdf, 
S. 9.  
249 Vgl. Le Monde; Barroux, Rémi (18.03.2014): Nucléaire: des militants de Greenpeace interpellé dans la 
centrale de Fessenheim,  http://www.lemonde.fr/planete/article/2014/03/18/greenpeace-s-invite-a-
fessenheim_4384769_3244.html 
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Zeitungsartikel kritisierte der Vorsitzende von Greenpeace France deshalb die Untätigkeit der 

EELV (vor allem die zu diesem Zeitpunkt im Kabinett vertretenen grünen Minister Cécile 

Duflot und Pascal Canfin) und forderte sie zum sofortigen Handeln auf:   

Si Europe Ecologie-les Verts (EELV) souhaite que sa présence au gouvernement n’ait pas 
servi à rien, c’est maintenant qu’il doit agir et peser sur les arbitrages politiques en cours. […] 
Nous ne pouvons pas nous satisfaire des applaudissements d’EELV après nos actions de 
protestation dans des centrales nucléaires. Cécile Duflot et Pascal Canfin ont fait le choix de la 
participation gouvernementale, il est temps de nous prouver qu’ils avaient raison.250 

 

Demnach ist auch die Beziehung zwischen der EELV und den Umweltorganisationen von 

Konflikten geprägt und fungiert nur oberflächlich als Kooperation, da sie seitens der Partei 

über rhetorische Unterstützungsbekundungen de facto nicht hinausgeht. Die trotz der 

Mitgliederüberlappungen festzustellende Distanz zwischen den grünen Parteien und den 

Verbänden in Deutschland und Frankreich, die hier vor allem in den Beziehungen zu den 

ihnen programmatisch nahe stehenden Umweltorganisationen exemplarisch dargestellt wurde, 

veranlasst letztere zur Kritik an den Grünen. Jedoch können ihre Beanstandungen nur die 

gewünschte Druckmittelwirkung entfalten, wenn die Organisationen es schaffen, mediale 

Aufmerksamkeit zu erlangen, mittels derer sie ihren Unmut über die – ihrer Meinung nach 

unzureichende – Politik der grünen Parteien zum Ausdruck bringen können.  

 
4.4 Die zentrale Bedeutung der Medien  
 

Wie die deutschen und französischen Grünen in ihrer über 30-jährigen Parteiengeschichte 

vergleichbaren Transformationsprozessen unterlagen (siehe Kapitel 2.2), hat sich auch die 

deutsche und französische Medienlandschaft in dieser Zeitspanne auf ähnliche Weise 

gewandelt. Unter Medien werden im Folgenden „alle audiovisuellen Mittel und Verfahren zur 

Verbreitung von Informationen“251 subsumiert, wozu „insbesondere die Presse (Zeitungen, 

Zeitschriften), der Rundfunk (Hörfunk, Fernsehen) und das Internet“ 252 gezählt werden.  

Der tief greifende mediale Wandel der letzten Jahrzehnte in Deutschland und Frankreich 

verdeutlicht sich bereits in der Tatsache, dass zu Beginn der 1980er Jahre, als in beiden 

Ländern die grünen Parteien gegründet wurden, der Staat das jeweilige Rundfunkmonopol 

innehatte. Das heute in beiden Ländern etablierte duale Rundfunksystem von öffentlich-

rechtlichen auf der einen und privaten Sendern auf der anderen Seite bildete sich erst Mitte 

                                                 
250 Libération; Julliard, Jean-François (20.03.2014): Nucléaire: où sont les ministres verts?,   
http://www.liberation.fr/politiques/2014/03/20/nucleaire-ou-sont-les-ministres-verts_988654 
251 Schubert, Klaus/Martina Klein: Medien, in: Das Politiklexikon, a.a.O., S. 190.  
252 Ebd. 
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der 1980er Jahre heraus.253 Die zunehmende Staatsferne der Medienlandschaft intensivierte 

sich in den 1990er Jahren mit der Kommerzialisierung des Internets, dass seinen Nutzern vor 

allem mit der Weiterentwicklung zum Web 2.0 und seinen interaktiven Möglichkeiten durch 

Social Media den Raum gab, politische Inhalte einzeln oder in Gemeinschaft darzustellen, zu 

reflektieren und zu diskutieren. Als Verlierer dieser Entwicklungstendenzen sind die 

Printmedien zu nennen, die in den letzten Jahren dies- und jenseits des Rheins mit sinkenden 

Auflagenzahlen kämpfen.254 Der Unterschied besteht darin, dass der Rückwärtstrend 

nationaler und regionaler Presseauflagen für die Medienlandschaft in Deutschland als 

veritable Zäsur gilt, während Frankreich vor allem aufgrund der fehlenden Abonnement-

Kultur nie ein „Zeitungsleserland“255 war. Das Leitmedium der politischen Kommunikation 

ist in Deutschland und Frankreich das Fernsehen256, welches jedoch zunehmend Konkurrenz 

durch das Internet erfährt, dass sich „auf der Schwelle zum Leitmedium der politischen 

Kommunikation“257 befindet. Das durch das Internet zunehmende Angebot der medialen 

Politikvermittlung versetzt die traditionellen Massenmedien unter starken wirtschaftlichen 

Erfolgsdruck. Dieser geht oft mit einem Qualitätsverlust der Berichterstattung einher, weil zur 

Steigerung der Verkaufsrate immer häufiger die Schlagzeile oder Story und nicht die 

sachliche Weitergabe von Informationen im Vordergrund steht.258  

Die politischen Parteien stehen hinsichtlich der medialen Transformationsprozesse in beiden 

Ländern neuen Herausforderungen und Anpassungsleistungen gegenüber. Doch sind sie den 

Akteuren der Medienbranche nicht im Sinne der Mediokratie-These259 („médiacratie“260) 

ausgeliefert, nach der die Medien als Garant der Demokratie verstanden werden, welche die 

Politik und ihre Akteure kolonisieren. Vielmehr zeigt sich, dass die Parteien auf den 

steigenden Druck der zunehmend unter den Zwängen der Wettbewerbslogik handelnden 

Medien mit der Einbindung parteiexterner Medienagenturen sowie einer verstärkten 

                                                 
253 Vgl. Mercier Arnaud; Glaab, Manuela: Des leaders plutôt que les programmes? Les stratégies de 
communication des parties politiques dans la démocratie médiatique, in: L’avenir des partis politiques en France 
et en Allemagne, hg. von Claire Demesmay und Manuela Glaab, Villeneuve d’Ascq: Septentrion 2009, S. 107.  
254 Vgl. Ebd.: S. 109-111.   
255 Drei Viertel aller französischen Zeitungen werden am Kiosk verkauft. Vgl. Bourgeois, Isabelle: Medien: 
Industriepolitik für den Standort Frankreich, in: Länderbericht Frankreich, hg. von Adolf Kimmel und  Henrik 
Uterwedde, Bonn: Bundeszentrale für politische Bildung 2005, S. 317-318.  
256 Vgl. Mercier Arnaud; Glaab, Manuela: Des leaders plutôt que les programmes?, a.a.O., S. 117.  
257 Unger, Simone: Parteien und Politiker in sozialen Netzwerken. Moderne Wahlkampfkommunikation bei der 
Bundestagswahl 2009, Wiesbaden: Springer VS 2012, S. 121.    
258 Vgl. Glaab, Manuela; Mercier Arnaud: Des leaders plutôt que les programmes?, a.a.O., S. 111. 
259 Vgl. Meyer, Thomas: Mediokratie: Auf den Weg in eine neue Demokratie?, in: Aus Politik und 
Zeitgeschichte, hg. von der Bundeszentrale für politische Bildung, Ausgabe B15-16, Bonn 2002, S. 7-14.  
260 Vgl. Le Figaro; Valicourt, Benoit de (19.03.2014): Chaines d’info continue: le triomphe de la médiacratie, 
http://www.lefigaro.fr/vox/medias/2014/03/19/31008-20140319ARTFIG00292-chaines-d-info-continue-le-
triomphe-de-la-mediacratie.php 
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Kommunikationsausrichtung auf das Internet zur Professionalisierung ihrer politischen 

Kommunikation reagieren.  

So ist es kein Geheimnis, dass die Bündnisgrünen ab dem Jahr 2002 für ihre 

Bundestagswahlkämpfe die Berliner Werbeagentur Zum Goldenen Hirschen engagiert 

haben.261 Jene war nicht nur für die Konzipierung der Wahlplakate, sondern auch für Filme, 

Radiospots und den Internetauftritt der grünen Partei verantwortlich.262 Das grinsende Kind 

auf dem Wahlplakat, unter dem der Spruch Meine Mudda wird Chef geschrieben steht oder 

der ernst blickende ältere Herr, unter dem der Slogan Mit Essen spekulier ich nicht abgedruckt 

wurde, waren im Bundestagswahlkampf 2013 folglich nicht das Resultat kreativer 

Parteimitglieder, sondern Teil der strategisch geplanten Medienkommunikation auf Basis 

externer PR-Beratung.263 Einer solchen bediente sich auch die EELV im 

Präsidentschaftswahlkampf 2012, bei der die Kampagne der grünen Spitzenkandidatin Eva 

Joly durch das Kommunikationsunternehmen La face B unterstützt wurde. Das im Jahr 2008 

gegründete Unternehmen kreierte das Kampagnenlogo und half der Partei bei der 

strategischen und administrativen Umsetzung ihrer digitalen Kommunikation.264  

Das Bestreben, dass in beiden Ländern immer häufiger als Informationsmedium genutzte 

Internet effektiv als politische Kommunikationsplattform zu nutzen, ist bei den grünen 

Parteien wohl nicht zuletzt aufgrund ihrer tendenziell jungen Wählerschaft besonders groß. 

Die jüngeren als digital natives aufgewachsenen Wähler nutzen das Internet bekanntlich 

häufiger als ältere Wählerkohorten. Folglich haben Bündnis 90/Die Grünen in den letzten 

Jahren vor allem ihre Präsenz in den sozialen Netzwerken (z.B. Twitter, Facebook, flickr, 

Goolge+) ausgebaut. Im Bundestagswahlkampf 2009 verzeichneten sie von allen im 

Bundestag vertretenen Parteien hinsichtlich ihrer Aktivitäten im Social Web die höchste 

Steigerungsrate (+229,2%) und richteten 24,6 Prozent ihrer gesamten Webaktivität auf die 

sozialen Medien aus.265 Leicht übertrumpft wurde dieser Anteil nur von der CDU, die 24,9 

Prozent ihrer Webaktivitäten auf den Internetseiten der sozialen Medien nachgingen.266 Doch 

während die Onlinepräsenz der CDU im Social Web nach der Bundestagswahl 2009 wieder 

leicht rückläufig war, bauten die Grünen ihre Präsenz diesbezüglich aus und übernahmen die 

                                                 
261 Vgl. Probst, Lothar: Bündnis 90/Die Grünen auf dem Weg zur „Volkspartei“?, a.a.O., S. 138 sowie Probst, 
Lothar: Bündnis 90/Die Grünen: Absturz nach dem Höhenflug, a.a.O., S. 147.  
262 Vgl. Ebd.  
263 Vgl. Weser Kurier; Hinrichs, Jürgen (17.08.2013): Zu Besuch bei den Werbestrategen, http://www.weser-
kurier.de/deutschland-welt/bundestagswahl2013_artikel,-Zu-Besuch-bei-den-Werbestrategen-_arid,638830.html 
264 Vgl. La face B; N.N.: EELV Présidentielles 2012, http://www.lafaceb.com/EELV-Presidentielles-2012 
265 Vgl. Unger, Simone: Parteien und Politiker in sozialen Netzwerken, a.a.O., S. 129.  
266 Vgl. Ebd. 
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Spitzenposition.267 Auch im aktuell 18. Bundestag weisen die Abgeordneten der Grünen-

Fraktion die höchste Social Media-Nutzung auf.268  

Die EELV versuchte seit ihrer Gründung 2010 vor allem durch die Mobilisierung von 

Ecologeeks im Internet – und dort besonders in den sozialen Netzwerken – auf sich 

aufmerksam zu machen. Bei den Ecologeeks handelt es sich um ökologisch sensibilisierte 

(„ecolo“) und internetaffine („geeks“) EELV-Anhänger, die auf freiwilliger Basis politische 

Inhalte und Veranstaltungstermine der grünen Partei im Internet verbreiten.269 An der 

Präsidentschaftskampagne von Eva Joly waren über 200 solcher Aktivisten beteiligt.270 Dass 

es sich bei diesem Phänomen nicht ausschließlich um eine Kampagnenstrategie handelt, 

beweisen die kontinuierlich aktualisierte Homepage und die regelmäßigen Veranstaltungen 

(Ecolocamp) der ökologischen Internetvorreiter.271 So versucht die EELV – wie die 

Bündnisgrünen – das Internet jenseits der Massenmedien als dauerhafte Kommunikations-

plattform für sich zu nutzen.  

Die Professionalisierung medialer Strategien seitens der grünen Parteien in Deutschland und 

Frankreich zeigen, wie wichtig das Umweltsegment Medien für jene ist. Sie können nur 

gehört werden, wenn sie sich Gehör verschaffen. Das Bemühen um eine zunehmend 

strategisch ausgerichtete Kommunikation ihrer politischen Inhalte verdeutlicht gleichzeitig 

ihren Anspruch, sich nicht nur von den Massenmedien im Sinne einer vierten Gewalt 

kontrollieren zu lassen, sondern selbst Kontrolle über den politischen 

Kommunikationsprozess auszuüben. Zudem sind die Medien auf die Informationen der 

Parteien angewiesen, weshalb von einer interdependenten Abhängigkeitsbeziehung zwischen 

den Medien und den grünen Parteien gesprochen werden kann. Dabei soll das ungleiche 

Kräfteverhältnis dieser Relation nicht verwischt werden. Nach wie vor haben die 

Medienakteure mit ihrer Berichterstattung einen erheblichen Einfluss auf das öffentliche 

Erscheinungsbild der Parteien, was aus demokratietheoretischer Sicht auch berechtigt ist.  

 

 

 

 

                                                 
267 Ebd.: S. 137. 
268 Vgl. Udl digital; Quant, Claudia (10.10.2013): So viel Social Media steckt im neuen Bundestag,  
http://www.udldigital.de/so-viel-social-media-steckt-im-neuen-bundestag/ 
269 Vgl. Ecologeeks; N.N. (25.08.2012): Pour un pacte Écologeek- contribution des Écologeeks, 
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270 Vgl. Ideose; Guillou, Pierre (25.06.2012): Regards sur la Web campagne 2012, 
http://www.ideose.com/wordpress/wp-content/uploads/downloads/2012/06/WebCampagne20122.pdf, S. 28. 
271 Vgl. Ecologeeks; N.N. (04.05.2014): Ecolocamp 4.0, http://ecologeeks.eelv.fr/lecolocamp-4-0-cest-mercredi-
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Resümee I: Externe Einflussfaktoren  

 

Trotz der unterschiedlichen politischen Systeme, in denen Bündnis 90/Die Grünen und die 

EELV agieren, unterliegen sie ähnlichen Umweltprägungen.  

Aufgrund der in Deutschland und Frankreich rückläufigen Wahlbeteiligungen stehen sie 

zunehmend Mobilisierungsherausforderungen gegenüber, um ihr vornehmlich urbanes, 

junges, feminines und gebildetes Wählerklientel zu halten und neue Wähler für sich zu 

gewinnen. Dabei sind sie vor allem der Parteienkonkurrenz seitens der politischen Linken 

ausgesetzt, wobei die Sozialdemokraten gleichzeitig als wichtiger (für die EELV bis dato 

einziger) Koalitionspartner fungieren, weshalb eine stringente Abgrenzungsstrategie mit 

einem Isolationsrisiko für die grünen Parteien einhergeht.  

Die Beziehungen zwischen den grünen Parteien und die ihnen ideologisch nahe stehenden 

Interessenverbänden wie Gewerkschaften und Umweltverbände sind als informell und rein 

symbolisch zu werten. Trotz nachweislich signifikanten Mitgliederverflechtungen zwischen 

den grünen Parteien und vielen Umweltorganisationen fungieren die Intermediäre als von 

einander entkoppelte Instanzen. Ganz anders verhält es sich mit den Beziehungen der Grünen 

zu den Massenmedien. Diese haben sich in Deutschland und Frankreich durch 

Entstaatlichung, Diversifizierung und der vollständigen Einbettung in die Wettbewerbslogik 

zu einem immer weniger kontrollierbaren Umweltsegment für die grünen Parteien entwickelt. 

Durch die zunehmende Einbindung externer Medienberater und vermehrter 

Webkommunikation versuchen sie, ihre politische Kommunikation zu professionalisieren und 

dadurch mehr Kontrolle zu gewinnen.  

Aufgrund dieser prinzipiellen Analogien kann die in Kapitel 3.2 formulierte These, nach der 

sich die Beziehungen der grünen Parteien in Deutschland und Frankreich zu ihren 

Umweltsegmenten ähnlich gestalten, an dieser Stelle verifiziert werden.  

 

5. Analyse der Programmatik  
 

Nachdem festgestellt wurde, dass die grundlegenden Umweltsegmente Wählerschaft, 

Parteienkonkurrenz, Interessenverbände und Medien in ähnlicher Weise auf Bündnis 90/Die 

Grünen und EELV wirken und diese demnach nicht hinreichend für die Erklärung des 

unterschiedlichen Ist-Zustands beider Parteien sind, sollen in diesem Kapitel ihre 

programmatischen Ausrichtungen als mögliches Erklärungsmuster herangezogen werden. Zu 
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diesem Zweck werden im Folgenden die Inhalte der jeweils letzten drei Wahlprogramme 

beider grüner Parteien verglichen, um zeitübergreifend ggf. Unterschiede offenzulegen. Wie 

in Kapitel 3.3 bereits aufgezeigt wurde, eignen sich die grünen Wahlprogramme für die 

komparatistische Programmanalyse am besten. Zudem wurde darauf verwiesen, dass die 

wahlprogrammatische Gegenüberstellung des Themenspektrums auf Basis des MRP-

Datensatzes erfolgt. Das verwendete Datenmaterial wird zum besseren Verständnis der 

Analyse kurz vorgestellt.  

 

5.1 Zum Datenmaterial des Manifesto Research Project 
 

Das Manifesto Research Project (MRP) ist das weiterentwickelte Projekt der Manifesto 

Research Group (MRG), welche 1979 vom britischen Politikwissenschaftler Ian Budge zum 

Zweck des internationalen und zeitübergreifenden Vergleichs von Wahlprogrammen 

konzipiert wurde. Ab dem Jahr 1989 werden im Rahmen des MRP am Wissenschaftszentrum 

Berlin für Sozialforschung (WZB) qualitative Inhaltsanalysen von Wahlprogrammen 

verschiedener Parteien aus westlichen Industrieländern sowie mittel- und osteuropäischen 

Demokratien durchgeführt.272 Aktuell umfasst die umfangreiche Datenmenge mehr als 3.800 

codierte Parteiprogramme von knapp 1000 Parteien aus 56 Ländern.273 Zur Gewährleistung 

programmatischer Vergleichsziehungen basieren alle vorgenommenen Inhaltsanalysen auf 

demselben Standard Coding Frame. Bei diesem handelt es sich um ein 

Klassifikationsschema, das sieben Politikbereiche (External Relations, Freedom and 

Democracy, Political System, Economy, Welfare and Quality of Life, Fabrication of Society 

und Social Groups) mit insgesamt 56 Kategorien erfasst.274 Einige der Kategorien fungieren 

als Salienz-Issues, auch Position-Issues genannt, womit inhaltliche Positionen gemeint sind, 

denen ihre direkte Gegenposition gegenübergestellt wird. So folgt der Kategorie „Ausbau des 

Wohlfahrtstaates“ (Welfare State Expansion) die Analyseeinheit „Abbau des 

Wohlfahrtstaates“ (Welfare State Limitation).275 Bei den meisten Kategorien handelt es sich 

um einpolige Kategorien, so genannte Valenz-Issues, wie z.B. „Förderung von Kultur“ 

(Culture: Positive) oder „Ausbau des Umweltschutzes“ (Environmental Protection: 

Positive).276 Da über die Relevanz dieser Policy-Positionen generell Konsens herrscht, weil 

                                                 
272 Vgl. Volkens, Andrea: Manifesto research since 1979, a.a.O., S. 33ff. 
273 Vgl. Manifesto Project Database; N.N.: https://manifestoproject.wzb.eu/ 
274 Die Auflistung der Politikbereiche, ihrer Kategorieunterteilung und deren prozentuale Gewichtung für die 
letzten drei Parteiprogramme von Les Verts/EELV und Bündnis 90/Die Grünen befindet sich  im Anhang der 
Arbeit. 
275 Siehe Anhang dieser Arbeit.  
276 Siehe Anhang dieser Arbeit. 
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per se kaum jemand einen Kulturabbau oder eine stark verschmutzte Umwelt befürwortet, 

interessiert bei diesen Kategorien im Gegensatz zu den Salienz-Issues nicht die zustimmende 

oder ablehnende Parteiposition, sondern der jeweilige Bedeutungsgrad, der ihnen seitens der 

Parteien zukommt.277  

Für die inhaltliche Zuordnung der Wahlprogramme zu den einzelnen Analysekategorien 

wurde jedes Parteiprogramm in Quasi-Sätze unterteilt. Bei diesem Vorgehen werden lange 

Sätze, die mehr als ein Argument beinhalten, in jene Quasi-Sätze aufgeteilt, um sie dann den 

einschlägigen Kategorien zuteilen zu können.278 Dabei wird jeder Quasi-Satz auf Basis eines 

Codierhandbuchs von geschulten Codern, die „über Expertise für ihren eigenen 

Länderkontext verfügen“279, genau einer Kategorie zugeordnet. Der prozentuale Anteil der 

Quasi-Sätze, die nicht zugeordnet werden konnten, ist bei denen in dieser Arbeit 

forschungsrelevanten Parteiprogrammen der deutschen und französischen Grünen mit 0,0 bis 

maximal 0,9 Prozent sehr gering (Vgl. Abbildung 3). 

 
Abbildung 3: Programmumfang und Anteil nicht-codierter Quasi-Sätze (%)   
der grünen Parteiprogramme 
 
Bündnis 90/Die Grünen 
 

Les Verts/EELV 

Eines für alle. Das grüne Wahlprogramm 2005 
Quasi-Sätze insgesamt: 1870 
Davon nicht codiert: 0,1 

Reconstruire l’espoir! (2002) 
Quasi-Sätze insgesamt: 266 
Davon nicht codiert: 0,0  

Der grüne neue Gesellschaftsvertrag (2009)  
Quasi-Sätze insgesamt: 3596 
Davon nicht codiert: 0,3 

Changeons le Monde (2007) 
Quasi-Sätze insgesamt: 653 
Davon nicht codiert: 0,2 

Zeit für den grünen Wandel (2013) 
Quasi-Sätze insgesamt: 5427 
Davon nicht codiert: 0,9 

Vivre mieux (2012) 
Quasi-Sätze insgesamt: 1130 
Davon nicht codiert: 0,0 

 
Quelle: Manifesto Project Database: Bündnis 90/Die Grünen, Elections 2005; 2009; 2013 und Les Verts, 
Elections 2002, 2007, 2012.  

 
Diese hohen Zuordnungsraten der programmatischen Quasi-Sätze konnten für die meisten 

OECD-Länder erzielt werden.280 Sie sprechen für die hohe Validität des MRP Coding-

Schemas, die von projektexternen Wissenschaftlern bestätigt wurde.281 

Hinsichtlich der Programmlängen ist zu bemerken, dass die offiziellen Programmatiken der 

Bündnisgrünen sehr viel umfassender sind als die französischen 

Programmveröffentlichungen. Dabei ist darauf zu verweisen, dass es sich bei der Codierung 

                                                 
277 Vgl. Budge, Ian: Validating the Manifesto Research Group approach, in: Estimating the Policy Position of 
Political Actors, hg. von Michael Laver, New York: Routledge 2001, S. 52. 
278 Vgl. Volkens, Andrea: Die Daten des Comparative Manifestoes Project, a.a.O., S. 272.  
279 Vgl. Ebd.: S. 276.  
280 Vgl. Volkens, Andrea: Manifesto research since 1979, a.a.O., S. 41. 
281 Ebd.: S. 40. 
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des Programms Reconstruire l’espoir! der französischen Grünen aus dem Jahr 2002 nicht um 

das vollständige Wahlprogramm, sondern um eine achtseitige Programmsynthese handelt, die 

auf der Internetseite von Les Verts vor den Wahlen veröffentlicht wurde.282 Dies erklärt die 

gegenüber den anderen Programmen geringe Anzahl der Quasi-Sätze (266). Bei der 

nachstehenden Analyse der programmatischen Themenbreite sind die ermittelten 

Programmdaten hinsichtlich der nicht besetzten Policies deshalb als wenig valide zu werten. 

Es liegt nahe, dass bei einer Analyse des gesamten Programms thematisch mehr Aussagen zu 

bestimmten Policies offengelegt werden könnten, als dies im Rahmen der Codierung des 

Kurzprogramms möglich ist. Dies gilt allerdings nicht für die Ermittlung der grünen Policy-

Leuchttürme, also der zentralen Policy-Besetzung der französischen Grünen. Die empirischen 

Daten der Programmsynthese von 2002 legen die inhaltlichen Schwerpunktthemen von Les 

Verts in gleichem Maße offen wie die anderen fünf kompletten Wahlprogramme. In diesem 

Punkt beeinträchtigt die Programmkürze nicht die Analyseergebnisse, da gerade 

Programmsynthesen dazu dienen, inhaltliche Schwerpunkte der Parteien zu markieren. In 

Bezug auf die programmatische Schwerpunktanalyse trifft demnach die Aussage Volkens, 

nach der das MRP-Klassifikationsschema auch bei kurzen Programmen nicht an Validität 

einbüßt, zu: „Even in contemporary elections, however, some parties choose to publish 

shorter programmes, and if a comparison includes one short programme, the aggregate level 

of the MRG classification scheme is still appropriate.”283 

 
 
5.2 Themenspektrum der Wahlprogramme  
 

Auf Basis der aufgezeigten Charakteristika des MRP-Datensatzes und seiner 

Erhebungsmethode sollen in diesem Kapitel zwei Gegenüberstellungen erfolgen. In erster 

Linie werden die programmatischen Schwerpunktbereiche, die für die thematische 

Ausrichtung der Parteien wegweisend sind und deshalb nachstehend auch Policy-Leuchttürme 

genannt werden, von Bündnis 90/Die Grünen und Les Verts/EELV in wahlchronologischer 

Reihenfolge verglichen. Dabei interessiert vor allem, auf welche Politikfelder beide Parteien 

ihren Fokus gelegt haben, ob sich dieser im Zeitverlauf ändert und wie viel Raum die 

                                                 
282 Für die Untersuchung der Themenausgestaltung im folgenden Kapitel wird auf das Gesamtprogramm 
rekurriert. Laut MRP lag den Forschern für die Codierung nur das Kurzprogramm vor (wohl nicht zuletztder 
Tatsache geschuldet, dass – mit Ausnahme der bestehenden Website – die Archivdaten von Les Verts seit ihrer 
Formierung zur EELV im November 2010 nicht mehr zugänglich sind). Jedoch konnte das Programm vom 
Autor digital erworben werden. Es wurde  dem  MRP zugestellt und soll in der nächsten Codierungsrunde 
(voraussichtlich  im Sommer 2015) ausgewertet und veröffentlicht werden. Für die vorliegende Arbeit können 
die Ergebnisse leider noch nicht berücksichtigt werden.   
283 Volkens, Andrea: Manifesto research since 1979, a.a.O., S. 43.  
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inhaltlichen Schwerpunkte im Gesamtprogramm einnehmen. Anschließend wird der Blick auf 

das Nichtgesagte, also die von den Parteien nicht erwähnten Policies, gerichtet.  

Diese geben insofern Aufschluss über die Wählbarkeit der grünen Parteien, als sich 

Programmlücken für Parteien schnell als Problem erweisen können. So lautet ein weit 

verbreitetes Theorem der Parteienforschung, dass für das programmatische Wählen der 

Bürger nicht nur ideologische Kriterien, sondern vor allem positionsbasierte Faktoren 

ausschlaggebend sind. Theoretischer Wegbereiter dieses Ansatzes ist Anthony Downs, der in 

seinem Hauptwerk von 1958 An Economic Theory of Democracy (dt. Ökonomische Theorie 

der Demokratie) vom rationalen Wählerverhalten ausgeht.284 Der Bürger wählt demnach die 

Partei, „von der er glaubt, daß [sic!] sie ihm während der kommenden Wahlperiode ein 

höheres Nutzeneinkommen liefern wird als irgendeine andere Partei“285. Dabei wägt der 

Wähler programmatische Sachfragen gegeneinander ab und stimmt für die Partei, welche „die 

geringste Distanz zur eigenen Position aufweist“286. Dies setzt jedoch voraus, dass Parteien 

sich zu einer bestimmten Sachfrage zunächst einmal äußern. Tun sie dies nicht, bleibt eine 

programmatische Leerstelle bestehen, die den Wähler im Unklaren darüber lässt, welche 

Position die Partei in einer bestimmten Frage einnimmt. Der Programmleser muss 

entsprechend davon ausgehen, dass die unerwähnten Policies von den Parteien im Falle der 

Ämterbesetzung nicht Teil der politischen Agenda sein werden, weil sie diesen Themen keine 

Bedeutung zusprechen wollen und/oder keine Verbesserungsvorschläge für diese haben. Der 

Politologe Dirk Evenson hat demzufolge Recht, wenn er deklariert: „Eine Partei wächst an 

den Themen, denen sie sich stellt“287. Doch auch sein Zusatz „oder schrumpft mit ihnen“288 ist 

richtig. So ist nicht nur der Umfang des parteiprogrammatischen Angebots für den jeweiligen 

Wahlausgang bedeutend, sondern auch die spezifische programmatische Ausgestaltung. Diese 

wird deshalb im Anschluss an das Themenspektrum in Kapitel 5.3 analysiert.  

Die ersten Parlamentswahlen im neuen Jahrtausend müssen in ihrem Ausgang sowohl für Les 

Verts als auch für Bündnis 90/Die Grünen als Misserfolg gewertet werden. Sie zogen für 

beide Parteien den Wechsel von einer rot-grünen Regierungsmehrheit zur politischen 

Opposition nach sich und stellten demnach einen politischen Machtverlust dar. Les Verts 

konnte mit 4,4 Prozent der Wählerstimmen lediglich drei Abgeordnete in die Assmeblée 

                                                 
284 Vgl. Downs, Anthony: Ökonomische Theorie der Demokratie, hg. von Erik Boettcher, übers. von Leonhard 
Walentik, Tübingen: J.C.B. Mohr 1968, S. 35-50.   
285 Der Terminus Nutzeneinkommen bezeichnet in diesem Rahmen „das Nutzeneinkommen aus der staatlichen 
Tätigkeit“, Ebd.: S. 37. 
286 Vgl. Merz, Nicolas; Regel Sven: Die Programmatik der Parteien, a.a.O., S. 227.  
287 Vgl. Heinrich-Böll Stiftung; Evenson, Dirk O. (10.01.2014): Für den Inhalt des Spots sind ausschließlich 
Parteien verantwortlich, http://www.boell.de/de/2014/01/10/fuer-den-inhalt-des-spots-sind-ausschliesslich-die-
parteien-verantwortlich 
288 Ebd. 
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Nationale entsenden.289 Die Bündnisgrünen wurden bei der vorgezogenen Bundestagswahl 

2005 (Vgl. Kapitel 2.2.3) von 8,1 Prozent der Wahlbevölkerung gewählt und stellten 51 

Abgeordnete im Bundestag.  

Das programmatische Angebot von Les Verts bei den Parlamentswahlen 2002 betraf 

hauptsächlich den Umweltschutz (Vgl. Abbildung 4). Mit 20,7 Prozent stellte die ökologische 

Policy das unangefochtene Spitzenthema ihres Programms dar. In diesem Rahmen wurde vor 

allem auf einen sukzessiven Atomausstieg, den Ausbau erneuerbarer Energien, die Förderung 

einer nachhaltigen Landwirtschaft und den Ausbau des öffentlichen Transportwesens zur 

Reduzierung der automobilen Luftverschmutzung verwiesen.290 Im Hinblick auf die 

öffentliche Wahrnehmung der Bevölkerung, in deren Rahmen die Arbeitslosigkeit, die 

steigende Kriminalität sowie die soziale Ungleichheit als dringendste Problemfelder 

angesehen wurden,291 muss die starke ökologische Ausrichtung des Programms wahltaktisch 

als kontraproduktiv bewertet werden. Schwerpunktmäßig trug Les Verts der öffentlichen 

Problemwahrnehmung nur teilweise Rechnung. So folgten dem Themenschwerpunkt des 

Umweltschutzes prozentual die Themen „Gleichberechtigung“ (11,3 Prozent), die 

Reformierung des „demokratischen Systems“ (9,8 Prozent), der „Ausbau des 

Wohlfahrtstaates“ (6,4 Prozent) und die „Stärkung von Arbeitnehmern“ (5,6 Prozent). Auch 

wenn die Prozentangaben in Bezug auf das Gesamtprogramm vor dem Hintergrund betrachtet 

werden müssen, dass sich diese auf das veröffentlichte Kurzprogramm beziehen, ist 

ersichtlich, dass die Schwerpunktsetzungen von Les Verts nicht weit gestreut waren. Drei von 

fünf Schwerpunktthemen wurden im MRP Coding-Schema demselben Politikbereich 

(Welfare and Quality of Life) zugeordnet. Themen zum politischen System (Political System) 

zur Wirtschaft (Economy) oder zur Außenpolitik (External Relations) gehörten nicht zu den 

thematischen Schlüsselthemen.292  

Der Blick auf die programmatischen Schwerpunktsetzungen von Bündnis 90/Die Grünen im 

Wahlprogramm von 2005 zeigt eine ähnliche Themenzentrierung. Dem grünen Kernthema 

des Umweltschutzes wurde ebenfalls eine hohe Relevanz zugesprochen, es stellte aber nicht 

das Spitzenthema dar (Vgl. Abbildung 5). Am häufigsten wurde das Thema der 

Gleichberechtigung (im MRP-Schema unter dem Terminus „Equality“ operationalisiert) 

                                                 
289 Vgl. Villalba, Bruno: La transmutation d’Europe Ecologie-Les Verts, a.a.O., S. 139. 
290 Vgl. Manifesto Project Database; Les Verts (2002): Législatives 2002- Résumé du programme des Verts,  
https://manifestoproject.wzb.eu/uploads/attach/file/1379/31110_2002_Orig.pdf, S. 5-7.  
291 Vgl. Cautrès, Bruno: Les raisons politiques du choix, in: Le vote de tous les refus. Les élections présidentielle 
et législatives de 2002, hg. von Pascal Perrineau und Colette Ysmal, Paris: Presses de Sciences Po 2003, S. 105.  
292 Die Kategorienzuschreibung aller 56 Policies der in dieser Arbeit untersuchten Wahlprogramme von Les 
Verts und Bündnis 90/Die Grünen, von denen die jeweiligen fünf Policy-Leuchttürme in den Abbildungen 4 
bis 11 abgebildet sind, befindet sich im Anhang dieser Arbeit. 
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thematisiert, was im MRP-Datensatz definiert ist als: „Concept of social justice and the need 

for fair treatment of all people“293. 10,5 Prozent des grünen Wahlprogramms beschäftigte sich 

mit diesem Themenkomplex. Es ging den Grünen demnach vor allem „um den Weg einer 

solidarischen Modernisierung“294, die im ersten Satz des Programms noch vor der 

„ökologischen Verantwortung“295 als Hauptziel genannt wurde. Deutlich wird das 

solidarische Modernisierungsstreben mit den Forderungen nach einer auf Gleichberechtigung 

ausgerichteten Geschlechterpolitik296, gleichen Rechten für „Schwule und Lesben“297 sowie 

einer Integrationspolitik, die auf „die erleichterte Einbürgerung und die großzügige Hinnahme 

der doppelten Staatsbürgerschaft“298 abzielt. Die Notwendigkeit eines umfassenden 

Umweltschutzes wurde hauptsächlich unter dem Banner „Weg von Öl und Atom“299 

kommuniziert, was durch die verstärkte Hinwendung zu erneuerbaren Energien „aus Sonne, 

Wind, Wasser, Biomasse und Erdwärme“300 zu erreichen sei. Neben diesen beiden 

Kernthemen fanden die Aspekte individuelle Freiheit verbunden mit der Ausweitung der 

Menschenrechte301 (6,4 Prozent), einer administrativen Vereinfachung durch 

„Entbürokratisierung“302 für eine „moderne öffentliche Verwaltung“303 (6,4 Prozent) und der 

verstärkte Ausbau des Wohlfahrtstaates durch z.B. die Einführung einer solidarischen 

Bürgerversicherung und sozialen Grundsicherung304 (6,1 Prozent) inhaltlich große Beachtung. 

So ist zu konstatieren, dass die Schwerpunkte der Bündnisgrünen im Jahr 2005 denen von Les 

Verts im Jahr 2002 vergleichsweise ähnlich waren und nach dem MRP-Klassifikationsschema 

ebenfalls drei unterschiedlichen Politikbereichen zugeordnet wurden.  

Im Wahljahr 2007 verengte sich die Breite der Schwerpunkthemen von Les Verts. Diesmal 

wurden vier der fünf Kernthemen vom MRP dem Politikbereich Welfare and Quality of Life 

zugeordnet (Vgl. Abbildung 6). Zu den Präferenzthemen im Wahlprogramm 2002 sind 

lediglich kleine Änderungen zu beobachten. Les Verts sind ausführlicher auf 

Förderungsmaßnahmen im Bildungsbereich (Education: Positive) und dafür weniger auf die 

Stärkung der Arbeitnehmergruppe (Labour Groups: Positive) eingegangen. Damit schied 

                                                 
293 Vgl. Manifesto Project Database; N.N.: Coding Scheme: CMP, 
https://manifestoproject.wzb.eu/coding_schemes/1 
294 Bündnis 90/Die Grünen (2005): Eines für Alle: Das Grüne Wahlprogramm 2005, 
https://manifestoproject.wzb.eu/uploads/attach/file/5421/41113_2005_Orig.pdf, S. 1.  
295 Ebd. 
296 Vgl. Ebd.: S. 37.  
297 Ebd. 
298 Ebd.: S.41.  
299 Ebd.: S. 22.  
300 Ebd. 
301 Vgl. Ebd.: S. 33.   
302 Vgl. Ebd.: S. 10.  
303 Ebd.  
304 Vgl. Ebd.: S. 5 
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allerdings genau jenes Thema von der Kernagenda, welches die französische Bevölkerung 

2007 am meisten Sorge bereitete: die Arbeitslosigkeit. Sie stellte für 44 Prozent aller 

Franzosen das größte Problem dar.305 Doch Les Verts kürten in ihrem Programm Changeons 

Le Monde wieder den Umweltschutz zum Spitzenthema – wenn auch im Vergleich zu 2002 

weniger rigoros. Es füllte 13,8 Prozent des Wahlprogramms, rangierte in der öffentlichen 

Wahrnehmung jedoch nur an siebter Stelle der dringlichsten Probleme.306 Auffallend ist auch, 

dass sich kein wirtschaftspolitisches Thema unter den grünen Policy-Leuchttürmen befand, 

obwohl 36 Prozent der Franzosen im Jahr 2007 die Steigerung der Kaufkraft als dringliches 

Problem bewerteten.307 Dies erklärt – einhergehend mit der thematischen Einengung – 

weshalb die Grünen mit 3,2 Prozent der Wählerstimmen 2007 ein (noch) schlechteres 

Wahlergebnis als 2002 erzielten.  

Ganz anders verhielt es sich jenseits des Rheins bei Bündnis 90/Die Grünen, die bei der 

Bundestagswahl 2009 mit 10,7 Prozent der Wählerstimmen ihr bislang bestes Ergebnis auf 

Bundesebene erreichten. Die thematischen Schwerpunkte in ihrem Programm Der Grüne 

neue Gesellschaftsvertrag waren breiter gefächert als in ihrem Wahlprogramm von 2005. 

Diesmal wurden vier von fünf Policy-Leuchttürmen unterschiedlichen MRP-Politikbereichen 

zugeordnet: Welfare and Quality of Life, Freedom and Democracy, Economy und External 

Relations (Vgl. Abbildung 7). Die starke internationale und wirtschaftspolitische 

Themenausrichtung stellte ein Novum bei den Grünen dar. Dabei spiegelte sich der 

internationale Fokus vor allem in der häufigen Akzentuierung des Wortes global im 

Wahlprogramm wider.308 Zusammen mit dem ökologisch-industriellen Konzept des Green 

New Deals, mit dem eine „neue industrielle Revolution“309 anvisiert wurde und im Rahmen 

dessen man die Schaffung von einer Million neuer Arbeitsplätze versicherte310, reagierten die 

Grünen auf die globale Wirtschaftskrise, die sich 2009 zunehmend in Deutschland bemerkbar 

machte.311 Das Wahlergebnis der Bündnisgrünen über der Zehn-Prozent-Marke signalisiert, 

                                                 
305 Vgl. Opinion Publique; N.N. (13.02.2012): 2007-2012: les préoccupations des Français ont bien changé, 
https://opinionpublique.wordpress.com/2012/02/13/2007-2012-les-preoccupations-des-francais-ont-bien-change/ 
306 Ebd.  
307 Vgl. Wordpress; N.N. (13.02.2012): 2007-2012: les préoccupations des Français ont bien changé, a.a.O. 
308 Es wird von globalem Hunger, Armut und Umweltthemen gesprochen, weshalb man „global denken“ müsse, 
Regeln für das „globale Wirtschaftssystem“ aufstellen müsse, damit die „Globalisierung sozial und ökologisch 
wirkt“, Vgl. Manifesto Project Database; Bündnis 90/Die Grünen (2009): Der grüne neue Gesellschaftsvertrag,  
https://manifestoproject.wzb.eu/uploads/attach/file/5551/31110_2012.pdf, S. 12; 14; 16; 17.  
309 Vgl. Manifesto Project Database; Bündnis 90/Die Grünen (2009): Der grüne neue Gesellschaftsvertrag, 
a.a.O., S. 14. 
310 Vgl. Ebd.: S. 29. 
311 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung; N.N. (25.09.2010): Globale Finanz- und Wirtschaftskrise, 
http://www.bpb.de/nachschlagen/zahlen-und-fakten/globalisierung/52584/finanz-und-wirtschaftskrise 
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dass der programmatische turn auf eine verstärkte internationale und wirtschaftliche 

Ausrichtung im Wahljahr 2009 ein Erfolg war.  

Bei den Legislativwahlen 2012 traten die französischen Grünen nicht nur mit neuem Namen 

(EELV), sondern auch mit neuen programmatischen Ansätzen an. In ihrem Wahlprogramm 

Vivre mieux setzen sie mit dem neuen Schwerpunktthema Marktregulierung (12,2 Prozent) 

erstmals ein wirtschaftspolitisches Thema auf ihre Hauptagenda (Vgl. Abbildung 8). Vor dem 

Hintergrund der Eurokrise und Frankreichs Verlust des Triple A durch die Rating-Agentur 

Standard & Poor’s im Januar 2012312 ist diese ökonomische Ausrichtung als zeitgemäß zu 

bewerten. Ähnlich wie der Green New Deal der Bündnisgrünen forderte die EELV eine 

industrielle Wende, die mit einer abgeschwächten und modernisierten Form der 

Planwirtschaft erreicht werden sollte.313 Neu war auch die starke Thematisierung der 

Europäischen Gemeinschaft (7,3 Prozent). Mit dem Einsatz für „une Europe fédérale, 

démocratique et citoyenne“314 lancierten die französischen Grünen ein neues europäisches 

Projekt, dass sich bereits mit ihrer neuen Namensgebung und dazu passendem Logo (auf dem 

wie auf der Europaflagge goldene Sterne abgebildet sind) ankündigte. Mit diesen beiden 

Themen weitete EELV ihre Schwerpunktsetzung aus, die 2012 nach dem MRP-Schema 

erstmalig vier Politikbereiche abdeckten. Diese korrespondiert mit jenen der Bündnisgrünen 

im Wahljahr 2009. Allerdings ist zu bemerken – und hier bietet sich eventuell die Erklärung 

für das dennoch magere Wahlergebnis von 3,6 Prozent –, dass die EELV mehr noch als im 

Jahr 2007 den Umweltschutz (14,1 Prozent) zu ihrem Spitzenthema machte. In der 

öffentlichen Meinung kam dem Umweltschutz im Vergleich zu 2007 (27 Prozent) im Jahr 

2012 (16 Prozent) jedoch viel weniger Bedeutung zu.315 Anders als in Deutschland führte die 

Atomkatastrophe im japanischen Fukushima bezüglich der Atomstrompolitik nicht zu einem 

Umdenken der Franzosen.316 So war die EELV die einzige Partei, die in ihrem Programm an 

dem Ausstieg aus der Kernenergie festhielt, den sie bis 2031 realisieren wollte. Doch hatten 

die Grünen bereits im November 2011 mit der PS ein Regierungsabkommen unterzeichnet, in 

welchem der Anteil des Atomstroms am französischen Energiemix von 75 auf 50 Prozent bis 

                                                 
312 Vgl. Der Tagesspiegel; Bremer, Hans-Hagen (14.01.2012): Verlust der Bestnote. Frankreich verliert den 
Anschluss an Deutschland, http://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/verlust-der-bestnote-frankreich-verliert-den-
anschluss-an-deutschland/6067940.html 
313 Vgl. Manifesto Project Database; Les Verts (2012): Vivre mieux, 
https://manifestoproject.wzb.eu/uploads/attach/file/5551/31110_2012.pdf, S. 59-60.  
314 Ebd.: S. 167.  
315 Vgl. Opinion Publique; N.N. (13.02.2012): 2007-2012: les préoccupations des Français ont bien changé, 
a.a.O. 
316 Vgl. Spiegel Online; Joeres, Annika (12.09.2011): Kernenergie in Frankreich: Atomkraft – ja, bitte,  
http://www.spiegel.de/wissenschaft/technik/kernenergie-in-frankreich-atomkraft-ja-bitte-a-785870.html 
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zum Jahr 2025 gesenkt werden sollte.317 Wie man vor diesem Hintergrund in den sechs 

verbleibenden Jahren gänzlich auf Atomkraft verzichten wollte und wodurch man die Hälfte 

des französischen Energiereservoirs zu ersetzen gedachte, musste dem französischen Wähler 

ein Rätsel bleiben. So ist zu konstatieren, dass das umweltpolitische Kernthema der EELV 

nicht nur in der öffentlichen Meinung wenig Beachtung fand, sondern dass die Partei ihr 

Konzept zum Atomausstieg mit der Unterzeichnung des rot-grünen Regierungsabkommens ad 

absurdum führte. Das Abkommen führte zwar zur Regierungsbeteiligung der EELV durch die 

Minister Cécile Duflot und Pascal Canfin und bewerkstelligte mit 17 Grünen-Abgeordneten 

die erste grüne Fraktion in der Assemblée Nationale, erklärt aufgrund des 

energiepragmatischen Zugeständnisses der EELV aber mithin das schwache Wahlergebnis, 

das sich kaum von den vorherigen Parlamentswahlen unterschied.  

Die Bundestagswahl 2013 stellte für Bündnis 90/Die Grünen keinen Erfolg dar. Im Vergleich 

zu dem herausragenden Ergebnis von 2009 verlor die Partei 2,3 Prozent der Wählerstimmen, 

was einem Gesamtergebnis von 8,4 Prozent entsprach. Dies – und das sollte bei aller Kritik 

nicht vergessen werden – stellte ein besseres Ergebnis dar als im Wahljahr 2005 und ist nur 

aus kurzzeitiger Perspektive als Zäsur zu bezeichnen. Doch erscheint der Blick auf die Policy-

Präferenzen der Bündnisgrünen im Hinblick auf ihren Wählerverlust durchaus 

aufschlussreich. Stimmen die beiden Spitzenthemen „Gleichberechtigung“ (11,3 Prozent) und 

„Umweltschutz“ (10,5 Prozent) mit der Präferenzsetzung im Jahr 2009 überein, fällt vor allem 

die Abwendung vom Thema „Internationalismus“ auf, das sich nicht mehr auf der 

programmatischen Kernagenda befand (Vgl. Abbildung 9). Die Kommunikation 

internationaler Problemlösungen beschränkte sich auf den Vorschlag eines Europäischen 

Schuldentilgungspaktes und langfristig auf die Einführung von Eurobonds zur Lösung der 

Eurokrise.318 Dies war allerdings nicht glaubwürdig, da die Bündnisgrünen in der 

vorhergehenden Legislaturperiode „den meisten Rettungspaketen für Griechenland und für 

den ESM zugestimmt hatten“319. So wurde nach der Wahl berechtigterweise die Kritik laut, 

                                                 
317 Vgl. EELV; EELV und PS: 2012-2017: socialistes et écologistes, ensemble,  http://eelv.fr/wp-
content/uploads/2011/11/texte_complet_daccord_EELV-PS1.pdf, S. 15.  
318 Vgl. Manifesto Project Database; Bündnis 90/Die Grünen (2013): Zeit für den Grünen Wandel 
https://manifestoproject.wzb.eu/uploads/attach/file/5551/31110_2012.pdf, S. 57. Mit Eurobonds sind EU-
Staatanleihen gemeint, im Rahmen derer die EU-Länder Schulden am Kapitalmarkt aufnehmen und gemeinsam 
für deren Rückzahlung haften.  
319 Probst, Lothar: Bündnis 90/Die Grünen – historische Chance verpasst? Personal, Organisation, 
Programmatik, Koalitionsstrategie, Wahlergebnis, in: Bilanz der Bundestagswahl 2013. Voraussetzungen, 
Ergebnisse, Folgen, Baden-Baden, Nomos 2014, S. 261. Der ESM ist eine Finanzierungsinstitution der EU, 
deren Aufgabe darin besteht, die Zahlungsunfähigkeit von Euroländern zu verhindern, indem sie jenen Staaten 
mit Krediten und Bürgschaften aushilft.  
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man hätte sich doch lieber mehr mit der europäischen Außenpolitik beschäftigen sollen, 

anstatt über die Legehennenverordnung320 zu diskutieren.321  

Die Kernthemensetzung der Grünen war demnach eine vorwiegend nationale, was im 

aktuellen Globalisierungszeitalter wenig zeitgemäß erscheint. Ihre wirtschaftspolitische 

Komponente schlug sich hauptsächlich in der Steuerpolitik nieder. Kernforderungen waren 

diesbezüglich eine sukzessive Erhöhung des Spitzensteuersatzes, eine Verdoppelung der 

Erbschaftssteuer, eine zeitlich befristete Vermögensabgabe für Reiche, die progressive 

Besteuerung von Kapitalvermögen sowie die Abschaffung des Ehegattensplittings.322 Doch 

erhielt die Steuerpolitik bei der grünen Mitgliederbasis keinen Rückhalt. Jener 

Programmpunkt befand sich nicht unter den neun Schlüsselprojekten, über die am 8. und 9. 

Juni 2013 in 330 Kreisverbänden von den Parteimitgliedern abgestimmt worden war. Hier 

gewann der ökologische Markenkern der Grünen, was sich darin zeigte, dass die Projekte 

100% Erneuerbare Energien bis 2030 und Massentierhaltung abschaffen mit 52,5 und 46,6 

Prozent die meisten Stimmen erzielten.323 Damit wurde die Wirtschaftkomponente im 

Wahlkampf in den Hintergrund gedrängt und markierte mit der schwachen internationalen 

Ausrichtung im Programm Zeit für den grünen Wandel den Unterschied zur grünen 

Schwerpunktsetzung im Jahr 2009. Folglich waren die grünen Themenschwerpunkte zur 

Bundestagswahl 2013 konzentrierter. Wie in Abbildung 9 ersichtlich wird, wurden nur noch 

drei der fünf programmatischen Kernthemen vom MRP unterschiedlichen Politikbereichen 

zugeordnet. 

Insgesamt betrachtet – und wenig erstaunlich – kann für die Schlüsselthemen der deutschen 

und französischen Wahlprogramme der letzten Dekade konstatiert werden, dass der 

Umweltschutz das meist kommunizierte Thema darstellt, da es in allen Wahlprogrammen als 

Policy-Leuchtturm fungierte. Interessant ist, dass die Umweltthematik nur bei den 

französischen Grünen kontinuierliches Spitzenthema war und in den Wahlprogrammen 

folglich mehr Platz einnahm (durchschnittlich 16,2 Prozent) als bei den deutschen Grünen 

(durchschnittlich elf Prozent). Die Schwerpunktthemen der Bündnisgrünen waren insgesamt – 

wenngleich geringfügig – breiter gefächert als bei Les Verts/EELV. Sie decken im Jahr 2005 

drei, 2009 vier und 2013 wieder drei Politikbereiche im MRP Coding-Schema ab. Bei den 

                                                 
320 Gemeint ist die von Bündnis 90/Die Grünen geforderte Tierschutzverordnung, nach der u.a. Legehennen nicht 
mehr in Käfigen gehalten werden sollen, Vgl. Manifesto Project Database; Bündnis 90/Die Grünen (2013): Zeit 
für den Grünen Wandel, a.a.O., S. 165.  
321 Vgl. Heinrich-Böll Stiftung; Evenson, Dirk O. (10.01.2014): Für den Inhalt des Spots sind ausschließlich 
Parteien verantwortlich, a.a.O.  
322 Vgl. Manifesto Project Database; Bündnis 90/Die Grünen (2013): Zeit für den Grünen Wandel, a.a.O., 
 S. 77-85.  
323 Vgl. Bündnis 90/Die Grünen; N.N.(11.06.2013): Einzelergebnisse des grünen Mitgliederentscheids, 
https://www.gruene.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Mitgliederentscheid-2013_Ergebnisse-in-Prozent.pdf  
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französischen Grünen verteilten sich die Policy-Leuchttürme 2002 ebenfalls auf drei, 2007 

auf zwei und 2012 auf vier Politikbereiche. Dabei ist festzustellen, dass die grünen Parteien 

schlechtere Wahlergebnisse erzielt haben, wenn sie ihre Policy-Präferenzen auf weniger 

Politikbereiche verteilten. Demnach erzielten Les Verts 2007, als ihre Schwerpunkte lediglich 

zwei MRP-Politikbereiche abdeckten, ein schlechteres Wahlergebnis als 2002. Bündnis 

90/Die Grünen büßten 2013 in Vergleich zu den Bundestagswahlen 2009 Wählerstimmen ein, 

als ihre thematischen Schwerpunkte nur noch drei anstelle von vorher vier Policy-Bereichen 

des MRP-Schemas bedienten. Nicht zuletzt ist im Hinblick auf den prozentualen Anteil der 

Policy-Leuchttürme am Gesamtprogramm festzustellen, dass dieser bei Les Verts/EELV viel 

höher als bei den Bündnisgrünen war. Inhaltlich machen die fünf Kernthemen in den 

Wahlprogrammen der französischen Grünen durchschnittlich 51,5 Prozent aus. Bei Bündnis 

90/Die Grünen füllen die fünf am häufigsten kommunizierten Themen durchschnittlich 40,5 

Prozent des Wahlprogramms.  

In Anbetracht dieser inhaltlichen Verteilung überrascht kaum, dass in den Programmen der 

französischen Grünen mehr Themen nicht zur Sprache kamen als in den Wahlprogrammen 

der Bündnisgrünen (Vgl. Abbildungen 10 und 11). Dies betrifft vor allem den 

wirtschaftlichen Politikbereich, in dem viele Policies bei der Programmanalyse im MRP-

Datensatz von Les Verts/EELV unbesetzt blieben. Wurden gemäß dem MRP Coding-Schema 

in den Programmen der deutschen Grünen nie mehr als vier von insgesamt 44 Policies324 nicht 

kommuniziert, waren es bei den französischen Grünen stets mehr als zehn. Zwar ist 

ersichtlich, dass sich die thematische Bandbreite – vor allem durch den stärkeren Einbezug 

wirtschaftlicher Themen – im Programm der EELV für das Wahljahr 2012 erweitert hat, 

dennoch deckt jenes Programm weniger Politikfelder ab als das Wahlprogramm der 

Bündnisgrünen zur Bundestagswahl 2013. So sind die Wahlprogramme von Bündnis 90/Die 

Grünen gegenüber den Programmen von Les Verts/EELV nicht nur hinsichtlich ihrer 

Seitenanzahl länger, sondern auch thematisch breiter gefasst.  

 

 

 
 
 
 

                                                 
324 Die zwölf Salienz-Issues wurden für die Analyse unbesetzter Politikfelder – da sie die Position und 
Gegenposition einer Policy markieren – als eine Kategorie erfasst, weshalb für die Analyse unbesetzter Policies 
44 anstelle von 56 Kategorien auf programmatische Leerstellen untersucht wurden.  
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Abbildung 5: Programmatische Policy-Leuchttürme von  
Bündnis 90/Die Grünen bei der Bundestagswahl 2005
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Abbildung 7: Programmatische Policy-Leuchttürme von  
Bündnis90/Die Grünen  bei der Bundestagswahl 2009
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Abbildung 9: Programmatische Policy-Leuchttürme von  
Bündnis 90/Die Grünen bei der  Bundestagswahl 2013
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Abbildung 4: Pogrammatische Policy-Leuchttürme von 
Les Verts bei der Wahl der Assemblée Nationale  2002

20,7

11,3
9,8

6,4 5,6

0

5

10

15

20

25

Environmental
Protection (+)

Equality (+) Democracy Welfare State
Expansion

Labour Groups
(+)

Policy-Leuchttürme

T
he

m
at

is
ie

ru
ng

 (
%

)

Abbildung 6: Programmatische Policy-Leuchttürme von  
Les Verts  bei der Wahl der Assemblée Nationale  2007
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Abbildung 8: Programmatische Policy-Leuchttürme von  
EELV bei der Wahl der Assemblée Nationale 2012
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Abbildungen 4 bis 9: Programmatische Policy-Leuchttürme von Les Verts/EELV und Bündnis 
90/Die Grünen in ihren letzten drei Wahlprogrammen bei den Bundestagswahlen und Wahlen 
der Assemblée Nationale  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
Die unterschiedliche Farbgebung markiert den jeweiligen Politikbereich des MRP Coding-Schemas. Grün: 
Welfare and Quality of Life; Gelb: Freedom and Democracy; Rot: Social Groups; Rosa: Political System; Grau: 
Economy; Blau: External Relations. 
Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Manifesto Project Database: Bündnis 90/Die Grünen, Elections 2005; 
2009; 2013 und Les Verts/EELV, Elections 2002, 2007, 2012. 
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Abbildung 10: Anzahl unbesetzter Policies nach Poli tikbereichen des 
MRP-Schemas in den letzten drei Wahlprogrammen von Les Verts /EELV bei 

Wahlen der Assemblée Nationale
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Abbildung 11: Anzahl unbesetzter Policies nach Poli tikbereichen des 
MRP-Schemas in den letzten drei Wahlprogrammen von Bündnis 90/Die 

Grünen bei Bundestagswahlen
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Abbildungen 10 und 11: Anzahl unbesetzter Policies nach Politikbereichen des MRP-Schemas in 
den letzten drei Wahlprogrammen von Les Verts/EELV und Bündnis 90/Die Grünen bei 
Bundestagswahlen und Wahlen der Assemblée Nationale  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Manifesto Project Database: Bündnis 90/Die Grünen, Elections 2005; 
2009; 2013 und Les Verts/EELV, Elections 2002, 2007, 2012. 
 

 

 
 
 
 
 



 67 

5.3 Von Schritten und Sprüngen: Zur grünen Themenausgestaltung 
 

Fest steht: Die Bündnisgrünen kommunizierten in ihren letzten Wahlprogrammen mehr 

Themen als Les Verts/EELV, da sie inhaltlich mehr Politikbereiche abdeckten und in den 

Programmen ihren Spitzenthemen prozentual weniger Raum einräumten. Dieser Befund kann 

insofern als Erklärungsansatz für ihre besseren Wahlergebnisse gegenüber Les Verts/EELV 

herangezogen werden, als sie mit ihrem umfangreicheren Programmangebot weniger Gefahr 

liefen, Wähleranliegen thematisch nicht berücksichtigt zu haben. Doch muss dieser 

Erklärungsansatz im Hinblick auf die Ausgestaltung grundlegender Programmpunkte ergänzt 

werden. So sollen in diesem Kapitel drei Politikfelder der beiden grünen Parteien in Hinblick 

auf ihre konkreten Zielsetzungen gegenübergestellt werden. Dabei interessieren zunächst 

inhaltliche Aussagen zum Umweltschutz, der in allen sechs Wahlprogrammen als Policy-

Leuchtturm fungierte und folglich als gemeinsamer Markenkern von Bündnis 90/Die Grünen 

und Les Verts/EELV zu verstehen ist. Zweitens werden programmübergreifende 

Zielsetzungen zur Gleichberechtigung („Equality“) hinsichtlich ihrer konkreten Vermittlung 

miteinander verglichen. Mit durchschnittlich 11,3 Prozent wurde dieses Politikfeld in den drei 

Wahlprogrammen der Bündnisgrünen (noch vor der Umweltschutzproblematik) am 

häufigsten thematisiert. Doch auch bei den französischen Grünen spielte das Thema der 

Gleichberechtigung im Wahlprogramm mit einer durchschnittlichen Thematisierung von 

8,1 Prozent eine herausgehobene Rolle.325  

Neben den beiden programmatischen Schwerpunkthemen der grünen Parteien soll drittens auf 

das Politikfeld Bezug genommen werden, welches die deutsche und französische 

Bevölkerung im Zeitraum der jeweiligen letzten drei Wahlperioden als dringlichstes Thema 

der politischen Agenda benannten: die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Diesbezüglich 

konstatiert das französische Umfrageinstitut TNS Sofres vor den Präsidentschafts- und 

Legislativwahlen im Jahr 2012: „S’il est la principale préoccupation des Français depuis des 

années […], le chômage apparaît, aujourd’hui encore plus que hier, comme une inquiétude 

majeure des Français.“326 In Deutschland belegt die Forschungsgruppe Wahlen, dass das 

Thema Arbeitslosigkeit bei den letzten vier Bundestagswahlen 2002 bis 2013 von der 

Bevölkerung stets als das dringendste Problem angesehen wurde.327 Aufgrund dieser 

thematischen Prioritätensetzung der französischen und deutschen Bevölkerung ist das 
                                                 
325 Vgl. Anhang 
326 Vgl. Opinion Publique; N.N. (13.02.2012): 2007-2012: les préoccupations des Français ont bien changé, 
a.a.O. 
327 Vgl. Forschungsgruppe Wahlen; N.N. (26.02.2015): Wichtige Probleme in Deutschland seit 01/2000, 
http://www.forschungsgruppe.de/Umfragen/Politbarometer/Langzeitentwicklung_-
_Themen_im_Ueberblick/Politik_II/9_Probleme_1.pdf 
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arbeitsmarktpolitische Programmangebot der grünen Parteien als wichtiges Wahlkriterium zu 

werten. Dementsprechend wird es neben den grünen Schwerpunktthemen des 

Umweltschutzes und der Gleichberechtigung im Hinblick auf die programmatische 

Ausgestaltung untersucht.  

 

Umweltschutz 

 

Die MRP-Kategorie Environmental Protection misst die programmatischen Aussagen der 

Parteien zum Umwelt- und Klimaschutz, wozu Aussagen zur Erhaltung natürlicher 

Ressourcen, zum Schutz von Landschaften, Wäldern und Naturschutzreservaten sowie zum 

Tierschutz zählen.328  

Vergleicht man die spezifische Ausgestaltung der umweltpolitischen Zielsetzungen der 

grünen Partei in Deutschland und Frankreich, so findet man diesbezüglich einige Aussagen, 

die in allen untersuchten Parteiprogrammen als konstante Größen auftauchen. Dies betrifft vor 

allem allgemeine Forderungen, die auf den vermehrten Schutz der Artenvielfalt, der Wälder 

und Gewässer, die Notwendigkeit gentechnikfreier Futter- und Lebensmittel oder die 

verstärkte Bekämpfung von Lärm verweisen.329 Gerade bezüglich des umweltpolitischen 

Kernprojekts der – wenngleich anfangs nicht unter diesem Namen kommunizierten – grünen 

Energiewende („transition énergétique“) werden starke Unterschiede deutlich. Sie betreffen 

vor allem die Aussagen zum Atomausstieg.   

Die letzten drei Wahlprogramme von Les Verts/EELV offenbaren diesbezüglich im 

Zeitverlauf verschärfte Reformvorhaben. Hieß es im Jahr 2002 lediglich, dass man einen 

sukzessiven Atomausstieg befürworte330, wurde im Programm von 2007 das Ausstiegsjahr 

2030331, im Programm von 2012 das Jahr 2031332 anvisiert. Im Gegensatz dazu haben Bündnis 

90/Die Grünen in ihren Wahlprogrammen kein konkretes Ausstiegsdatum formuliert. 

Nachdem sie unter Rot-Grün im Juni 2000 mit den Energieunternehmen erstmals den 

                                                 
328 Vgl. Manifesto Project Database; N.N.: Coding Scheme: CMP, a.a.O. 
329 Vgl. Manifesto Project Database; Bündnis 90/Die Grünen (2005): Eines für Alle, a.a.O., S. 60-64; (2009): 
Der Grüne neue Gesellschaftsvertrag, a.a.O., S. 134-141; (2013): Zeit für den Grünen Wandel, a.a.O., S. 158-
167; sowie für die französischen Grünen: Les Verts (2002): Reconstruire L’espoir! En vert et à gauche. 
Législatives 2002, Paris: Éditions de l’Aube 2002,. S. 27-32 und Manifesto Project Database; Les Verts (2007): 
Changeons le Monde, https://manifestoproject.wzb.eu/uploads/attach/file/5471/31110_2007_Orig.pdf, S. 13-17; 
EELV (2012): Vivre mieux, a.a.O., S. 30-31.  
330 Vgl. Les Verts: Reconstruire L’espoir! En vert et à gauche. Législatives 2002, Paris: Éditions de l’Aube 2002, 
S. 69. 
331 Vgl. Manifesto Project Database; Les Verts (2007): Changeons le Monde, 
https://manifestoproject.wzb.eu/uploads/attach/file/5471/31110_2007_Orig.pdf, S.10. 
332 Vgl. Manifesto Project Database; Les Verts (2012): Vivre mieux, a.a.O., S. 18.  
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deutschen Atomausstieg beschlossen hatten333, hieß es in ihrem Programm von 2005, dass 

man sich für „die schnellstmöglichste Stilllegung der besonders gefährdeten Anlagen“334 stark 

mache. Auch im Programm von 2009 legten sich die Bündnisgrünen nicht auf ein 

Ausstiegsdatum fest. Demgemäß setzen sie „den Atomausstieg ohne Wenn und Aber fort“335 

und konkretisierten: „Nach dem Automausstiegsgesetz werden in der kommenden 

Legislaturperiode bis zu sieben Atomkraftwerke abgeschaltet.“336 Erst der Reaktorunfall im 

japanischen Fukushima im März 2011 führte zum deutschen Ausstiegsdatum – allerdings 

nicht unter Rot-Grün, sondern unter der schwarz-gelben Regierungskoalition. Die 

überraschende energiepolitische Kehrtwende der liberal-konservativen Regierung, die den 

Ausstieg aus dem Ausstiegs-Ausstieg bis zum Jahr 2022 fixierte337, ließ die 

dementsprechenden grünen Forderungen retrospektiv richtig erscheinen und sorgte zeitgleich 

dafür, dass eine schwarz-grüne Regierung auf Bundesebene nicht mehr per se ausgeschlossen 

wurde.338 So profitierten Bündnis 90/Die Grünen doppelt von dem tragischen 

Reaktorunglück: Das seither mit den Grünen verbundene Thema des Atomkraftausstiegs 

wurde in Deutschland in den Medien ausgiebig kommuniziert, was zu einer Sensibilisierung 

vieler Bürger bezüglich jener Risikotechnologie führte.339 Gleichzeitig wurde ihnen mit dem 

energieenergetischen Umschwung der CDU potenziell eine neue Koalitionsoption eröffnet, 

die sich zum Teil in den Landesparlamenten durchsetzte (Vgl. Kapitel 2.2.3). Die starke 

Zustimmung in der Bevölkerung für den Atomausstieg verleitete Bündnis 90/Die Grünen 

indes nicht, in ihrem Wahlprogramm 2013 ein vorzeitiges Ausstiegsdatum festzusetzen. Das 

Ausstiegsdiktum blieb weiterhin undatiert, wonach man „die Nutzung der Atomkraft sicher, 

schnell und endgültig“340 beenden wolle. Im Gegensatz zu den französischen Grünen nahmen 

die Bündnisgrünen demnach keine zeitliche Fixierung des Atomausstiegs vor und schützten 

sich vor Unwägbarkeiten, die bei den komplexen Stilllegungsprozessen der Kraftwerke 

auftreten können.  

                                                 
333 Vgl. Bundesministerium für Umwelt und Naturschutz; N.N. (14.06.2000): Vereinbarung zwischen der 
Bundesregierung und den Energieversorgungsunternehmen, 
http://www.bmub.bund.de/fileadmin/bmuimport/files/pdfs/allgemein/application/pdf/atomkonsens.pdf 
334  Manifesto Project Database; Bündnis 90/Die Grünen (2005): Eines für Alle, a.a.O., S. 24.  
335 Manifesto Project Database; Bündnis 90/Die Grünen (2009): Der Grüne neue Gesellschaftsvertrag, a.a.O.,  
S. 21.  
336 Ebd. 
337 Vgl. Haunss, Sebastian et al.: Der Ausstieg aus der Atomenergie. Diskursnetzwerkanalyse als Beitrag zur 
Erklärung einer radikalen Politikwende, in: Zeitschrift für Diskursforschung 1(3), S. 288. 
338 Vgl. Süddeutsche Zeitung; Denkler, Thorsten (30.05.2011): Merkels Energiewende. Grün ist ihre Hoffnung, 
http://www.sueddeutsche.de/politik/atomwende-der-cdu-merkels-schwarz-gruenes-coming-out-1.1103224 
339 Ein Jahr nach dem Atomkraftunglück in Fukushima befürworten über 90 Prozent der Deutschen den 
Atomausstieg, Vgl. taz, Döring, S.; Feger, F. (11.03.2012): Die deutsche Atomangst, http://www.taz.de/!89380/  
340 Vgl. Manifesto Project Database; Bündnis 90/Die Grünen (2013): Zeit für den Grünen Wandel, a.a.O., S. 35.  
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Darüber hinaus ist die Ausstiegsdatierung von Les Verts im Jahr 2007 und der EELV im Jahr 

2012 als radikaler Umbruch der französischen Atomstrompolitik zu sehen, da Frankreich nach 

den USA die zweitgrößte Atomkraftnation der Welt ist und der kernenergetische Anteil am 

französischen Strommix im Jahr 2013 noch 73,3 Prozent betrug.341 In Deutschland lag der 

Anteil im selben Jahr bei 15,5 Prozent.342 Diese unterschiedlichen Ausgangsbedingungen 

verdeutlichen die Radikalität der französischen Forderung: In 19 Jahren wollte die EELV 58 

Atomreaktoren343 stilllegen. Da in ihrem Wahlprogramm von 2012 gleichzeitig prognostiziert 

wird, den Ausbau erneuerbarer Energien erst 2050 zu fast hundert Prozent („proche de 

100%“344) garantieren zu können (Bündnis 90/Die Grünen fixieren dieses Ziel in ihrem 

letzten Wahlprogramm von 2013 bereits auf das Jahr 2030345), präsentiert sich dem 

französischen Wähler ein zeitliches Energie-Prekariat von 20 Jahren. Dass die zeitliche 

Diskrepanz dem französischen Programmleser in einer Tabelle besonders deutlich vor Augen 

geführt wird, ist wahltaktisch als kontraproduktiv zu werten.346 Die logische Konsequenz ist, 

dass man in diesen Jahren auf den Stromimport aus anderen Ländern angewiesen sein wird, 

was eine drastische Erhöhung der Strompreise vermuten lässt. Doch gerade was den 

Strompreis betrifft, erklären sich acht von zehn Franzosen nicht dazu bereit, für den 

Atomausstieg mehr zu bezahlen.347 Der Strompreis käme „bei den Franzosen in der Schreck-

Skala […] gleich nach dem Baguettepreis“348, witzelte man auch in Die Zeit. Demnach zeigt 

sich, dass die Programmkommunikation der französischen Grünen zur Energiewende, 

hinsichtlich des von ihnen fixierten Atomausstiegs und in Anbetracht der kernenergetischen 

Ausgangslage, als radikaler zu bewerten ist als die Programmkommunikation der 

Bündnisgrünen. Letztere verzichteten auf eine Ausstiegsdatierung und betonten 

programmübergreifend den sukzessiven Atomausstieg, wobei die Energieversorgung durch 

den Ausbau erneuerbarer Energien schneller ersetzt werden soll.  

 

 

 

                                                 
341 Vgl. Statista; Grieß, Andreas (10.07.2014): So wichtig ist die Atomkraft in Europa noch,  
http://de.statista.com/infografik/2446/laender-nach-anteil-der-atomenergie-an-der-stromerzeugung/ 
342 Vgl. Ebd.  
343 Vgl. Manifesto Project Database; Les Verts (2012): Vivre mieux, a.a.O., S.25.  
344 Ebd.: S. 18.   
345 Vgl. Manifesto Project Database; Bündnis 90/Die Grünen (2013): Zeit für den Grünen Wandel, a.a.O., S.29.  
346 Vgl. Manifesto Project Database; Les Verts (2012): Vivre mieux, a.a.O., S.18 
347 Vgl. Le Point; AFP (13.09.2012): Électricité: Les Français pas prêts à payer plus cher pour sortir du nucléaire,   
http://www.lepoint.fr/societe/electricite-les-francais-pas-prets-a-payer-plus-cher-pour-sortir-du-nucleaire-13-09-
2012-1505992_23.php 
348 Zeit Online; Blume, Georg (26.06.2014): Energiewende à la française, 
http://www.zeit.de/2014/27/energiewende-frankreich-segolene-royal-atomlobby/komplettansicht 
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Gleichberechtigung 

 

Anders als Les Verts/EELV nimmt die MRP-Kategorie „Equality“ in den Wahlprogrammen 

der Bündnisgrünen den meisten Platz – noch vor der Umweltpolitik – ein. Diese Kategorie 

umfasst alle Programmaussagen zum Minderheitenschutz bestimmter sozialer Gruppen, zur 

Überwindung von Klassenbarrieren, zur fairen Ressourcenverteilung und 

Diskriminierungsbekämpfung jeglicher Art.349 

Ähnlich wie bei den umweltpolitischen Programmaussagen sind bezüglich jener Thematik 

allgemein intra- sowie inter-programmatische Fixpunkte der deutschen und französischen 

Grünen auszumachen. In allen Programmen wird prinzipiell eine gerechte 

Geschlechterpolitik, die Gleichstellung Homosexueller sowie eine verstärkte Integrations- und 

Inklusionspolitik von Einwanderern und Menschen mit Behinderung unterstützt.350 Besonders 

kontrovers wird in Deutschland und Frankreich über die Ausgestaltung der Integrationspolitik 

von Einwanderern diskutiert. In Frankreich verdeutlicht sich die Sensibilität des Themas in 

den periodischen Wahlerfolgen des rechtspopulistischen Front National, dessen ehemalige 

Führungsspitze Jean-Marie Le Pen bei den Präsidentschaftswahlen 2002 in die Stichwahl 

kam351 und dessen Nachfolgerin und Tochter Marine Le Pen laut aktuellen Wahlprognosen 

gute Chancen hat, bei der nächsten Präsidentschaftswahl 2017 Staatspräsidentin zu werden.352 

In Deutschland verdeutlicht sich die kritische Haltung gegenüber einer gelockerten 

Einwanderungspolitik in vereinzelten Erfolgen rechtspopulistischer Parteien bei 

Landtagswahlen wie z.B. 2002 der Schill-Partei in Hamburg353 oder der 

Nationaldemokratischen Partei Deutschlands (NPD) 2004 und 2009 in Sachsen sowie 2006 

und 2011 in Mecklenburg-Vorpommern354. Aktuell wird die Einwanderungs-Diskussion in 

Deutschland zudem durch die eurokritische Partei Alternative für Deutschland (AFD) und der 

                                                 
349 Vgl. Manifesto Project Database; N.N.: Coding Scheme: CMP, a.a.O. 
350 Vgl. Manifesto Project Database; Bündnis 90/Die Grünen (2005): Eines für Alle, a.a.O., S.87-90; (2009): Der 
Grüne neue Gesellschaftsvertrag, a.a.O., S. 147-155; (2013): Zeit für den Grünen Wandel, a.a.O., S. 228-236; 
sowie für die französischen Grünen: Les Verts (2002): Reconstruire L’espoir!, a.a.O., S. 155.159; 216-219 und 
Manifesto Project Database; Les Verts (2007): Changeons le Monde, a.a.O., S. 34-47; EELV (2012): Vivre 
mieux, a.a.O., S. 129-134. 
351 Vgl. Spiegel Online; Leick, Romain (22.04.2002): Präsidentschaftswahl Frankreich: Duell der Dunkelmänner, 
http://www.spiegel.de/politik/ausland/praesidentschaftswahl-in-frankreich-duell-der-dunkelmaenner-a-
193042.html 
352 Vgl. Handelsblatt; AFP (01.08.2014): Le Pen laut Umfrage bei Präsidentschaftswahl vorne,   
http://www.handelsblatt.com/politik/international/frankreich-le-pen-laut-umfrage-bei-praesidentschaftswahl-
vorne/10279122.html 
353 Vgl. Konrad Adenauer Stiftung; Schmitz, Michael (April 2002): Die „Schill-Partei“, Analyse der „Partei 
Rechtstaatliche Offensive“ nach den Landtagswahlen in Hamburg und Sachsen-Anhalt, 
http://www.kas.de/wf/doc/kas_350-1522-1-30.pdf?020502095408, S. 2.  
354 Vgl. Spiegel Online; Meiritz, Annett (05.09.2011): NPD in Mecklenburg-Vorpommern: Brauner Spuk macht 
die Parteien ratlos, http://www.spiegel.de/politik/deutschland/npd-in-mecklenburg-vorpommern-brauner-spuk-
macht-die-parteien-ratlos-a-784358.html 
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Bewegung Patriotische Europäer gegen die Islamisierung des Abendlandes (PEGIDA) 

angeheizt.355 Die Forderung einer gelockerten Einwanderungspolitik ist somit sowohl in 

Frankreich als auch in Deutschland ein höchst sensibles Thema. Gerade jener Punkt ist es, in 

dem sich die programmatische Ausgestaltung beider grünen Parteien unterscheiden. 

Dies verdeutlicht sich bereits an der Tatsache, dass sie die Thematik sprachlich anders 

vermitteln. Die einschlägigen Kapitel zur Einwanderungspolitik sind in den Programmen von 

Bündnis 90/Die Grünen nicht als solche tituliert. Der Terminus Einwanderung wird durch den 

positiv konnotierten Begriff Integration ersetzt. Demnach findet sich das 

einwanderungspolitische Programmangebot in den Wahlprogrammen der Bündnisgrünen 

2005 unter dem Titel Zukunftsaufgabe Integration356, 2009 unter der Überschrift Integration 

durch gesellschaftliche Teilhabe357 und 2013 unter dem Banner Menschen einbürgern – mit 

Integration und Inklusion358 wieder. Die Kernforderungen bleiben konstant. So wird in allen 

Programmen für eine erleichterte Einbürgerung von Migranten plädiert, wobei die 

Möglichkeit der (in Frankreich bereits vorherrschenden) doppelten Staatsbürgerschaft 

befürwortet wird.359 Dass im Dezember 2014 vom Bundestag ein Gesetzesentwurf gegen die 

Optionspflicht (wenngleich unter bestimmten Voraussetzungen) verabschiedet wurde360, ist 

auch als Erfolg der grünen Partei zu werten, da sie der Debatte mittels einer 

Bundesratsinitiative im Februar 2014 gemeinsam mit der SPD neuen Anschub gegeben hat.361  

Die Forderung nach der Legalisierung illegaler Einwanderer wird sprachlich entschärft, indem 

man im Programm von 2005 zunächst für einen „gesellschaftlichen Konsens“362 wirbt, um 

den „betroffenen Menschen ein Angebot zur Legalisierung“ zu machen.363 Im Wahlprogramm 

2009 möchten die Grünen jenen Menschen „Wege zur Legalisierung des Aufenthaltes 

ermöglichen“364 und im Jahr 2013 „muss für Menschen ohne Aufenthaltsrecht […], die 

                                                 
355 Vgl. FAZ; N.N. (07.01.2015):  Afd und Pegida: Gauland: Nur Einwanderer, die zu unserer Kultur passen, 
http://www.faz.net/aktuell/politik/inland/afd-und-pegida-gauland-nur-einwanderer-die-zu-unserer-kultur-passen-
13357252.html 
356 Manifesto Project Database; Bündnis 90/Die Grünen (2005): Eines für Alle, a.a.O., S. 41. 
357 Manifesto Project Database; Bündnis 90/Die Grünen (2009): Der Grüne neue Gesellschaftsvertrag, a.a.O., 
S. 147.  
358 Vgl. Manifesto Project Database; Bündnis 90/Die Grünen (2013): Zeit für den Grünen Wandel, a.a.O., S. 231. 
359 Vgl. Manifesto Project Database; Bündnis 90/Die Grünen (2005):  Eines für Alle: S. 41; (2009): Der Grüne 
neue Gesellschaftsvertrag: S.148; (2013): Zeit für den grünen Wandel: S. 231.  
360 Vgl. Die Bundesregierung; N.N. (19.12.2014): Optionspflicht neu geregelt, 
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/04/2014-04-07-staatsangehoerigkeit.html 
361 Vgl. FAZ; FAZ.NET und dpa (10.03.2014): Kretschmann weist CDU-Kritik zurück, 
http://www.faz.net/aktuell/politik/inland/doppelte-staatsangehoerigkeit-kretschmann-weist-cdu-kritik-zurueck-
12839953.html 
362 Manifesto Project Database; Bündnis 90/Die Grünen (2005): Eines für Alle, a.a.O., S. 42. 
363 Ebd. 
364 Manifesto Project Database; Bündnis 90/Die Grünen (2009): Der Grüne neue Gesellschaftsvertrag, a.a.O., 
S. 154.  
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Möglichkeit zur Erlangung eines sicheren Aufenthaltstitels geschaffen werden“365. Die 

Grünen vermeiden es folglich von illegalen Einwanderern zu sprechen. Sie legen den Fokus 

auf den Menschen, dem ein Recht, nämlich das des Aufenthaltes, verwehrt wird. Die 

Programmkommunikation referiert demnach auf die Opferrolle dieser Personengruppe und 

schließt eine Täterzuschreibung, die das Wort illegal impliziert, aus. Besonders deutlich wird 

dies in ihrem Programm zur Bundestagswahl 2013, in dem die Bündnisgrünen diese 

Sichtweise klar formulieren: „Kein Mensch ist illegal!“ 366.   

Die einwanderungspolitische Programmsprache von Les Verts/EELV ist weitaus weniger auf 

die thematische Sensibilität des Lesers bedacht. Die Ziele zur Einwanderungspolitik werden 

auch unter dem Stichwort der Immigration kommuniziert: Pour une autre politique de 

l’immigration (2002), Sortir l’immigration de la tutuelle (2007) und une politique des 

migrations respectueuse des droits (2012) lauten die einschlägigen Programmüberschriften. 

Des Weiteren wird bei der Forderung nach der Legalisierung illegal lebender Einwanderer in 

Frankreich auf die Zeichnung einer Opferrolle der Menschen ohne Aufenthaltsrecht 

abgesehen, indem die Bezeichnungen illegale Migranten (sans-papiers) oder Ausländer 

(étrangers) in den Programmen Eingang fanden. So wollen die französischen Grünen „la 

régularisation des sans-papiers“367 im Jahr 2002, „régulariser le séjour de tous les sans-

papiers“368 im Jahr 2007 und „un processus en continu de régularisation […] des étranger-

es“369 im Jahr 2013. In dem Programm von 2007 betonen die französischen Grünen zudem 

den fundamentalen Wandel, den sie mir ihrer Einwanderungspolitik herbeiführen wollen. Sie 

wird mit dem Ziel betrieben, „pour changer radicalement l’approche de la France en ce 

matière“370.  

Neben der unterschiedlichen Programmsprache der Einwanderungspolitik, die bei den 

Bündnisgrünen als sensibilisierend, bei Les Verts/EELV als unverblümt zu bewerten ist, 

zeigen sich hinsichtlich der Thematik des Ausländerwahlrechts inhaltliche Unterschiede. Die 

Bündnisgrünen haben sich in allen drei Wahlprogrammen für eine Ausweitung des 

Ausländerwahlrechts für Drittstaatler bei Kommunalwahlen stark gemacht.371 Diese bislang 

nicht umgesetzte Forderung wird laut einer im Jahr 2006 durchgeführten Meinungsumfrage 

                                                 
365 Manifesto Project Database; Bündnis 90/Die Grünen (2013): Zeit für den Grünen Wandel, a.a.O., S. 235.  
366 Ebd.  
367 Les Verts (2002): Reconstruire L’espoir!, a.a.O., S. 218. 
368 Manifesto Project Database; Les Verts (2007): Changeons le Monde, a.a.O., S.47. 
369 Manifesto Project Database; Les Verts (2012): Vivre mieux, a.a.O., S.140.   
370 Manifesto Project Database; Les Verts (2007): Changeons le Monde, a.a.O., S. 47. Hervorhebung von A.P. 
371 Vgl. Manifesto Project Database; Bündnis 90/Die Grünen (2005): Eines für Alle, a.a.O., S. 99; (2009): Der 
Grüne neue Gesellschaftsvertrag, a.a.O., S. 148; (2013): Zeit für den Grünen Wandel, a.a.O., S. 208.  
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mehrheitlich von den Bundesbürgern unterstützt.372 Die französischen Grünen forderten in 

ihrem Wahlprogramm von 2002 neben dem aktiven Kommunalwahlrecht auch ein passives 

Kommunalwahlrecht für Drittstaatler sowie deren aktives/passives Wahlrecht bei 

Europawahlen: „Les Verts sont favorables au droit de vote et d’égibilité des résidants 

étrangers non communautaires aux élections municipales et européennes“373. Im Jahr 2007 

spitzten sich die programmatischen Forderungen zum Ausländerwahlrecht – ohne 

Veränderung der Ausgangsbedingungen bezüglich der 2002 formulierten Ziele – weiter zu: 

„Alors qu’une majorité de nos concitoyens semble en accord avec le droit de votes aux 

élections locales, nous devons aller plus loin en revendiquant le droit de vote à toutes les 

élections.“374 Im Wahlprogramm 2012 wird diese Forderung leicht modifiziert, indem die 

Europawahlen ausgeklammert werden und die EELV nunmehr allen Ausländern, die in 

Frankreich mehr als fünf Jahre leben, bei lokalen und nationalen Wahlen ein aktives und 

passives Wahlrecht ermöglichen möchte: „le droit de vote pour l’ensemble des résident-e-s 

étranger-es présents depuis cinq ans sur le territoire national pour toutes les élections locales 

et nationales.“375 Die im Vergleich zum Wahlprogramm von Les Verts 2007 relativierten, aber 

gegenüber den Bündnisgrünen weitreichenderen Reformziele zum Ausländerwahlrecht lassen 

eine plausible Grundlage vermissen. Die französischen Grünen visieren den zweiten Schritt 

(das nationalstaatliche Ausländerwahlrecht) an, bevor der erste (das kommunale Wahlrecht 

für Drittstaatler) realisiert wurde. Dabei ist in Frankreich bereits die Einführung des 

kommunalen Wahlrechts für Nicht-EU Bürger umstritten. Eine Umfrage des 

Meinungsforschungsinstituts Ifop ergab, dass sich im Dezember 2011 noch 55 Prozent der 

Franzosen für das aktive und 48 Prozent für das passive Ausländerwahlrecht bei 

Kommunalwahlen aussprachen, im September 2012 allerdings nur noch 39 Prozent respektive 

28 Prozent dafür plädierten.376 

Das Beispiel der einwanderungspolitischen Programmgestaltung von Les Verts/EELV 

offenbart im Vergleich zu den Programmen der Bündnisgrünen nicht nur eine sprachlich 

unverblümtere, sondern bezüglich des Ausländerwahlrechts auch inhaltlich schärfere 

Kommunikation. Diese entspricht nicht dem Meinungsbild der französischen Öffentlichkeit, 

da die Forderungen weit über das bereits umstrittene kommunale Ausländerwahlrecht 

                                                 
372 Vgl. Statista; N.N. (Januar 2007): Kommunales Wahlrecht für alle Ausländer in Deutschland, basierend auf 
den Daten des Leibniz-Instituts für Sozialwissenschaften (GESIS) 2006, 
http://de.statista.com/statistik/daten/studie/173370/umfrage/kommunales-wahlrecht-fuer-alle-auslaender-in-
deutschland/ 
373 Les Verts: Reconstruire L’espoir!, a.a.O., S. 218.   
374 Manifesto Project Database; Les Verts (2007): Changeons le Monde, a.a.O., S. 47. 
375 Vgl. Manifesto Project Database; Les Verts (2012): Vivre mieux, a.a.O., S. 154. 
376 Vgl. atlantico; N.N. (19.09.2012): 61% opposés au droit de vote des étrangers,   
http://www.atlantico.fr/decryptage/61-francais-contre-droit-vote-etrangers-487178.html/page/0/1 
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hinausgehen. Die Bündnisgrünen haben an ihrer Forderung nach dem kommunalen Wahlrecht 

für Drittstaatler festgehalten und offerieren dem Programmleser nach wie vor den kleinen 

Schritt anstelle des großen Sprungs. Ihre Programmatik zur Einwanderungspolitik ist im 

Vergleich zu Les Verts/EELV moderater gestaltet. 

 

Arbeitsmarktpolitik  

 

Es hat sich gezeigt, dass Les Verts/EELV ihre energie- und einwanderungspolitischen 

Zielsetzungen in ihren letzten beiden Wahlprogrammen 2007 und 2012 trotz einem 

gegenläufigen französischen Meinungsbild mit ihrer kernenergetischen Ausstiegsdatierung 

Anfang 2030 und ihrer Forderung nach einem Ausländerwahlrecht für Nicht-EU Bürger bei 

kommunalen und nationalstaatlichen Wahlen verschärft haben. Solch programmatische 

Zuspitzungen sind auch bezüglich ihrer arbeitsmarktpolitischen Forderungen festzustellen. 

Demnach beziffern die französischen Grünen in ihrem letzten Wahlprogramm Vivre mieux 

erstmals ein bedingungsloses Grundeinkommen auf 80 Prozent des Mindestlohns (Salaire 

minimum interprofessionnel du croissance, kurz SMIC) sowie eine Einkommensobergrenze, 

die beim Dreißigfachen des Mindesteinkommens liegt.377  

Diese extreme Form der Umverteilungspolitik findet sich in den Programmen der 

Bündnisgrünen nicht. Zwar forderten sie die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns zur 

Grundabsicherung (im letzten Wahlprogramm taxiert auf 8,50 Euro378), äußern sich aber 

bezüglich eines bedingungslosen Grundeinkommens sehr bedacht. In ihrem letzten 

Wahlprogramm verweisen sie lediglich darauf, dass man die „Idee einer finanziellen 

Basissicherung“ mittels der „Einrichtung einer Enquete-Kommission im Deutschen 

Bundestag“379 weiter diskutieren wolle. Äußerungen zu einer Einkommensobergrenze haben 

keinen Eingang in ihre Programmatik gefunden. Zudem zeigt sich bei den Bündnisgrünen 

eine wettbewerbsfreundlichere Haltung bezüglich der Arbeitszeiten. Sie möchten zwar 

„flexible Arbeitszeitmodelle“380 für Familien gewährleisten, die durchschnittlichen 

Wochenarbeitszeiten, die in Deutschland 40 Stunden umfassen, stellen sie aber nicht in Frage.  

Die französischen Grünen forderten hingegen bereits in ihrem Wahlprogramm von 2002 eine 

Reduzierung der Wochenarbeitszeit auf 32 Stunden („un nouvel horizon fixé à 32 heures en 

moyenne par semaine“381), obwohl die im Jahr 2000 in Frankreich implementierte 35-

                                                 
377 Vgl. Manifesto Project Database; Les Verts (2012): Vivre mieux, a.a.O., S. 75-76.  
378 Vgl. Manifesto Project Database; Bündnis 90/Die Grünen (2013): Zeit für den Grünen Wandel, a.a.O., S. 90.  
379 Ebd.: S. 121.  
380 Vgl. Ebd.: S. 243.  
381 Les Verts: Reconstruire L’espoir!, a.a.O., S. 176.   
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Stunden-Woche, wie sie selber konstatieren, zu dieser Zeit in den meisten Unternehmen noch 

nicht umgesetzt worden war („les 35 heures sont encore loin d’être une réalité dans la 

majorité des entreprises“382). Wieder zeichnet sich ab, dass die französischen Grünen den 

zweiten vor dem ersten Schritt anvisieren. Zudem hegen sie mit ihren Zielsetzungen zum 

Mindesteinkommen Absichten, die vom Großteil der französischen Bevölkerung abgelehnt 

werden; 55 Prozent der Franzosen sprachen sich 2012 gegen die Einführung eines 

bedingungslosen Grundeinkommens aus383 und auch die 32-Stunden-Woche wird gemäß 

einer Online-Umfrage aus dem Jahr 2011 von 57 Prozent der Franzosen nicht befürwortet.384 

Dabei wird in den Gegen-Kommentaren zur 32-Stunden-Woche darauf verwiesen, dass man 

gerade in den aktuellen Zeiten der Wirtschaftskrise das Wachstum in Frankreich ankurbeln 

müsse und dass die Unternehmen mit dem Vorschlag der Grünen nur dazu angehalten werden 

mehr Praktikanten einzustellen, weshalb die Forderung utopisch, gar demagogisch sei: „Avoir 

cette idée dans la période actuelle est une pure utopie. C'est de la démagogie.“385 

Demgegenüber scheinen die Programme der Bündnisgrünen mit eher moderaten 

Regulierungsmaßnahmen im Arbeitsmarkt (wie den von der großen Koalition durchgesetzten 

Mindestlohn von 8,50 Euro und bedachten respektive fehlenden Kommentaren zum Grund- 

bzw. Maximaleinkommen) eher die Richtung einer marktwirtschaftlichen Wirtschaftsordnung 

zu verfolgen. Zumindest will der Satz aus dem Wahlprogramm 2012: „Wenn das Wachstum 

ausbleibt, drohen gesellschaftliche Verteilungskonflikte“386 so gar nicht zu dem fortschritts- 

und wachstumskritischen Impuls der grünen Gründerjahre passen. 

 

Resümee II: Analyse der Programmatik 

 

Die zeitübergreifende Analyse der Wahlprogramme von Bündnis 90/Die Grünen und Les 

Verts/EELV legen beachtliche Unterschiede offen.  

Sie zeigt, dass die Bündnisgrünen in den letzten zehn Jahren dem Wähler ein längeres und 

politisch breiteres Programmangebot offeriert haben als die französischen Grünen. Dabei sind 

die inhaltlichen Reformvorhaben der Bündnisgrünen, vor allem in Hinblick auf die Energie-, 

Einwanderungs- und Arbeitsmarktpolitik, im Zeitverlauf konstant, während die französischen 

                                                 
382 Ebd.: S. 174.  
383 Vgl. Mouvement français pour un revenu de base; Renault, Jeff (29.06.2012): 45 % des Français sont 
favorables à l’instauration d’un revenu inconditionnel,  
http://revenudebase.info/2012/06/29/les-francais-sont-ils-favorables-a-linstauration-dun-revenu-inconditionnel/ 
384 Vgl. Mes Débats; N.N. (16.12.2011): Pour ou contre la semaine de 32 heures?, 
http://www.mesdebats.com/economie/145-pour-ou-contre-la-semaine-de-32-heures 
385 Vgl. Ebd.: Kommentar von Bryan Defer 
386 Manifesto Project Database; Bündnis 90/Die Grünen (2013): Zeit für den Grünen Wandel, a.a.O., S. 71.  
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Grünen programmübergreifend verschärfte Zielsetzungen kommunizierten. Sie nahmen 

programmatische Zuspitzungen vor, ohne dass sich die spezifische Ausgangslage (z.B. beim 

Atomausstieg, Ausländerwahlrecht für Drittstaatler oder Grundeinkommen) in Frankreich 

geändert hat. Die politisch verschärften Ambitionen der französischen Grünen visieren tief 

greifende gesellschaftliche Transformationsprozesse an, denen die französische 

Wahlbevölkerung eher ablehnend gegenübersteht.  

Demgegenüber ist die Programmkommunikation der Bündnisgrünen als moderat einzustufen. 

Ihre Programmziele sind seltener datiert (Energiewende) oder beziffert (Grundeinkommen) 

und virulente Themen werden mittels rhetorischer Stilmittel entschärft (Legalisierung von 

Menschen ohne Aufenthaltsrecht). Die breitere und moderatere Programmkommunikation 

von Bündnis 90/Die Grünen steht der thematisch konzentrierten und verschärften 

Programmkommunikation von Les Verts/EELV gegenüber und kann somit als stichhaltiger 

Erklärungsansatz für die unterschiedlichen Verfasstheiten beider grüner Parteien 

herangezogen werden.  

 

6. Analyse der Parteiorganisation  
 

Wenn im folgenden Kapitel das Augenmerk auf die formalen (Kapitel 6.1) und informalen 

(Kapitel 6.2) Organisationsstrukturen von Bündnis 90/Die Grünen und Les Verts/EELV 

gerichtet werden, hat dies zum Ziel, im historischen Verlauf – vor allem der letzten Dekade – 

unterschiedliche innerparteiliche Machtverteilungsstrukturen offen zu legen, mittels derer ihre 

aktuell unterschiedliche Verfasstheit erklärt werden kann. Zu diesem Zweck werden zunächst 

die aktuellen Partei-Organigramme konturiert und einander gegenübergestellt, bevor auf die 

internen Flügelbildungen und Ämterbesetzungen der Parteien eingegangen wird.  

 

6.1 Formale Organisationsstrukturen  
 

Um handlungsfähig zu sein, haben Parteien als intermediäre Organisationen die Aufgabe sich 

zu organisieren. Zu diesem Zweck sind Parteien in Deutschland gemäß dem Parteiengesetz 

Paragraph 6 dazu verpflichtet, eine Satzung zu verabschieden, die u.a. Bestimmungen zu ihrer 

allgemeinen Gliederung enthalten muss. Diese wiederum – so sieht es das Grundgesetz in 

Artikel 21 vor – hat demokratischen Grundsätzen zu entsprechen. Darüber hinaus haben 

Bündnis 90/Die Grünen ihre innere Ordnung auf basisdemokratische Grundlagen gestellt. In 
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dem der aktuellen Satzung vorangestellten Grundkonsens der Bündnisgrünen heißt es 

diesbezüglich:  

Die innere Struktur unserer Organisation basiert auf Vereinbarungen, Regeln und 
Arbeitsmethoden, die eine aktive Beteiligung und Mitbestimmung ermöglichen, die 
Verselbständigung gewählter Gremien verhindern, die inhaltliche Qualifizierung 
demokratischer Entscheidungsprozesse gewährleisten, Transparenz, Kontrolle und 
Korrekturen gestatten und einen möglichst weitgehenden Minderheitenschutz garantieren 
sollen.387 

 
Dieser basisdemokratisch ausgerichtete Gestaltungswille findet sich auch in der 

innerparteilichen Organisation der französischen Grünen wieder, wenn sie in ihrer Satzung 

den Anspruch auf „Respect du pluralisme dans le cadre de majorités au consensus ou 

qualifiées avec respect des minorités“388 formulieren. Vor dem Hintergrund ihrer 

Basissympathie stehen beide grünen Parteien der schwierigen Aufgabe gegenüber, die 

Interessen aller Mitglieder ausreichend zu berücksichtigen und gleichwohl 

Organisationsprinzipien zu schaffen, die es ermöglichen, Entscheidungen schnell und effizient 

umzusetzen.  

Dabei ist darauf zu verweisen, dass die Bündnisgrünen weitaus mehr Parteimitglieder haben. 

Im Jahr 2013 waren es erstmals mehr als 60.000389, wohingegen die französischen Grünen zu 

dieser Zeit mehr als 10.000 Parteimitglieder390 zählten. Diese extremen Unterschiede können 

auch mit den generell niedrigeren Parteimitgliedschaften in Frankreich nicht hinreichend 

erklärt werden. Es zeichnet sich ab, dass die Bündnisgrünen seit 2008 entgegen dem 

allgemeinen deutschen Abwärtstrend von Parteimitgliedschaften einen kontinuierlichen 

Mitgliederzuwachs verbuchen391, während die EELV entgegen dem Trend wachsender 

Parteimitgliedschaften in Frankreich392 seit ihrer Neugründung 2010 an Mitgliedern 

verliert.393 Die Mitgliederzahlen sind demnach auch Ausdruck der unterschiedlichen Ist-

Zustände beider Parteien und unterstreichen die gefestigte Stellung der Bündnisgrünen bzw. 

die Krisensituation der EELV. Aus rein organisatorischer Perspektive bedeuten die sechsfach 

                                                 
387 Bündnis 90/Die Grünen; Bundesverband (09.02.2014): grüne@work: Grüne Regeln, 
https://www.gruene.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/140209_-_Satzung_Bundesverband.pdf,  S. 29.  
388 EELV; Association fédérale (November 2014): Satuts, https://eelv.fr/wp-
content/uploads/2011/11/Statuts_EELV_V2_Nov14_OK.pdf, S. 5.  
389 Vgl. Niedermayer, Oskar: Parteimitgliedschaften im Jahre 2013, in: Zeitschrift für Parlamentsfragen, Band 45 
(2), 2014, S. 420.  
390 Vgl. Le Point; AFP (22.08.2013): EELV: des journées d’été pour tirée le bilan d’une année au sein de la 
majorité, http://www.lepoint.fr/politique/eelv-des-journees-d-ete-pour-tirer-le-bilan-d-une-annee-au-sein-de-la-
majorite-22-08-2013-1716220_20.php 
391 Vgl. Niedermayer, Oskar: Parteimitgliedschaften im Jahre 2013, a.a.O., S. 420.  
392 Vgl. Burkhardt, Sophie; Haegel, Florence: La mobilisation partisane, in: L’avenir des partis politiques en 
France et en Allemagne, hg. von Claire Demesmay und Manuela Glaab, Villeneuve d’Ascq: Septentrion 2009,  
S. 140.  
393 Vgl. Persico, Simon: Europe Ecologie Les Verts, a.a.O., S. 96.  
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höheren Mitgliederzahlen für die Bündnisgrünen ein Mehraufwand an Interessenselektion und 

-aggregation.  

Dabei ist zu konstatieren, dass sich die territoriale und funktionale Ausdifferenzierung der 

Parteiorganisation von Bündnis 90/Die Grünen in der letzten Dekade nicht nennenswert 

geändert hat. Gemäß der föderalen Struktur der Bundesrepublik haben sich neben dem 

Bundesverband auf der nationalen, Landesverbände auf der regionalen und Orts-, Kreis- und 

Bezirksverbände auf der lokalen Ebene angesiedelt, die über „größtmögliche Autonomie“394 

verfügen, „um eine dezentrale Parteigliederung und Basisdemokratie zu entwickeln“395. 

Kreis- und Landesverbände haben dementsprechend „Programm-, Satzungs-, Finanz- und 

Personalautonomie“396. Oberstes Beschlussorgan des Bundesverbandes ist die 

Bundesversammlung (auch Bundesdelegiertenkonferenz genannt, BDK), die satzungsgemäß 

wenigstens einmal jährlich,397 in praxi meist zweimal398 tagt. Sie setzt sich aus mindestens 

750 Delegierten zusammen, die von den Kreisverbänden paritätisch gewählt werden. Sie 

stimmen über die Mitglieder der exekutiven Parteiführung sowie über Programm-, Satzungs-, 

Beitrags-, Schiedsgerichtsordnung und ggf. über eine Verschmelzung mit anderen Parteien 

ab.399 Die paritätische Ämterbesetzung gilt bei den Grünen seit ihrer Gründung für alle 

Parteiämter und Kandidatenlisten.400 Der Länderrat ist das oberste Beschlussfassungsorgan 

zwischen den Bundesdelegiertenkonferenzen und hat 1991 den Bundeshauptausschuss in 

seiner Funktion als kleiner Parteitag abgelöst.401 Er vereint Delegierte der Bundes- und 

Landesebene sowie zwei Delegierte des Europaparlaments und tagt – in der Regel öffentlich – 

zweimal jährlich, wobei die Amtszeit zwei Jahre umfasst.402  

Das auf der BDK gewählte Exekutivorgan der Grünen ist der Bundesvorstand. Er bestand bei 

der Parteigründung aus 17 Mitgliedern, wurde 1983 auf elf, 1991 auf neun und 1998 auf fünf 

reduziert und ist seit dem Jahr 2000 – mit dem Argument der Auslastung – um einen 

Mitarbeiter erhöht wurden, ergo sechsköpfig.403 Geführt wurde er zunächst von drei 

                                                 
394 Bündnis 90/Die Grünen; Bundesverband (09.02.2014): grüne@work: Grüne Regeln, a.a.O., S. 39. 
395 Ebd. 
396 Ebd.  
397 Vgl. Ebd.: S. 41.  
398 Vgl. Bündnis 90/Die Grünen; N.N. (22.09.2009): Beschlüsse der Bundesdelegiertenkonferenz, 
http://www.gruene.de/ueber-uns/beschluesse-der-bundesdelegiertenkonferenz.html 
399 Vgl. Bündnis 90/Die Grünen; Bundesverband (09.02.2014): grüne@work: Grüne Regeln, a.a.O., S. 41.  
400 Vgl. Bukow, Sebastian; Poguntke, Thomas: Innerparteiliche Organisation und Willensbildung, a.a.O., S. 182.  
401 Vgl. Probst, Lothar: Bündnis 90/Die Grünen, 2013, a.a.O, S. 519.  
402 Vgl. Bündnis 90/Die Grünen; Bundesverband (09.02.2014): grüne@work: Grüne Regeln, a.a.O., S. 45-46.  
403 Vgl. Katz, Richard S.; Mair, Peter: Party Organizations, a.a.O., S. 360 und Frankland, E. Gene: The Evolution 
of the Greens in Germany: From Amateurism to Professionalism, in: Green Parties in Transition. The End of 
Grassroots Democracy? Farnham: Ashgate 2008, S. 27-33.  
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Parteisprechern, ab 1991 von zwei gleichberechtigten Vorsitzenden.404 Funktional vertritt er 

die Partei nach innen und außen und wird seit der Parteigründung für zwei Jahre gewählt.405 

Beraten wird er von dem 1998 implementierten 16-köpfigen Parteirat, der – wie sein Name 

suggeriert – dem Vorstand beratend zur Seite steht und ebenfalls für zwei Jahre gewählt 

wird.406 Neben dem Bundesschiedsgericht, das bei Auseinandersetzungen zwischen dem 

Bundesverband und den Gebietsverbänden vermittelt, stellen der Bundesfrauenrat und der 

Bundesfinanzrat weitere Koordinationsgremien auf Bundesebene dar.407 Sinnbild des 

innerparteilich stark partizipativen Anspruchs sind die über 20 Bundesarbeitsgemeinschaften, 

deren Mitglieder von den Landesverbänden entsandt werden, um sich mit Policy-Fragen 

auseinanderzusetzen und jene weiterzuentwickeln.408 Die Bundesarbeitsgemeinschaften 

werden gleich dem Parteirat vom Bundesvorstand beratend konsultiert.409 Alle Parteigremien 

blieben mit der Einführung des Parteirates im Jahr 1998 in ihrer grundlegenden Form 

gewahrt.  

Zwar wurde eine große Strukturreform seit 1985 immer wieder diskutiert410, blieb wohl aber 

vor allem wegen der für Satzungsänderungen benötigten zwei Drittel Mehrheit aus.411 Wie 

langwierig vor diesem Hintergrund organisatorische Änderungsvorschläge bis zu ihrer 

statutarischen Implementierung benötigen, zeigt die Debatte über die Aufhebung der 

Unvereinbarkeit von Amt und Mandat auf Bundesebene. Seit Beginn der 1990er Jahre sorgte 

jene Forderung, die vor allem von Joschka Fischer vorangetrieben wurde, auf den 

Bundesdelegiertenkonferenzen für Gesprächsstoff.412 Sie wurde erst im Jahr 2003 auf einer 

Urabstimmung teilweise umgesetzt.413 Die Urabstimmungen gehören zu den 

basisdemokratischen Satzungsbestandteilen der Grünen und können zu allen politischen 

Fragen, insbesondere bei Programm- und Satzungsdebatten, von fünf Prozent der Mitglieder, 

einem Zehntel der Kreisverbände, von drei Landesverbänden, dem Länderrat, der 

                                                 
404 Vgl. Richter, Saskia: Führung ohne Macht? Die Sprecher und Vorsitzenden der Grünen, in: Die 
Parteivorsitzenden der Bundesrepublik Deutschland 1949-2005, S. 188. 
405 Vgl. Bündnis 90/Die Grünen; Bundesverband (09.02.2014): grüne@work: Grüne Regeln, a.a.O., S. 48.  
406 Vgl. Ebd.: S. 50. 
407 Vgl. Bündnis 90/Die Grünen; Bundesverband (09.02.2014): grüne@work: Grüne Regeln, a.a.O., S. 39. 
408 Vgl. Bündnis 90/Die Grünen; N.N. (09.03.2009): Bundesarbeitsgemeinschaften, http://www.gruene.de/ueber-
uns/bundesarbeitsgemeinschaften.html 
409 Vgl. Bündnis 90/Die Grünen; N.N. (17.11.2012): Statut der Bundesarbeitsgemeinschaften, 
https://www.gruene.de/fileadmin/user_upload/Beschluesse/Satzung-BAG-Statut-neu-Beschluss-BDK-11-
2012.pdf, S. 1, § 2. 
410 Vgl. Raschke, Joachim: Die Zukunft der Grünen. So kann man nicht regieren, Frankfurt am Main: Campus 
Verlag 2011, S. 321.  
411 Vgl. Bündnis 90/Die Grünen; Bundesverband (09.02.2014): grüne@work: Grüne Regeln, a.a.O.,  S. 59.  
412 Vgl. Raschke, Joachim: Die Zukunft der Grünen. So kann man nicht regieren, Frankfurt am Main: Campus 
Verlag 2011, S. 322. 
413 Vgl. Probst, Lothar: Bündnis 90/Die Grünen, 2013, a.a.O, S. 522.  
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Bundesversammlung oder dem Frauenrat anberaumt werden.414 Bei der Urabstimmung im 

Jahr 2003 bejahten fast 67 Prozent der Mitglieder, dass zwei der sechs Vorstandsmitglieder 

ein Abgeordnetenmandat innehaben dürfen.415 Den Vorstandsmitgliedern ist jedoch bis heute 

die gleichzeitige Funktionswahrnehmung als Fraktionsvorsitzender, Minister, bzw. EU-

Kommissar untersagt.416  

Die personelle Verknappung des Bundesvorstands und die Lockerung des Trennungsgebots 

können als politische Teilprofessionalisierungen in Richtung eines strategischen 

Machtzentrums bewertet werden. Trotz dessen herrscht eine autoritäre Grundskepsis in der 

Partei vor. Diese spiegelt sich neben den bestehenden Regelungen zum Trennungsgebot in der 

bis dato gängigen Praxis einer gleichberechtigten Doppelspitze der Partei- sowie der 

Fraktionsführung und den kurzen – weniger als eine Legislaturperiode umfassenden – 

Amtszeiten der einzelnen Bundesgremien wider.  

Wie die politische Organisation der Bündnisgrünen sind die Organisationsprinzipien der 

französischen Grünen im letzten Jahrzehnt relativ konstant geblieben, obwohl im Rahmen 

ihrer Neugründung 2010 zur EELV ein neues Statut verabschiedet wurde.417 In diesem laufen 

einzelne Gremien unter neuem Namen, blieben aber funktional meist äquivalent, weshalb der 

Politikwissenschaftler Simon Persico zu Recht deklariert: „L’organisation du parti [EELV; 

A.P.] est assez similaire à celle des Verts.“418 Wie der organisatorische Aufbau der 

Bündnisgrünen ist die Organisationsstruktur der französischen Grünen dezentral gegliedert, 

wobei den lokalen und regionalen Zusammenschlüssen finanzielle, personelle und 

organisatorische Autonomie zusteht.419 Die Regionalverbände wählen 120 der insgesamt 150 

Mitglieder des Conseil Fédéral (CF), der als oberstes Beschlussfassungsorgan das Parlament 

der EELV darstellt420 und den 120-köpfigen Conseil National Inter-Regional von Les Verts 

ersetzt.421 Funktional kann der CF mit der BDK der Bündnisgrünen verglichen werden: Die 

Delegierten werden nach paritätischem Grundprinzip ausgewählt und stimmen über 

(Änderungs-)Anträge zu allen politisch relevanten Fragen ab.422 Zahlenmäßig ist das 

                                                 
414 Vgl. Bündnis 90/Die Grünen; Bundesverband (09.02.2014): Grüne@work: Grüne Regeln, a.a.O., S. 59-60.  
415 Vgl. Bündnis 90/Die Grünen; N.N. (11.03.2009): 2003-2005,  http://www.gruene.de/ueber-uns/2003-
2005.html 
416 Vgl. Bündnis 90/Die Grünen; Bundesverband (09.02.2014): grüne@work: Grüne Regeln, a.a.O.,  S. 49.  
417 Vgl. EELV; N.N. (27.04.2012): Statuts d’Europe Ecologie Les Verts, http://ri.eelv.fr/statuts-eelv-novembre-
2010/ 
418 Persico, Simon: Europe Ecologie Les Verts, a.a.O., S. 95.  
419 Vgl. EELV; Association fédérale (November 2014): Règlement intérieur,  
https://eelv.fr/wp-content/uploads/2011/11/RI_EELV_V11_Nov14.pdf , S. 14-16.  
420 Vgl. EELV; Association fédérale (November 2014): Satuts, a.a.O., S. 16.  
421 Vgl. Serne, Pierre: Der Verts à EELV, a.a.O., S. 99.  
422 Vgl. EELV; Association fédérale (November 2014): Règlement intérieur, a.a.O., S. 41-45.  
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Gremium kleiner, trifft sich jedoch häufiger (alle drei Monate)423 und die designierten 

Vertreter repräsentieren – aufgrund der geringeren Parteimitgliedschaft der EELV – eine etwa 

gleich hohe Anzahl aller Mitglieder. Ein dem CF zwischengeschaltetes 

Beschlussfassungsorgan wie der Länderrat bei den Bündnisgrünen existiert nicht, was mit der 

häufigeren Zusammenkunft des CF erklärt werden kann.   

Das Exekutivorgan der EELV bildet das Bureau Exécutif (BE), dem zwischen 11 und 15 

Mitglieder angehören424 (bei Les Verts fungierte das Gremium unter dem Namen Collège 

Exécutif mit 10 bis 20 Mitgliedern425). Obwohl doppelt zahlreich wie der grüne 

Bundesvorstand steht an der Spitze des BE nur ein Parteivorsitzender (secrétaire 

nationale).426 Die Doppelspitze ist demnach kein Organisationsbestandteil der französischen 

Grünen. Das Machtpotenzial des grünen Nationalsekretärs wird insofern begrenzt, als der 

Amtsinhaber wie die beiden Parteisprecher kein zusätzliches parlamentarisches oder lokales 

Amt übernehmen darf.427 Es gilt die strikte Trennung von Amt und Mandat, was zeigt, dass 

die französischen Grünen verstärkt auf formelle Verflechtungsminima insistieren. Dieser 

Anspruch kommt besonders deutlich in der internen Geschäftsordnung (Règlement intérieur) 

der EELV zum Ausdruck, in der eine Punktetabelle zu finden ist, mittels derer weitläufigen – 

in Frankreich häufig praktizierten – Ämterkumulationen (cumul des mandats) entgegenwirkt 

wird. Danach wird jedes Amt/Mandat gemäß seiner jeweiligen Repräsentationsstufe mit einer 

Punktzahl von eins bis sechs versehen, wobei die Gesamtpunktzahl eines Parteimitglieds nicht 

über zehn betragen darf.428 Darüber hinaus wird versucht, dauerhafte Amtsausübungen (cumul 

dans le temps) zu erschweren, indem z.B. alle Parlamentarier ab ihrem dritten Mandat in der 

Punktetabelle automatisch um einen Punkt hochgestuft werden und somit schneller dazu 

genötigt sind, ein zusätzliches Amt aufzugeben.429 Diese Regelungen verdeutlichen – stärker 

noch als bei den Bündnisgrünen – die extreme Abwehrhaltung der EELV gegenüber jeder Art 

von hierarchischer Steuerung.  

Für den Implementierungsanspruch eines durchlässigen Machtverteilungssystems spricht auch 

die erstmals im EELV-Statut verankerte Agora Nationale. Dieses Gremium besteht aus den 

Mitgliedern des CF und 150 Mitwirkenden, die nicht Mitglied der EELV sind und jährlich 

                                                 
423 Vgl. EELV; Association fédérale (November 2014): Satuts, a.a.O., S. 18. 
424 Vgl. Ebd.: S. 19.  
425 Vgl. Villalba, Bruno: The French Greens: Changes in Activist Culture and Practices in a constraining 
Environment, in: Green Parties in Transition, hg. von E. Gene Frankland, Farnham: Ashgate 2008, S. 44.  
426 Vgl. EELV; Association fédérale (November 2014): Satuts, a.a.O., S. 19.  
427 Persico, Simon: Europe Ecologie Les Verts, a.a.O., S. 95.  
428 Vgl. EELV; Association fédérale (November 2014): Règlement intérieur, a.a.O., S. 82.  
429 Vgl. Ebd.: S. 83. 
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über inhaltliche und strategische Parteiinnovationen diskutieren.430 Jenes beratende Organ 

kann mit den Arbeitsgemeinschaften der Bündnisgrünen verglichen werden, denen auch 

Nicht-Mitglieder angehören können.431 Anders als die Regelungsorgane zur Frauenpolitik 

(Observatoire de la parité) und zur finanziellen Beratung (Commissaires financières)432, die 

auch bei den Bündnisgrünen Teil der Organisationsstruktur sind, stellt der zwölfköpfige 

Conseil statuaire eine Besonderheit der EELV dar.433 Dessen Hauptaufgabe besteht darin, 

über die Einhaltung des Parteistatuts zu wachen.434 Was hinsichtlich der paritätischen 

Einhaltung der einzelnen Gremien umsetzbar erscheint, lässt sich bezüglich der umfassenden 

Kontrolle „des règlements intérieurs nationaux et régionaux“435 doch anzweifeln. Diese 

Zielsetzung scheint aufgrund der Fragmentierung der Bundesgremien und der dezentralen 

Ausrichtung mit dem weitgehenden Autonomiestatus der Regionalverbände kaum 

realisierbar. Vielleicht ist dies mithin ein Grund, dass ein solches Regelungsorgan in der 

Satzung der Bündnisgrünen keinen Eingang fand.  

Davon abgesehen ist ersichtlich, dass die formellen Organisationsstrukturen beider Parteien 

viele Gemeinsamkeiten aufweisen. Die Basisgruppen und Regionalverbände der deutschen 

und französischen Grünen fungieren aufgrund ihrer weitgehenden Autonomieregelungen 

weniger als Ableger des Bundesverbandes, sondern vielmehr der Bundesverband als deren 

Föderation. Dieses bottem-up-Prinzip gepaart mit stark partizipativ ausgerichteten Gremien 

wie den Arbeitsgemeinschaften und der Agora Nationale führen dazu, dass organisatorisch 

vieles möglich, wohl aber nicht alles durchschaubar ist. Unterstützt wird diese strukturelle 

Unübersichtlichkeit von der – in den Statuten zum Ausdruck kommenden – Skepsis 

gegenüber numerischer und zeitlicher Ämterkumulation. Deren strikte Begrenzung zielt auf 

eine personelle Vielfalt ab, die gemäß dem antiautoritären Anspruch der grünen Parteien als 

normatives Resultat ihres Ordnungsprinzips fungiert. Doch birgt sie die Gefahr in sich, dass 

die Parteien auf Probleme nicht schnell und verbindlich reagieren können, was informelle 

Praxen auf den Plan ruft, die jenen Kontrollregelungen entgegenwirken.  

 

 

 

 

                                                 
430 Vgl. Ebd.: S. 8. 
431 Vgl. Bündnis 90/Die Grünen; N.N. (17.11.2012): Statut der Bundesarbeitsgemeinschaften, a.a.O., S. 2. 
432 Vgl. EELV; Association fédérale (November 2014): Satuts, a.a.O., S. 22.  
433 Vgl. Ebd.: S. 20.  
434 Vgl. Ebd.  
435 Ebd.  
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6.2 Flügelbildung und Ämterbesetzung 
 

Der eingängig in Kapitel 2 beschriebene historische Abriss der grünen Parteien in 

Deutschland und Frankreich hat gezeigt, dass sie ein Konglomerat vieler verschiedener 

Mitgliederinteressen bilden, die vor allem durch die ökologische Klammer geeint werden. Die 

im letzten Kapitel erfolgte Darstellung der relativ verstetigten Organigramme beider Parteien 

demonstrieren, dass jene Heterogenität durch dezentrale, paritätische, antiautoritäre und 

partizipativ ausgerichtete Strukturelemente befördert wird. Nun müssen Parteien thematische 

und personelle Entscheidungen treffen, die gemäß dem Heterogenitätsanspruch der grünen 

Parteien nur schwer realisierbar erscheinen.  

Ein wichtiges Hilfsinstrument zur beschleunigten Entscheidungsfindung stellen in diesem 

Rahmen die innerparteilichen Flügel dar, da sie als „Vorsortiermechanismen […] thematische 

und personelle Durchsetzungschancen […] erhöhen“436. Ein Parteimitglied, welches in einem 

Flügel organisiert ist, hat laut dem parlamentarischen Sprecher der grünen Landtagsfraktion 

Baden-Württemberg Till Westermayer demnach:  

deutlich größere Chancen, sein oder ihr Thema oder sich selbst auf einem Parteitag 
durchzusetzen – weil es einen größeren Block von Stimmen gibt, der auf das Thema oder die 
Person vereint wird, weil es möglicherweise flügelübergreifende Absprachen gibt, und weil 
»flügelinterne« Konkurrenzen im Vorfeld entschieden werden.437 

  
Folglich hat Grünenexperte Raschke Recht, wenn er anmerkt, dass die Parteiflügel bei den 

Bündnisgrünen eine „Ersatzstrukturierung für die realitätsuntaugliche Basisdemokratie“438 

schaffen. Der parteiinterne Strömungskonflikt ist seit ihrer Gründung bipolar ausgerichtet und 

setzt sich – wie in Kapitel 2 erläutert – zwischen einem eher linken, stärker öko-libertären 

Lager (Fundis) und einem eher realpolitischen, bürgerlichen Lager (Realos) fest. Ein dritter 

Strömungskern, beispielsweise das Zentrum, hat sich nicht als eigenständiger Akteur 

behaupten können. Die Aufbrauchgruppe um Antje Vollmer und Ralf Fücks, die sich als 

mittlere Position zwischen den Strömungen verstand, scheiterte 1990.439 Mit dem Austritt 

linker Hardliner in den Jahren 1990/91 um Jutta Ditfurth wurde die ideologische Distanz zu 

den Realos geschwächt, dennoch konnte der linke Flügel innerhalb der Partei bestehen. Beide 

Faktionen schlossen in den 1990er Jahren eine Art „Burgfrieden“440, der de facto bis heute 

anhält. Die strömungspolitische Annäherung wird durch die formalen Strukturregelungen, 

nach denen Partei- und Fraktion mit einer Doppelspitze besetzt werden, befördert. So werden 
                                                 
436 Carta; Westermayer, Till (30.09.2013): Zwei Flügel auf der immerwährenden suche nach der Mitte, 
www.carta.info/64923/zwei-flugel-auf-der-immerwahrenden-suche-nach-der-mitte/ 
437 Ebd.  
438 Vgl. Raschke, Joachim: Die Zukunft der Grünen, a.a.O., S. 335.  
439 Vgl. Ebd.: S. 337.  
440 Ebd.  
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die Spitzenämter nach internem Verständnis zumeist von einem Mitglied aus dem Realo- und 

einem Mitglied aus dem Fundi-Flügel vergeben.  

Dabei wird auch auf die geschlechterparitätische Verteilung geachtet, weshalb 

Parteiführungen unter Realo Fritz Kuhn und Fundi Claudia Roth (2001-2002), Realo 

Reinhard Bütikofer und Fundi Angelika Beer (2002-2004), Reinhard Bütikofer und Claudia 

Roth (2004-2008), Realo Cem Özdemir und Claudia Roth (2008-2013) sowie aktuell Cem 

Ödemir und Fundi Simone Peter das parteiinterne Schisma genauso abfedern wie die 

doppelspitzige Fraktionsführung.441 Selbst der von Radikalökologin Ditfurth als Karrierist 

betitelte Joschka Fischer442 konnte nicht ohne linken Gegenspieler agieren und teilte sich 1994 

bis 1998 die Fraktionsspitze mit Fundi-Repräsentantin Kerstin Müller. Sie führte die Fraktion 

auch mit Realo Rezzo Schlauch (1998-2002), gefolgt von zwei Realo-Spitzen unter Katrin 

Göring-Eckardt und Krista Sager (2002-2005) sowie unter Fritz Kuhn und Renate Künast 

(2005-2009). Ab dato verschrieben sich die Grünen wieder dem grünen Proporzdenken und 

wählten gemäß dem informellen links-rechts Dogma Reala Renate Künast und Fundi Jürgen 

Trittin (2009-2013) und zuletzt Reala Katrin Göring-Eckardt und Fundi Anton Hofreiter zur 

Fraktionsspitze.443 Der informelle Rekrutierungsschlüssel wurde zuletzt auch bei der Auswahl 

der Spitzenkandidaten zur Bundestagswahl befolgt. Richtete man die Wahlkämpfe 2002 und 

2005 explizit auf Joschka Fischer aus, übernahmen 2009 mit Renate Künast und Jürgen 

Trittin sowie 2013 mit Katrin Göring-Eckardt und Jürgen Trittin ein strömungsparitätisches 

Duo die Rolle der Spitzenkandidaten.444 Vor allem Göring-Eckardt und Trittin, so Lothar 

Probst, „harmonierten […] besser als erwartet und stimmten die Wahlkampfstrategie 

aufeinander ab“445.  

Das diese Harmonie bei den grünen Doppelspitzen nicht selbstverständlich ist und immer die 

Gefahr des Zwistes droht, zeigt z.B. die Ende 2014 entbrannte Debatte zwischen der aktuellen 

Vorstandsspitze Özdemir und Peter in der Frage, ob man Waffenlieferungen an die 

kurdischen Peschmerga-Kämpfer im Nordirak befürworten solle.446 Allerdings lassen sich 

jene Querelen – wenn sie medial kommuniziert werden – oft mit Verweisen wie: „Dass es in 

                                                 
441 Vgl. Deutscher Bundestag; Feldkamp, Michael F. et al. (27.11.2013): Datenhandbuch zur Geschichte des 
Deutschen Bundestages. Partei- und Fraktionsvorsitzende, Kapitel 5.7, 
http://www.bundestag.de/blob/196158/356170a7e22be641b1d18c09d867e11d/kapitel_05_07_partei-
_und_fraktionsvorsitzende-data.pdf, S. 1.  
442 Vgl. Neue Revue; Ditfurth, Jutta (14.10.1999): Zahltag, Junker Joschka!, 
http://phuu.tripod.com/politik/gruene/neuerevue9942.htm 
443 Vgl. Bundestag; Feldkamp, Michael F. et al. (27.11.2013):Datenhandbuch zur Geschichte des Deutschen 
Bundestags, a.a.O., S. 1. 
444 Vgl. Probst, Lothar: Bündnis 90/Die Grünen: Absturz nach dem Höhenflug, a.a.O., S. 137.  
445 Ebd.: S. 138-139.  
446 Vgl. taz; Geisler, Astrid (20.11.2014): Zoff um Grünenchefs Peter und Özdemir. Duo mit Nervfaktor, 
http://www.taz.de/!149729/ 
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einer Doppelspitze auch mal verschiedene Akzente gibt, ist doch ganz normal“447 und man 

werde in Zukunft „lieber einmal mehr zum Telefonhörer greifen“448 abfedern. Der 

Burgfrieden wird gewahrt und die bipolare Strömungskultur – dies zeigt die bestehende 

Praxis des informellen Rekrutierungsschlüssels der Führungsspitzen – nicht in Frage gestellt. 

Nach wie vor gilt Raschkes im Jahr 2001 formulierter Leitspruch: „Wer bei den Grünen etwas 

werden will, muß [sic!] zu den Strömungen gehen. Er wird nie etwas allein durch die 

Strömung, aber ohne sie wird er auch nichts.“449 Das die bipolare Strömungskultur 

machtpolitisch ein Plus der Grünen darstellt, darin scheinen sich externe und interne Stimmen 

einig: Nach Meinung der taz lässt die Flügeldualität die Grünen „prinzipienfest“450 

erscheinen. Für Claudia Roth leistet die Doppelspitze „einen wichtigen Beitrag zur 

Geschlossenheit“451. 

Ähnlich wie bei Bündnis 90/Die Grünen spielen die innerparteilichen Strömungen bei den 

französischen Grünen eine große Rolle für ihre organisatorische Praxis und der parteiinternen 

Ämtervergabe. Ihre unstetige Entwicklung und damit auch ihre Wirkkraft sind indes different. 

In den Gründungsjahren von Les Verts hatte sich eine koalitionsablehnende Hauptströmung 

um Antoine Waechter herausgebildet, die sich mit Beginn der 1990er Jahre einer zunehmend 

stärkeren linksgerichteten Parteiströmung unter Dominique Voynet gegenübersah.452 Die 

Voynetisten setzten auf die koalitionäre Annäherung der Grünen an die linken Parteien und 

trugen zum 1998 formierten Regierungsbündnis Gauche plurielle453 bei. Mit dem grünen 

Regierungseintritt war nicht nur das Konzept des ni-ni um Antoine Waechter gescheitert, 

sondern auch die bipolare Strömungskultur. Verkörpert von Voynet wurde fortan eine 

linksorientierte Leitrichtung vorgegeben, der bei weitem nicht alle Mitglieder zustimmten. 

Waechter trat aus der Partei aus und mit ihm zahlreiche andere Parteimitglieder. Dies 

veranschaulicht die Mitgliederstatistik der Partei, die Mitte der 1990er Jahre einen großen 

Einbruch verzeichnet, wobei die Zahl der adhérents unter die 5000-Marke sank.454  

Bei den in der Partei verbliebenen Gegnern des Voynet-Kurses handelte es sich nur noch um 

eine Minorität („une minorité au sein des Verts“455), die zudem in sich heterogen 

                                                 
447 Zeit Online; dpa, AFP (21.11.2014): Peter nennt Differenzen mit Özdemir Kommunikationsfehler, 
http://www.zeit.de/politik/deutschland/2014-11/gruene-simone-peter-cem-oezdemir-parteitag-hamburg 
448 Ebd.  
449 Vgl. Raschke, Joachim: Die Zukunft der Grünen, a.a.O., S. 361. 
450 taz; Lohre, Matthias (21.05.2011): Links oder Realo?, http://www.taz.de/!71111/ 
451 Ebd. 
452 Vgl. Serne, Pierre: Des Verts à EELV, a.a.O., S. 57.  
453 Erläuterungen zur Gauche plurielle siehe Kapitel 2 dieser Arbeit.  
454 Vgl. Persico, Simon: Europe Ecologie Les Verts, a.a.O., S. 96. 
455 Serne, Pierre: Des Verts à EELV, a.a.O., S. 61. 
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(„hétéroclite“456) war. Voynet konnte zahlreiche namenhafte Unterstützer für ihren Kurs 

gewinnen, darunter vor allem Jean-Luc Bennahmias, Denis Baupin, Yves Cochet457 und Alain 

Lipietz458. Selbst der medienwirksame Einzelgänger Daniel Cohn-Bendit, der sich laut 

eigener Aussage nie einer parteiinternen Strömung zurechnen würde („Je ne serai jamais 

membre d’un courant quel qu’il soit“459), unterstützte Voynet, indem er verlautbarte: „Ça se 

passe bien, Dominique et moi, […] nous parlons de la nécessité de prendre des initiatives 

ensemble.“460  

Die Voynetisten galten fortan als Hauptströmung der Partei und konnten die wichtigsten 

Spitzenämter für sich einnehmen. Voynet selbst wurde 1998 Umweltministerin und trat 2001 

– weil sie zur Nationalsekretärin gewählt wurde – von ihrem Regierungsposten zurück, der 

von voynétiste Yves Cochet übernommen wurde.461 Bevor Voynet das Amt des 

Nationalsekretärs übernahm, hatte es Jean-Luc Bennahmias inne.462 Denis Baupin fungierte 

von 1998 bis 2002 als einer der Parteisprecher im BE.463 Als Voynet im Jahr 2002 offen für 

ihren Parteifreund Alain Lipietz als Präsidentschaftskandidat warb, regte sich parteiintern 

heftiger Widerstand gegen den „clan“464 der Voynetisten und ihre Ämterbesetzung. Der 

parteiinterne Protest war groß und die von Lipietz knapp gewonnenen Vorwahlen stark unter 

Manipulationsverdacht465, weshalb ein Umlenken in der zunehmenden Hierarchisierung der 

Voynet-Strömung erfolgte. Sie verband sich mit der realistischen Gegenströmung um Noël 

Mamère (Maméristes), welcher in einem erneuten Mitgliederplebiszit mit 81,6 Prozent im 

Oktober 2001 post festum anstelle von Lipietz zum Präsidentschaftskandidaten gekürt 

wurde.466  

Die parteiinterne Allianz maméro-voynétiste setzte sich nach der Regierungsablösung und 

Auflösung der Gauche Plurielle im Jahr 2002 sowie Mamères Achtungserfolg bei den 

                                                 
456 Libération; Schneider, Vanessa (22.03.1997): L’accord Verts-PS soumis à la base écolo. Dominique Voynet 
espère obtenir l’aval de la majorité des militants de son parti, http://www.liberation.fr/france/1997/03/22/l-
accord-verts-ps-soumis-a-la-base-ecolo-dominique-voynet-espere-obtenir-l-aval-de-la-majorite-des-m_199183 
457 Vgl. Ebd.  
458 Vgl. l’Humanité; Sahuc, Stéphane (22.06.2001): Chez les écologistes: turbulences annoncés, 
http://www.humanite.fr/node/248244 
459 Libération; Quinio, Paul (05.11.1999): Voynet se dot d’un courant continu. Ses amis s’organisent. Les autres 
craignent le «verrouillage», http://www.liberation.fr/politiques/1999/11/05/voynet-se-dote-d-un-courant-continu-
ses-amis-s-organisent-les-autres-craignent-le-verrouillage_289831 
460 Ebd.  
461 Vgl. Serne, Pierre: Des Verts à EELV, a.a.O., S. 64. 
462 Ebd. 
463 Vgl. Denis Baupin: Portrait de Denis Baupin, http://denisbaupin.fr/portrait/ 
464 Libération; Quinio, Paul (05.11.1999): Voynet se dot d’un courant continu, a.a.O.  
465 Vgl. CIDSP (Centre d`Informatisation des Données Socio-Politiques); Bozonnet, Jean-Paul (2002): Les Verts 
aux présidentielles et législatives 2002: Échec et résistance, https://hal.archives-ouvertes.fr/halshs-
00162982/document, S. 11. 
466 Vgl. Vgl. CIDSP (Centre d`Informatisation des Données Socio-Politiques); Bozonnet, Jean-Paul (2002): Les 
Verts aux présidentielles et législatives 2002, a.a.O., S. 12. 
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Präsidentschaftswahlen (5,3 Prozent) für ein erneutes Wahlbündnis mit der PS im Jahr 2007 

ein. Doch bereits im Sommer 2004 waren die Vorstellungen über das Verhältnis zur PS 

zwischen dem gegenüber zunehmend kritischen Mamère- und stark befürwortenden Voynet-

Flügels derart gespalten, dass sich die Allianz noch vor den Präsidentschafts- und 

Legislativwahlen 2007 entzweite.467 Bei den grünen Vorwahlen zur Ernennung des 

Präsidentschaftskandidaten konnte sich Voynet im zweiten Wahlgang durchsetzen, fuhr aber 

mit 1,57 Prozent bei den Wahlen eine herbe Niederlage ein, die auch parteiintern auf Kritik 

stieß und zum Austritt namhafter Mitglieder, darunter Bennahmias, führte.468 Nach der 

Wahlzensur Voynets und den mageren Ergebnissen bei den Legislativwahlen, bei denen 

aufgrund der gescheiterten Wahlallianz mit der PS meist keine gemeinsamen Kandidaten 

aufgestellt wurden und somit nur vier grüne Abgeordnete (darunter Noël Mamère) in die 

Assemblée Nationale einzogen469, wäre der Zeitpunkt einer strategischen Neuausrichtung von 

Les Verts günstig gewesen. Der einstige Voynetist Yves Cochet ging soweit, dass er eine 

Auflösung der Partei vorschlug, um sie auf ein neues Fundament zu stellen.470  

Was jedoch folgte, war eine Hierarchisierung der parteiinternen Führungsspitze um Cécile 

Duflot, die 2007 Voynets Präsidentschaftskampagne unterstützte471 und sie nach deren 

Wahlniederlage de facto als Führungsfigur der Partei beerbte. Duflot war von 2006 bis 2010 

Nationalsekretärin von Les Verts und führte den höchsten Parteiposten bis 2012 auch in der 

EELV aus, bevor sie als Ministerin für Wohnungsbau in die Regierung mit der PS 

wechselte.472 In ihrer Zeit als Nationalsekretärin verstand sie es, einen engen Unterstützerkreis 

um sich aufzubauen. Zu diesem gehörten vor allem ihr ehemaliger Lebensgefährte Jean-

Vincent Placé, der von 2006 bis 2008 stellvertretender Nationalsekretär von Les Verts war 

und aktuell als Senatsvorsitzender der EELV fungiert, Emmanuelle Cosse, die aktuelle 

Nationalsekretärin der EELV und deren Lebensgefährte und ehemaliger Voynetist Denis 

Baupin, aktueller Vizepräsident der Assemblée Nationale.473  

                                                 
467 Vgl. Libération; Auffray, Alain (05.07.2004): Mamère entérine le divorce avec Voynet, 
http://www.liberation.fr/politiques/2004/07/05/mamere-enterine-le-divorce-avec-voynet_485287 
468 Vgl. Serne, Pierre: Des Verts à EELV, a.a.O., S. 81. 
469 Vgl. Ebd.  
470 Vgl. Ebd.: S. 82.   
471 Vgl. Le Figaro; figaro.fr avec AFP (17.12.2006): Cécile Duflot, nouveau visage des Verts, 
http://www.lefigaro.fr/politique/2006/12/17/01002-20061217ARTWWW90011-
cecile_duflot_nouvelle_secretaire_nationale_des_verts.php 
472 Vgl. Politique.net; Demonchy, Anne-Sophie (27.09.2012): Cécile Duflot, portrait d’une ministre du 
Logement…qui ne démissionera pas, http://www.politique.net/2012092701-portrait-cecile-duflot.htm 
473 Vgl. Emerydolige; Dolige, Emery (13.10.2013): Avec l’arrivé de Emmanuelle Cosse à sa tête, EELV-Les 
Verts prépare son "Shoutdown"  à la française, http://emerydolige.fr/2013/10/emmanuelle-cosse-cecile-duflot-
denis-baupin-jean-vincent-place  
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Unter Duflot bildete sich keine strömungsübergreifende Allianz heraus, was der 

innerparteilichen Geschlossenheit entgegenwirkte. Zudem versäumte es die parteiinterne 

Opposition, gegen die zunehmende Hierarchisierung unter Duflot gemeinschaftlich mobil zu 

machen. Hauptkritiker von Voynets Regierungskurs wie Noël Mamère oder Daniel Cohn-

Bendit waren zunehmend isoliert, bildeten lediglich kleinere Einheiten und keinen veritablen 

Gegenpol zum Duflot-Flügel.474 Mit ihrer medialen Fundamentalkritik befeuerten sie die 

internen Querelen und schadeten dadurch dem öffentlichen Ansehen der Partei. Noël Mamère 

bezeichnete den Duflot-Flügel als parteiinterne Firma der EELV („la firme“475), die nur noch 

als Clan fungiere und mit der Partei, für die er 2002 Präsidentschaftskandidat war, nichts 

mehr gemein habe („je ne reconnais pas le parti que j’ai représenté à la présidentielle de 

2002“476) und Daniel Cohn-Bendit bemängelte das Fehlen einer parteiinternen Kooperative, 

indem er auf die hierarchische und autoritäre Struktur der EELV abhob: „Il y a un problème. 

C’est nous tous, le problème. On est un parti hiérarchique, autoritaire.“477  

Dass Duflots koalitionärer Richtungskurs mit der PS (Pour un cap écologiste) trotz der 

parteiinternen Kritikwelle in einem Mitgliedervotum im Dezember 2013 den meisten 

Zuspruch bekam (38 Prozent)478, ist wohl nicht zuletzt der Tatsache geschuldet, dass es keine 

parteiinterne Alternative “auf Augenhöhe“ gab. Daniel Cohn-Bendit verließ die Partei Ende 

2012479, Mamère folgte ihm im September 2013480. Der in der Partei verbleibende 

Hauptkritiker des Duflot-Flügels, Yves Cochet, dem sich auch Lipietz angeschlossen hatte, 

wurde mit seinem oppositionellen, regierungskritischen Richtungsantrag (La motion 

participative) mit über 20 Prozent nur zweitstärkste Strömungskraft.481 Die Tatsache, dass 

                                                 
474 Vgl. Le Figaro; Zennou, Albert (25.09.2013): Noël Mamère « seul » contre la « firme » EELV, 
http://www.lefigaro.fr/politique/2013/09/25/01002-20130925ARTFIG00084-noel-mamere-seul-contre-la-firme-
eelv.php 
475 Ebd.  
476 Ebd. 
477 Le Parisien; Le parisien.fr (22.06.2012): Les Verts minimisent la charge de Cohn-Bendit contre EELV et 
Duflot,  http://www.leparisien.fr/politique/cohn-bendit-charge-duflot-la-chef-de-clan-et-eelv-22-06-2012-
2060796.php 
478Le Monde; Le Monde.fr und AFP (16.11.2013): Congrès EELV: la motion soutenue par Cécile Duflot en tête, 
http://www.lemonde.fr/politique/article/2013/11/16/congres-eelv-la-motion-soutenue-par-cecile-duflot-en-
tete_3515137_823448.html 
479 Vgl. Le Point; Le Point.fr (07.12.2012): Daniel Cohn-Bendit quitte EELV, 
http://www.lepoint.fr/politique/cohn-bendit-annonce-officiellement-avoir-quitte-eelv-07-12-2012-
1546731_20.php 
480 Vgl. Le Monde; Besse-Desmouilière, Raphaëlle (25.09.2013): Noël Mamère: "J’ai décidé de quitter EELV", 
http://www.lemonde.fr/politique/article/2013/09/25/mamere-je-ne-vois-pas-tres-bien-l-utilite-des-ecologistes-
dans-la-majorite_3483974_823448.html 
481 Vgl. Le Monde; Le Monde.fr und AFP (16.11.2013): Congrès EELV: la motion soutenue par Cécile Duflot 
en tête, a.a.O. 
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fünf weitere Richtungsvorgaben zur Abstimmung standen, zeigt, wie zersplittert die “Duflot-

Opposition“ ist.482 

 So sehr die französischen Grünen im Parteiensystem für sich beanspruchen eine Alternative 

darzustellen, scheinen sie innerparteilich alternativlos zu sein. Es gibt demnach eine – nicht 

mit absoluter Mehrheit – getragene Hauptströmung um Cécile Duflot, deren Mitglieder die 

höchsten Ämter besetzen und eine extrem fragmentierte und weitgehend führungslose 

Strömungs-Opposition. Jene ist derart unkoordiniert, dass selbst nach dem Regierungsaustritt 

der Grünen und dem damit verbundenen Scheitern der PS-treuen Strömungsrichtung um 

Duflot im April 2014 keine strömungsexternen Gegenspieler in den Vordergrund rückten. 

Vielmehr ist eine weitere Teilung innerhalb der Hauptströmung zu beobachten. So versucht 

Duflot nunmehr den Schulterschluss mit der extremen Linken, während der Senatsvorsitzende 

der EELV Jean-Vincent Placé weiterhin mit der PS verhandeln möchte.483 Demnach ist von 

einer Hierarchisierung der französischen Grünen nicht im Sinne der Herausbildung einer 

steuerungsfähigen Führungsspitze zu sprechen, sondern in Gestalt einer parteiinternen 

Alternativlosigkeit, weshalb umstrittene Leitfiguren wie Duflot de facto zur parteiinternen 

Machtübernahme verdammt sind. Dieser Befund kommt in der Aussage des Ex-

Parteimitglieds Mamères zum Tragen, nach der Duflot 2017 wahrscheinlich die 

Präsidentschaftskandidatin der Grünen sein wird. Diese Besetzung begründet er nicht etwa 

mit Duflots Führungsqualitäten, ihrer hohen Motivation oder gar ihrer parteiinternen 

Repräsentativität, sondern mit dem Verweis auf fehlende Wahlmöglichkeiten: „Cecile 

[Duflot; A,P.] sera sans doute candidate, je ne vois pas très bien qui d’autre sort du lot.“484  

 

Resümee III: Analyse der Parteiorganisation 

 

Die strukturelle Binnenanalyse der deutschen und französischen Grünen offenbart einen 

formal gleichgerichteten Machtverteilungsanspruch, der sich zeitübergreifend durch 

dezentrale, stark partizipative, paritätische und antiautoritäre Satzungselemente auszeichnet. 

Die bewusst evozierte organisatorische Fragmentierung wird bei den Bündnisgrünen durch 

eine verfestigt bipolare Strömungskultur abgefedert, deren informelle Praxis des dualen 

Rekrutierungsschlüssels bei der Verteilung von Spitzenämtern, die Steuerungsfähigkeit und 

                                                 
482 Vgl. Serne, Pierre: Des Verts à EELV, a.a.O., S. 113-114.  
483 Vgl. Francesoir; Francesoir.fr (26.11.2014): Les Verts voient rouge. EELV: Jean-Vincent-Placé menace 
Cécile Duflot d’une "scission" si elle s’allie au Parti de gauche, http://www.francesoir.fr/politique-france/eelv-
jean-vincent-place-menace-cecile-duflot-dune-scission-si-elle-sallie-au-parti 
484 Le JDD; leJDD.fr (25.09.2014): Mamère: Duflot sera sans doute candidate, 
http://www.lejdd.fr/Politique/Mamere-Duflot-sera-sans-doute-candidate-689644 
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grundlegende Geschlossenheit der Partei gewährleistet. Es hat sich eine plurale, 

strömungsübergreifende Führungsspitze etabliert, die dem normativ antiautoritären 

Machtverteilungsanspruch der Partei gerecht wird und zeitgleich handlungsfähig ist.  

Die ungleiche Gewichtung der innerparteilichen Strömungen der französischen Grünen hat im 

Zeitverlauf eine hierarchisierte Machtverteilungsstruktur einer Hauptströmung zu Tage 

gefördert, die aufgrund der zersplitterten innerparteilichen Opposition trotz Legitimitätsdefizit 

– da nur von 38 Prozent der Parteimitglieder befürwortet – Bestand hat. Die relative Mehrheit 

und der Mangel an namenhaften Gegenspielern gewährleistet es der Duflot-Strömung die 

Spitzenämter der Partei zu besetzten. Die Führungsspitze unter Cécile Duflot läuft dem 

formalen Organisationsanspruch der Partei zuwider und besitzt aufgrund ihres 

unrepräsentativen Parteistatus und durch die gegenwärtigen Querelen innerhalb der Strömung, 

kaum Handlungslegitimität. Der pluralen Führungsspitze der Bündnisgrünen steht demnach 

eine scheinbar alternativlose Parteiführung der EELV gegenüber. Sie wird von den meisten 

Parteimitgliedern nicht getragen und die zunehmende mediale Kritik verschiedener (zum Teil 

nunmehr ehemaliger) Parteimitglieder fungiert als schlechtes Aushängeschild der EELV. 

Dadurch wird die strukturelle Lähmung und interne Zerrissenheit der Partei nicht nur nach 

innen getragen, sondern auch nach außen kommuniziert.  

 

7. Zum unterschiedlichen Ist-Zustand der grünen Parteien 
 

Was sind nun die Gründe für die unterschiedlichen Jubiläumsfeiern zu dem 30-jährigen 

Parteibestehen der deutschen und französischen Grünen und die differenten – internen wie 

externen – Bestandsaufnahmen ihrer Stellung im jeweiligen Parteiensystem? Ist die 

vorliegende Arbeitshypothese, nach der die unterschiedliche Verfasstheit der deutschen und 

französischen Grünen vor allem in ihren verschiedenen programmatischen (C2) und 

organisatorischen (C3) Charakteristika begründet liegt, zu verifizieren? Vieles spricht dafür.  

Ohne die Bürde der französischen Grünen hinsichtlich des französischen Mehrheitswahlrechts 

zu vernachlässigen, legt die komparatistische Parteienanalyse offen, dass beide grüne Parteien 

trotz der unterschiedlichen politischen Systeme relativ gleichen Umweltprägungen 

unterliegen. Dies verdeutlicht nicht nur das gleichartige sozialstrukturelle und immer 

schwerer zu mobilisierende Wählerklientel, sondern auch die geringe Parteienkonkurrenz mit 

anderen ökologischen Parteien und das starke Wettbewerbsverhältnis mit der politischen 

Linken. Dabei fungieren die SPD und PS zugleich als jeweilig größte Konkurrenzpartei und 

potenzieller Bündnispartner. Zudem ist zu konstatieren, dass das Verhältnis beider grüner 
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Parteien zu den ihnen nahe stehenden Interessenverbänden, vor allem gegenüber 

Umweltverbänden, de facto nur noch symbolischer Natur ist. Dahingegen sind ihre 

Beziehungen zu den unter zunehmendem Wettbewerbsdruck stehenden Massenmedien 

intensiv und immer schwerer zu kontrollieren. Bei beiden Parteien lassen sich 

Modernisierungsansätze ihrer politischen Kommunikation erkennen: Sie nutzen immer 

häufiger das Internet, um ihre tendenziell jüngeren Wählerschichten zu mobilisieren und 

versuchen, durch ihre verstärkte Präsenz in den sozialen Netzwerken jenseits der 

traditionellen Medien auf sich aufmerksam zu machen. Letztlich ist auch das Argument der 

unterschiedlichen Wahlsysteme in Deutschland und Frankreich für die geringere 

Ämterbesetzung der französischen Grünen insofern nicht hinreichend, als letztere auch nach 

dem personalisierten Verhältniswahlrecht (mit Ausnahme der Wahlen von 1993) die Fünf-

Prozent-Hürde nicht überschritten und folglich keine Parlamentsplätze besetzt hätten (Vgl. 

Abbildung 1).  

Einen vielversprechenden Erklärungsansatz für die unterschiedlich hohen Wahlergebnisse 

von Bündnis 90/Die Grünen und Les Verts/EELV birgt der Vergleich ihrer drei letzten 

Wahlprogramme. Ihre Gegenüberstellung veranschaulicht, dass die Bündnisgrünen den 

Wählern bei Bundestagswahlen ein breiteres Programmangebot offerieren, wobei ihre 

Reformvorschläge gegenüber denen von Les Verts/EELV als moderat einzustufen sind. Sie 

vermeiden präzise Datierungen von Großprojekten wie zum Atomausstieg oder die 

Festlegung auf fiskalpolitische Angaben wie zum Grundeinkommen und halten an 

uneingelösten Forderungen, wie dem Wahlrecht für Drittstaatler, fest. Die Wahlprogramme 

der französischen Grünen zeichnen sich im Zeitverlauf durch präzisere Zahlen- und 

Jahresangaben aus, an denen sie sich messen lassen müssen. In allen drei der 

gegenübergestellten Policy-Bereiche, der Energie-, Einwanderungs- und Arbeitsmarktpolitik, 

sind im Zeitverlauf programmatische Zuspitzungen zu konstatieren (z.B. beim 

Automausstieg, Ausländerwahlrecht für Drittstaatler oder Grundeinkommen), die gemäß 

Bevölkerungsumfragen in der französischen Öffentlichkeit nicht mehrheitsfähig sind. So kann 

davon ausgegangen werden, dass sich die programmatischen Verschärfungen der 

Forderungen von Les Verts/EELV negativ auf ihre Wahlergebnisse auswirken, wohingegen 

die Bündnisgrünen mit ihren gemäßigten Reformangeboten eher der öffentlichen Meinung 

(z.B. bezüglich der Einführung des kommunalen Wahlrechts für Drittstaatler) entsprechen 

und demnach höhere Wahlchancen haben.  

Dieser Befund wird durch die Organisationsanalyse beider Parteien untermauert. Zwar 

offenbaren die stark dezentralen, partizipativen, paritätischen und antiautoritären 
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Satzungsregelungen jeweils eine normative Basiseinbindung, doch werden die Mitglieder 

aufgrund der parteiinternen Strömungskulturen bei den Bündnisgrünen eher repräsentiert als 

bei Les Verts/EELV. Die bipolare Flügelbildung der deutschen Grünen und der damit 

einhergehende informelle, duale Rekrutierungsschlüssel der Spitzenämter zog die 

Herausbildung einer pluralen Führung nach sich, welche die interne Geschlossenheit der 

Partei befördert und dem normativ antiautoritären Machtverteilungsanspruch ihrer Satzung 

entgegenkommt. Demgegenüber hat sich die Führungsspitze der französischen Grünen im 

Zeitverlauf hierarchisiert, da sie sich zunehmend aus dem Personenkreis einer relativen 

Hauptströmung reproduziert, der eine zahlenmäßig größere, aber extrem zersplitterte 

Strömungsopposition gegenübersteht. Die verstärkt internen und durch die Medien extern 

tradierten Querelen, die Ausdruck der unzureichenden Handlungslegitimität der 

Führungsspitze sind, fördern die fehlende Geschlossenheit der Partei zu Tage, konterkarieren 

die innerparteiliche Entscheidungsfindung und schmälern ihre Öffentlichkeitswirkung. Die 

Differenzen der informellen Organisationsstrukturen sowie der programmatischen 

Positionierung scheinen als Erklärungsansätze für den differenten Ist-Zustand von Bündnis 

90/Die Grünen und EELV demnach stichhaltiger als die jeweiligen Umwelteinflüsse, die 

vergleichbare Grundzüge erkennen lassen.  

Ist vor diesem Hintergrund die vorliegende Arbeitshypothese als verifiziert zu betrachten, 

bleibt die Frage, wie die Aussage Poguntkes aus dem Jahr 2003, nach der grün-alternative 

Parteien hinsichtlich ihrer Organisation und ihrer programmatischen Grundpositionen 

vergleichsweise ähnlich sind, aktuell zu bewerten ist. Kann sie als widerlegt gelten? Vor dem 

Hintergrund, dass sich die Aussage allgemein auf die grünen Parteien in Westeuropa bezieht 

und die vorliegende Analyse nur zwei dieser Parteien untersucht hat, kann sie nicht falsifiziert 

werden. Allerdings ist sie in Anbetracht der Analyseergebnisse zu modifizieren bzw. zu 

relativieren. Die Aussage stützt sich auf empirische Analysen grüner Parteien, die aufgrund 

ihrer Veröffentlichungen in den 1980er und 1990er Jahren nicht mehr zeitgemäß sind. Die vor 

allem ab 2007 beobachtete Zuspitzung der programmatischen Forderungen und 

Herausbildung der wenig parteirepräsentativen Strömung um Duflot verdeutlichen, dass es 

sich bei den organisatorischen Differenzen von Les Verts/EELV zu den Bündnisgrünen nicht 

um historisch verwurzelte, sondern um in der letzten Dekade gewachsene Parteiunterschiede 

handelt. Herauszufinden, inwiefern solche Unterschiede auch für andere grüne Parteien 

Westeuropas gelten – Poguntkes Aussage in relativierter Form also Bestand hat – bleibt 

zukünftige Aufgabe der Parteienforschung.  
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Aus politikwissenschaftlicher Sicht sollten die Ergebnisse der vorliegenden Arbeit als 

Plädoyer verstanden werden, bei der komparativen Erforschung grüner Parteien verstärkt auf 

die programmatische und organisatorische Binnenanalyse abzuheben, um nicht Gefahr zu 

laufen, diesbezügliche Differenzen mittels einseitiger Rekurrenz auf unterschiedliche 

nationale Kontextfaktoren zu übergehen. Aus parteipolitischer Sicht der deutschen und 

französischen Grünen liefern die Analyseergebnisse einen durchaus positiven Befund: Erfolg 

oder Misserfolg der untersuchten Parteien sind demnach in hohem Maße auf die politischen 

Organisationen selbst zurückzuführen. Mit ihrer programmatischen und organisatorischen 

Ausrichtung haben sie die Chance, parteiinterne Geschlossenheit zu evozieren und mehr 

Wähler, Mitglieder sowie Mandate zu erringen. Zur Steigerung ihrer Wahlergebnisse scheint 

es für die französischen Grünen folglich kein schlechter Rat zu sein, den Blick auf ihr 

ökologisches Pendant östlich des Rheins zu richten, ein breiteres Programmangebot zu 

offerieren und sich inhaltlich stärker am öffentlichen Meinungsbild zu orientieren. Schwerer 

erweist sich zweifelsohne die Sicherung einer flügelübergreifenden Ämterbesetzung, um ihre 

parteiinterne Geschlossenheit und damit ihre öffentliche Wirkkraft zu befördern. Hier obliegt 

es der zersplitterten Parteiopposition, sich zu einer Faktion zusammenzuschließen, um einen 

veritablen parteiinternen Gegenpol zum Duflot-Flügel zu bilden und deren Ämterhoheit 

entgegenzuwirken. So könnte beispielsweise ein parteiinternes – im Règlement intérieur 

verankertes485 – Referendum zur Etablierung einer Doppelspitze im BE von einer 

geschlossenen Parteiopposition die nötige absolute Mehrheit erreichen und die 

Parteiorganisation auf neue Grundlagen stellen.  

Ob der Entwicklungsprozess der französischen Grünen künftig zur vollen Blüte gelangt und in 

welchem Rahmen ihre kommende Jubiläumsfeier stattfinden wird, hängt zumindest stark von 

der Realisierung innerparteilicher Reformen ab. Bei ihrem Reifungsprozess verhält es sich im 

Prinzip wie mit den natürlichen Wachstumsprozessen der Pflanzen, bei denen auch der 

Standortfaktor (Deutschland oder Frankreich) eine weniger große Rolle spielen dürfte als die 

jeweiligen innerorganischen Prozesse.  

 

 

 

 

 

 

                                                 
485 Vgl. EELV (2014): Règlement intérieur, a.a.O., S. 114-115.  
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Anhang  
 
MRP-Datensatz 
 
Les Verts: Reconstruire l’espoir!  
Législatives 2002 
 

Code Name Frequency 
 
Share  
  

 Domain 1 : External Relations   

101  Foreign Special Relationships: Positive 0 0.0  

102  Foreign Special Relationships: Negative 0 0.0  

103  Anti-Imperialism 1 0.4  

104  Military: Positive 0 0.0  

105  Military: Negative 0 0.0  

106  Peace 0 0.0  

107  Internationalism: Positive 5 1.9  

108  European Community/Union: Positive 3 1.1  

109  Internationalism: Negative 0 0.0  

110  European Community/Union: Negative 0 0.0  

   3.4 

 Domain 2: Freedom and Democracy   

201  Freedom and Human Rights 7 2.6  

202  Democracy 26 9.8  

203  Constitutionalism: Positive 14 5.3  

204  Constitutionalism: Negative 0 0.0  

   17.7 

 Domain 3: Political System   

301  Federalism 14 5.3  

302  Centralisation 0 0.0 

303  Governmental and Administrative Efficiency 1 0.4  

304  Political Corruption 0 0.0  

305  Political Authority 0 0.0  

   5.7 

 Domain 4: Economy    

401  Free Market Economy 0 0.0  

402  Incentives 5 1.9  

403  Market Regulation 5 1.9  

404  Economic Planning 3 1.1  

405  Corporatism/ Mixed Economy 3 1.1 

406  Protectionism: Positive 0 0.0  

407  Protectionism: Negative 0 0.0  



 117 

408  Economic Goals 1 0.4  

409  Keynesian Demand Management 0 0.0  

410  Economic Growth: Positive 0 0.0  

411  Technology and Infrastructure 7 2.6  

412  Controlled Economy 0 0.0  

413  Nationalisation 0 0.0 

414  Economic Orthodoxy 0 0.0  

415  Marxist Analysis: Positive  0 0.0  

416  Anti-Growth Economy: Positive 0 0.0  

   9.0 

 Domain 5: Welfare and Quality of Life   

501  Environmental Protection: Positive 55 20.7  

502  Culture: Positive 0 0.0  

503  Equality: Positive 30 11.3  

504  Welfare State Expansion 17 6.4  

505  Welfare State Limitation 0 0.0 

506  Education Expansion 9 3.4  

507  Education Limitation 1 0.4  

   42.2 

 Domain 6: Fabrication of Society   

601  National Way of Life: Positive 0 0.0  

602  National Way of Life: Negative 0 0.0  

603  Traditional Morality: Positive 0 0.0  

604  Traditional Morality: Negative 0 0.0  

605  Law and Order: Positive 9 3.4  

606  Civic Mindedness: Positive 12 4.5  

607  Multiculturalism: Positive  4 1.5  

608  Multiculturalism: Negative 0 0.0  

   9.4 

 Domain 7: Social Groups   

701  Labour Groups: Positive  15 5.6  

702  Labour Groups: Negative 0 0.0  

703  Agriculture and Farmers: Positive 6 2.3  

704  Middle Class and Professional Groups 0 0.0  

705  Underprivileged Minority Groups 10 3.8  

706  Non-economic Demographic Groups 3 1.1 

   12.8 
 
 
Spitzenbereich: Welfare and Quality of Life (42.2%) 
Spitzenkategorie: Environmental Protection: Positive (20.7%) 
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Les Verts: Changeons le Monde  
Législatives 2007 
 
Code Name Frequency Share  

 Domain 1 : External Relations   
101  Foreign Special Relationships: Positive 0 0.0  

102  Foreign Special Relationships: Negative 0 0.0  

103  Anti-Imperialism 0 0.0  

104  Military: Positive 0 0.0  

105  Military: Negative 10 1.5  

106  Peace 1 0.2  

107  Internationalism: Positive 44 6.7  

108  European Community/Union: Positive 33 5.1 

109  Internationalism: Negative 0 0.0  

110  European Community/Union: Negative 1 0.2  

   13.7 

 Domain 2: Freedom and Democracy   

201  Freedom and Human Rights 38 5.8  
202  Democracy 51 7.8  

203  Constitutionalism: Positive 0 0.0  

204  Constitutionalism: Negative 6 0.9  

   14.5 

 Domain 3: Political System   

301  Federalism 14 2.1  

302  Centralisation 0 0.0 

03  Governmental and Administrative Efficiency 3 0.5  

304  Political Corruption 0 0.0  

305  Political Authority 7 1.1  

   3.7 

 Domain 4: Economy   

401  Free Market Economy 0 0.0  

402  Incentives 17 2.6  

403  Market Regulation 28 4.3  

404  Economic Planning 0 0.0  

405  Corporatism/ Mixed Economy 0 0.0 

406  Protectionism: Positive 0 0.0  

407  Protectionism: Negative 0 0.0  

408  Economic Goals 0 0.0  
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409  Keynesian Demand Management 0 0.0  

410  Economic Growth: Positive 0 0.0  

411  Technology and Infrastructure 22 3.4  

412  Controlled Economy 0 0.0  

413  Nationalisation 3 0.5 

414  Economic Orthodoxy 5 0.8  

415  Marxist Analysis: Positive  0 0.0  

416  Anti-Growth Economy: Positive 5 0.8  

   12.4 

 Domain 5: Welfare and Quality of Life   

501  Environmental Protection: Positive 90 13.8  

502  Culture: Positive 30 4.6  

503  Equality: Positive 52 8.0  

504  Welfare State Expansion 67 10.3  

505  Welfare State Limitation 0 0.0 

506  Education Expansion 47 7.2  

507  Education Limitation 0 0.0  

   43.9 
 Domain 6: Fabrication of Society   

601  National Way of Life: Positive 0 0.0  

602  National Way of Life: Negative 0 0.0  

603  Traditional Morality: Positive 0 0.0  

604  Traditional Morality: Negative 8 1.2  

605  Law and Order: Positive 0 0.0  

606  Civic Mindedness: Positive 3 0.5 

607  Multiculturalism: Positive  9 1.4  

608  Multiculturalism: Negative 0 0.0  

   3.1 

 Domain 7: Social Groups   

701  Labour Groups: Positive  16 2.5  

702  Labour Groups: Negative 0 0.0  

703  Agriculture and Farmers: Positive 28 4.3  

704  Middle Class and Professional Groups 0 0.0  

705  Underprivileged Minority Groups 4 0.6  

706  Non-economic Demographic Groups 10 1.5 

   8.9 
 
 
Spitzenbereich: Welfare and Quality of Life (43.9%) 
Spitzenkategorie: Environmental Protection: Positive (13.8%) 
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EELV: Vivre mieux  
Législatives 2012 
 
Code Name Frequency Share  

 Domain 1 : External Relations   
101  Foreign Special Relationships: Positive 0 0.0  

102  Foreign Special Relationships: Negative 0 0.0  

103  Anti-Imperialism 0 0.0  

104  Military: Positive 1 0.1  

105  Military: Negative 21 1.9  

106  Peace 3 0.3  

107  Internationalism: Positive 42 3.7  

108  European Community/Union: Positive 82 7.3 

109  Internationalism: Negative 1 0.1  

110  European Community/Union: Negative 1 0.1  

   13.5 

 Domain 2: Freedom and Democracy   

201  Freedom and Human Rights 20 1.8  
202  Democracy 73 6.5  

203  Constitutionalism: Positive 0 0.0  

204  Constitutionalism: Negative 0 0.0  

   8.3 

 Domain 3: Political System   

301  Federalism 27 2.4  

302  Centralisation 0 0.0 

303  Governmental and Administrative Efficiency 17 1.5  

304  Political Corruption 0 0.0  

305  Political Authority 1 0.1  

   4.0 

 Domain 4: Economy   

401  Free Market Economy 0 0.0  

402  Incentives 12 1.1  

403  Market Regulation 138 12.2  

404  Economic Planning 0 0.0  

405  Corporatism/ Mixed Economy 6 0.5 

406  Protectionism: Positive 2 0.2  

407  Protectionism: Negative 0 0.0  

408  Economic Goals 0 0.0  

409  Keynesian Demand Management 0 0.0  
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410  Economic Growth: Positive 1 0.1  

411  Technology and Infrastructure 37 3.3  

412  Controlled Economy 1 0.1  

413  Nationalisation 4 0.4 

414  Economic Orthodoxy 5 0.4  

415  Marxist Analysis: Positive  0 0.0  

416  Anti-Growth Economy: Positive 15 1.3  

   19.6 

 Domain 5: Welfare and Quality of Life   

501  Environmental Protection: Positive 159 14.1  

502  Culture: Positive 38 3.4  

503  Equality: Positive 58 5.1  

504  Welfare State Expansion 151 13.4  

505  Welfare State Limitation 0 0.0 

506  Education Expansion 46 4.1  

507  Education Limitation 0 0.0  

   40.1 

 Domain 6: Fabrication of Society   
601  National Way of Life: Positive 1 0.1  

602  National Way of Life: Negative 0 0.0  

603  Traditional Morality: Positive 0 0.0  

604  Traditional Morality: Negative 7 0.6  

605  Law and Order: Positive 57 5.0  

606  Civic Mindedness: Positive 0 0.0 

607  Multiculturalism: Positive  1 0.1  

608  Multiculturalism: Negative 0 0.0  

   5.8 

 Domain 7: Social Groups   

701  Labour Groups: Positive  24 2.1  

702  Labour Groups: Negative 0 0.0  

703  Agriculture and Farmers: Positive 49 4.3  

704  Middle Class and Professional Groups 0 0.0  

705  Underprivileged Minority Groups 17 1.5  

706  Non-economic Demographic Groups 12 1.1  

   9.0 
 
 
Spitzenbereich: Welfare and Quality of Life (40.1%) 
Spitzenkategorie: Environmental Protection: Positive (14.1%) 
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Bündnis 90/Die Grünen: Eines für alle. Das grüne Wahlprogramm 2005 
Bundestagswahlen 2005 
 
 
Code Name Frequency Share  

 Domain 1 : External Relations   
101  Foreign Special Relationships: Positive 0 0.0  

102  Foreign Special Relationships: Negative 0 0.0  

103  Anti-Imperialism 2 0.1  

104  Military: Positive 1 0.1  

105  Military: Negative 30 1.6  

106  Peace 20 1.1  

107  Internationalism: Positive 89 4.8  

108  European Community/Union: Positive 75 4.0 

109  Internationalism: Negative 0 0.0  

110  European Community/Union: Negative 7 0.4  

   12.1 

 Domain 2: Freedom and Democracy   
201  Freedom and Human Rights 119 6.4  

202  Democracy 56 3.0  

203  Constitutionalism: Positive 2 0.1  

204  Constitutionalism: Negative 0 0.0  

   9.5 

 Domain 3: Political System   

301  Federalism 22 1.2  

302  Centralisation 7 0.4 

303  Governmental and Administrative Efficiency 119 6.4  

304  Political Corruption 6 0.3  

305  Political Authority 81 4.3  

   12.6 

 Domain 4: Economy   

401  Free Market Economy 11 0.6  

402  Incentives 13 0.7  

403  Market Regulation 98 5.2  

404  Economic Planning 18 1.0  

405  Corporatism/ Mixed Economy 4 0.2 

406  Protectionism: Positive 0 0.0  
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407  Protectionism: Negative 3 0.2  

408  Economic Goals 74 4.0  

409  Keynesian Demand Management 0 0.0  

410  Economic Growth: Positive 6 0.3  

411  Technology and Infrastructure 75 4.0  

412  Controlled Economy 2 0.1  

413  Nationalisation 2 0.1 

414  Economic Orthodoxy 26 1.4  

415  Marxist Analysis: Positive  0 0.0  

416  Anti-Growth Economy: Positive 14 0.7  

   18.5 

 Domain 5: Welfare and Quality of Life   

501  Environmental Protection: Positive 171 9.1  

502  Culture: Positive 36 1.9  

503  Equality: Positive 197 10.5  

504  Welfare State Expansion 115 6.1  

505  Welfare State Limitation 1 0.1 
506  Education Expansion 61 3.3  

507  Education Limitation 0 0.0  

   31.0 

 Domain 6: Fabrication of Society   

601  National Way of Life: Positive 1 0.1  

602  National Way of Life: Negative 3 0.2  

603  Traditional Morality: Positive 9 0.5  

604  Traditional Morality: Negative 8 0.4  

605  Law and Order: Positive 31 1.7  

606  Civic Mindedness: Positive 44 2.4 

607  Multiculturalism: Positive  33 1.8  

608  Multiculturalism: Negative 0 0.0  

   7.1 

 Domain 7: Social Groups   

701  Labour Groups: Positive  76 4.1  

702  Labour Groups: Negative 0 0.0  

703  Agriculture and Farmers: Positive 12 0.6  

704  Middle Class and Professional Groups 2 0.1  

705  Underprivileged Minority Groups 27 1.4  

706  Non-economic Demographic Groups 59 3.2 

   9.4 
 
 
Spitzenbereich: Welfare and Quality of Life (31 %) 
Spitzenkategorie: Equality: Positive (10.5%) 



 124 

Bündnis 90/Die Grünen: Der grüne neue Gesellschaftsvertrag  
Bundestagswahl 2009  
 
Code Name Frequency Share  

 Domain 1 : External Relations   
101  Foreign Special Relationships: Positive 3 0.1  

102  Foreign Special Relationships: Negative 0 0.0  

103  Anti-Imperialism 0 0.0  

104  Military: Positive 4 0.1  

105  Military: Negative 47 1.3  

106  Peace 42 1.2  

107  Internationalism: Positive 174 4.8  

108  European Community/Union: Positive 95 2.6  

109  Internationalism: Negative 0 0.0  

110  European Community/Union: Negative 6 0.2  

   10.3 

 Domain 2: Freedom and Democracy   

201  Freedom and Human Rights 258 7.2  
202  Democracy 153 4.3  

203  Constitutionalism: Positive 4 0.1  

204  Constitutionalism: Negative 0 0.0  

   11.6 

 Domain 3: Political System   

301  Federalism 42 1.2  

302  Centralisation 11 0.3 

303  Governmental and Administrative Efficiency 152 4.2  

304  Political Corruption 12 0.3  

305  Political Authority 162 4.5  

   10.5 

 Domain 4: Economy   

401  Free Market Economy 7 0.2  

402  Incentives 20 0.6  

403  Market Regulation 241 6.7  

404  Economic Planning 10 0.3  

405  Corporatism/ Mixed Economy 1 0.0 

406  Protectionism: Positive 5 0.1  

407  Protectionism: Negative 1 0.0  

408  Economic Goals 127 3.5  

409  Keynesian Demand Management 9 0.3  

410  Economic Growth: Positive 1 0.0  
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411  Technology and Infrastructure 162 4.5  

412  Controlled Economy 15 0.4  

413  Nationalisation 18 0.5  

414  Economic Orthodoxy 21 0.6  

415  Marxist Analysis: Positive  2 0.1  

416  Anti-Growth Economy: Positive 38 1.1  

   18.9 

 Domain 5: Welfare and Quality of Life   

501  Environmental Protection: Positive 383 10.7  

502  Culture: Positive 102 2.8  

503  Equality: Positive 434 12.1  

504  Welfare State Expansion 111 3.1  

505  Welfare State Limitation 2 0.1 

506  Education Expansion 144 4.0  

507  Education Limitation 0 0.0  

   32.8 

 Domain 6: Fabrication of Society   

601  National Way of Life: Positive 2 0.1  
602  National Way of Life: Negative 7 0.2  

603  Traditional Morality: Positive 21 0.6  

604  Traditional Morality: Negative 25 0.7  

605  Law and Order: Positive 35 1.0  

606  Civic Mindedness: Positive 46 1.3 

607  Multiculturalism: Positive  36 1.0  

608  Multiculturalism: Negative 0 0.0  

   4.9 

 Domain 7: Social Groups   

701  Labour Groups: Positive  111 3.1  

702  Labour Groups: Negative 1 0.0  

703  Agriculture and Farmers: Positive 25 0.7  

704  Middle Class and Professional Groups 0 0.0  

705  Underprivileged Minority Groups 117 3.3  

706  Non-economic Demographic Groups 142 3.9 

   11.0 
 
 
Spitzenbereich: Welfare and Quality of Life (32.8%) 
Spitzenkategorie: Equality: Positive (12.1%) 
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Bündnis 90/ Die Grünen: Zeit für den grünen Wandel 
Bundestagswahl 2013 
 
Code Name Frequency Share  

 Domain 1 : External Relations   
101  Foreign Special Relationships: Positive 5 0.1  

102  Foreign Special Relationships: Negative 1 0.0  

103  Anti-Imperialism 1 0.0  

104  Military: Positive 11 0.2  

105  Military: Negative 59 1.1  

106  Peace 53 1.0  

107  Internationalism: Positive 147 2.7  

108  European Community/Union: Positive 144 2.7 

109  Internationalism: Negative 0 0.0  

110  European Community/Union: Negative 8 0.1  

   7.9 

 Domain 2: Freedom and Democracy   

201  Freedom and Human Rights 277 5.1  
202  Democracy 377 6.9  

203  Constitutionalism: Positive 6 0.1  

204  Constitutionalism: Negative 7 0.1  

   12.2 

 Domain 3: Political System   

301  Federalism 88 1.6  

302  Centralisation 14 0.3 

303  Governmental and Administrative Efficiency 212 3.9  

304  Political Corruption 26 0.5  

305  Political Authority 142 2.6  

   8.9 

 Domain 4: Economy   

401  Free Market Economy 30 0.6  

402  Incentives 66 1.2  

403  Market Regulation 334 6.2  

404  Economic Planning 5 0.1  

405  Corporatism/ Mixed Economy 7 0.1 

406  Protectionism: Positive 4 0.1  

407  Protectionism: Negative 9 0.2  

408  Economic Goals 70 1.3  

409  Keynesian Demand Management 20 0.4  

410  Economic Growth: Positive 5 0.1  
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411  Technology and Infrastructure 241 4.4  

412  Controlled Economy 30 0.6  

413  Nationalisation 17 0.3 

414  Economic Orthodoxy 80 1.5  

415  Marxist Analysis: Positive  0 0.0  

416  Anti-Growth Economy: Positive 183 3.4  

   20.5 

 Domain 5: Welfare and Quality of Life   

501  Environmental Protection: Positive 571 10.5  

502  Culture: Positive 153 2.8  

503  Equality: Positive 614 11.3  

504  Welfare State Expansion 352 6.5  

505  Welfare State Limitation 7 0.1 

506  Education Expansion 181 3.3  

507  Education Limitation 0 0.0  

   34.5 

 Domain 6: Fabrication of Society   

601  National Way of Life: Positive 17 0.3  
602  National Way of Life: Negative 39 0.7  

603  Traditional Morality: Positive 16 0.3  

604  Traditional Morality: Negative 129 2.4  

605  Law and Order: Positive 48 0.9  

606  Civic Mindedness: Positive 73 1.3 

607  Multiculturalism: Positive  45 0.8  

608  Multiculturalism: Negative 0 0.0  

   6.7 

 Domain 7: Social Groups   

701  Labour Groups: Positive  285 5.3  

702  Labour Groups: Negative 0 0.0  

703  Agriculture and Farmers: Positive 17 0.3  

704  Middle Class and Professional Groups 0 0.0  

705  Underprivileged Minority Groups 55 1.0  

706  Non-economic Demographic Groups 98 1.8  

   8.4 
 
 
Spitzenbereich: Welfare and Quality of Life (34.5%) 
Spitzenkategorie: Equality: Positive (11.3%) 
 
 
 
 
 
 


